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Geſetzentwurf nach der Regierungsvorlage. 


— 


Entwurf“) | 
eines Geſetzes, betreffend den Nogatabſchluß. 


Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der 


Monarchie, was folgt: 


8 1 
Die Staaatsregierung wird ermächtigt, zur Abwendung von Hoch— 
waffer= und Eisgefahren 
I. die Durchdeichung der Nogat bei Pieckel, 
2. die Erweiterung der Dirſchauer Weichſelbrücken 

nach Maßgabe der von den zuftändigen Winiſtern feſtzuſtellenden Ent⸗ 
würfe, deren Koſten 

zu 1. auf 11546000 M. 

zu 2. auf 6560000 „ 


berechnet ſind, herbeizuführen. 
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Die Herſtellung der im § 1 bezeichneten Anlagen erfolgt: 
im Falle der Nr. 1 durch den Warienburger, Elbinger und 
Einlage-Deichverband, 
im Falle der Nr. 2 durch den Staat 


als Bauherren. 
Der Staat übernimmt auch die Bauausführung der von den 


Deichverbänden als Bauherren herzuſtellenden Anlagen gegen eine 


Pauſchalentſchädigung von 3496686,07 M., von welcher 
der Marienburger Deichverband . 1667771,95 M. 
der Elbinger Deichverband 1334 613,00 „ 
der Einlage-Deichverband 104 301,12 „ 
dem Fortſchreiten der Arbeiten entſprechend aufzubringen haben. 


§ 3 
Für Schäden, die trotz fehlerfreier Ausführung durch die im § 1 


Sie fett gedruckten Stellen find von der Kommiſſion geändert worden 


bezeichneten Anlagen hervorgerufen werden, beſteht keine Erſatz⸗ 
pflicht. Es ſollen jedoch zur Verhütung und Beſeitigung etwaiger 
Schäden, welche 
1. die Haffiſcherei betreffen, 
2. infolge der durch den Abſchluß der Nogat eintretenden 
vorübergehenden Erhöhung des Waſſerſpiegels der Weichſel 
im Gebiete des Galfenauer, Marienburger und Danziger 
Deichverbandes entſtehen, 
geeignete Maßnahmen inſoweit getroffen werden, als es der Billig⸗ 
keit entſpricht und zwar im Falle der Nr. 1 vom Staate, im Запе 
der Nr. 2 von jedem Deichverbande für fein Verbandsgebiet. 

Zur Durchführung der in Nr. 2 vorgeſehenen Maßnahmen er⸗ 
halten die Deichverbände aus den bereitgeſtellten Mitteln folgende 
Beträge: 

der Falkenauer Deichverband . . 270000 M. 
der Danziger Deichverband . . . 330000 „ 
der Marienburger Deichverband . . 210000 „ 


§ 4 

Der Staat hat die ihm gehörenden Grundſtücke, welche zur Bare 
ausführung erforderlich ſind, unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. In 
gleicher Weiſe haben die Deichverbände die ihnen gehörenden, zum 
Umbau oder zur Verlegung der Deiche erforderlichen Grundſtücke, 
ferner der Marienburger Deichverband die bei der Rückverlegung des 
Deiches gegenüber Dirſchau frei werdende, zur Vorlands-Regulierung 
erforderliche Deichfläche, der Marienburger, Elbinger und Ginlage= 
Deichverband endlich die ihnen gehörenden, zur Herſtellung der An— 
lagen im Nogatgebiet, einſchließlich der dort vorgeſehenen Ent- und 
1 erforderlichen Grundſtücke zur Verfügung zu 
tellen. 

Für die anderen zur Bauausführung erforderlichen eingedeichlen 
Grundſtücke und Vorländer gehen die den Deichverbänden nach § 20 
des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848 (Geſetzſamml. S. 54) zuſtehen⸗ 
den Rechte auf den Staat über; die dort der Deichbehörde beigelegte 
Befugnis, die Abtretung von Grund und Boden und die Ueberlaffung 
von Materialien anzuordnen, ſteht der mit der Ausführung des Baues 
beauftragten Staatsbehörde zu. 


§ 5 

Von den nach § 1 herzuftellenden Anlagen liegt die Unterhaltung der 
neuen, die Nogat abſchließenden Weichſeldeichſtrecke zwiſchen den bis⸗ 
herigen Llogatdeichen dem Marienburger, Elbinger und Einlage⸗ 
Deichverband ob, falls ſie nicht durch einen Deichverband allein 
übernommen wird. 

Die Unterhaltung: 

1. derjenigen Deichſtrecken der Deichverbände, welche umgebaut 

oder verlegt werden, 

2. der Ent⸗ und Bewäſſerungsgräben 

liegt 


zu Nr. 1 den bisher unterhaltungspflichtigen Deichverbänden, 
zu Nr. 2, ſoweit ſie nicht von Waſſergenoſſenſchaften oder 
ſonſtigen öffentlichen Verbänden übernommen wird, den 
Deichverbänden, in deren Vorlande oder Verbandsgebiete 


die Gräben ſich befinden, 
ob. 


Alle übrigen Anlagen ſind vom Staate zu unterhalten. 

Den Deichverbänden und dem Staate ſteht das Eigentum der 
hiernach von ihnen zu unterhaltenden Anlagen, einſchließlich des Grund 
und Bodens, auf dem ſie hergeſtellt ſind, zu. Soweit der Grund und 
Boden vom Staate oder von den Deichverbänden nach § 4 Abſ. 1 zur 
Bauausführung zur Verfügung geſtellt iſt, geht das Eigentum mit der 
Fertigſtellung der Anlagen auf den Anterhaltungspflichtigen über. Den 
Zeitpunkt, in welchem die Anlagen als fertiggeſtellt gelten, beſtimmt 
der Oberpräſident. 


§ 6 
§ 1 des Сејеђед, betreffend die Regulierung der Stromverhält⸗ 
niſſe in der Weichſel und Nogat, vom 20. Juni 1888 (Geſetzſamml. 
S. 251) wird aufgehoben, ſoweit er die Herſtellung eines Eiswehrs bei 
Kittelsfähre betrifft (Buchſtabe e). 


Die Ausführung der Anlagen, die in dem Geſetze, betreffend die 
Regulierung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz bis Pieckel 
vom 25. Juni 1900 (Geſetzſamml. S. 249) vorgeſehen ſind, unterbleibt, 
inſoweit an deren Stelle anderweite Bauausführungen auf Grund des 
vorliegenden Geſetzes erfolgen. Dementſprechend werden die im 8 2 
des Geſetzes vom 25. Juni 1900 feſtgeſetzten Zuſchüſſe um insgeſamt 

125 313,93 M. 
und zwar: 
1. des Marienburger Deichverbandes um 
73 918,75 M., 
2. des Danziger Deichverbandes um 
39 204,17 M., 
3. des Falkenauer Deichverbandes um 
5120,83 M., 
4. des Elbinger Deichverbandes um 
7 070,18 M. 
ermäßigt. Dieſe Deichverbände haben aber die vorgenannten Beträge 
als FIntereſſentenbeitrag zur Ausführung der im § 2 Nr. 1 bezeichneten 
Anlagen an den Staat vorab zu entrichten. 


§ 8 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 

erwähnten Koſten, ſoweit dieſe nicht durch die Pauſchalentſchädigung 

nach § 2 und den Intereſſentenbeitrag nach § 7 aufzubringen find, 
Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz— 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den 
Schatzanweiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, 
die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von 
neuen Schatzanweiſungen und von Schuldverſchreibungen in dem er— 
forderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzanweiſungen können 
wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöfung 
von fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt find, hat die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 
vierzehn Tage vor dem Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. 
Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Зей» 
punkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatz— 
anweiſungen aufhört. 
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Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen 
Kurſen die Schatzanweiſungen und die Schuldverſchreibungen veraus— 
gabt werden ſollen (§ 8), beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die 
Konſolidation Preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden 
(Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend 
die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwallung 
(Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


§ 10 
Die Ausführung dieſes Geſetzes iſt den zuſtändigen Winiſtern 
übertragen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben uſw. 


Zum Geſetzentwurf betr. den Nogatabſchluß. 
Elbing, 19. Mai 1910 
Hohes Haus der Abgeordneten! 


Ueber 20 Jahre ſind verfloſſen, ſeitdem infolge des Nogatdeich- 
bruchs bei Sonasdorf im Jahre 1888 durch Geſetz vom 20. Juni 1888 
den Nogat⸗ Niederungen der Schutz gegen das Weichſeleis durch Her⸗ 
ſtellung eines Eiswehrs in der Nogat zugeſichert wurde. Als die in 
dem Geſetz feſtgeſetzten Regulierungsarbeiten bis auf das Eiswehr aus⸗ 
geführt waren, wurde dem Deichverbande eröffnet, daß die Eiswehr— 
anlage erſt nach weiterer Regulierung der Weichſel von Gemlitz bis 
Pieckel errichtet werden könnte. Die Regulierung dieſer Strecke wurde 
durch Geſetz vom 25. Juni 1900 feſtgelegt und der Elbinger Deich- 


verband gegen feinen Willen zu den Koſten mit einem Beitrage von 
200000 M. herangezogen. Wir haben ſeinerzeit unſere Weigerung 
damit begründet, daß wir für den uns durch das Geſetz vom 20. Juni 
1888 zugeſicherten Schutz gegen das Weichſeleis eine unverhältnis⸗ 
mäßig hohe Summe — etwa 1800000 M. — bewilligt und an der 
weiteren Regulierung der Weichſel kein Intereſſe hätten. Wir hatten 
nun die Hoffnung, daß nach Regulierung der Strecke Gemlitz —Pieckel 
die Königliche Staatsregierung unverzüglich die Eiswehranlage er: 
richten würde. Unſere Hoffnung wurde aber nicht erfüllt. Die König⸗ 
liche Staatsregierung erachtete es vielmehr für notwendig, zunächſt die 
Erfolge der Weichjel-Negulierung abzuwarten. Die angejtellten Be- 
obachtungen haben, wie in einer von der Königlichen Staatsregierung 
verfaßten Denkſchrift eingehend begründet worden iſt, ergeben, daß die 
bisherigen Regulierungsarbeiten an der Weichſel nur dann ihren Zweck 
erfüllen könnten, wenn durch einen vollſtändigen Nogatabſchluß das 
Weichſelwaſſer zufammengehalten würde, um bei Eisgängen die Eis⸗ 
maſſen glatter in die See abzuführen und Eisverſetzungen möglichſt 
zu verhindern. Hieraus folgt, daß der Nogatabſchluß ausſchließlich 
im Intereſſe der Weichſel und der Weichſel⸗ Niederungen für not⸗ 
wendig erachtet wird. 

Die Nogat-Niederungen würden, wie in der Denkſchrift anerkannt 
wird, durch das Eiswehr gegen Ueberſchwemmungsgefahren vollkommen 
geſchützt werden. 

Wenn die Königliche Staatsregierung in der Begründung zum 
Geſetzentwurf anführt, daß das Eiswehr nur aus einzelnen Böcken und 
Pfeilern beſtehen ſollte, ſo wird darauf erwidert, daß dem Elbinger 
Deichverbande ein Wehr von feſteſter Bauart zugeſichert worden iſt. 
Wir laſſen zum Beweiſe die Erklärung des Herrn Landwirtſchafts— 
miniſters in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 17. Februar 1888 
folgen, welche wörtlich lautete: 

„Das Eiswehr ſoll auf das feſteſte konſtruiert, mit Eiſen 
gepanzert und geeignet und beſtimmt ſein, das andringende 

Eis zu einem Schutz aufzutürmen und damit die Kupierung 

der Яодаї für diefe Hochwaſſerzeit tatſächlich herzuſtellen.“ 

Wenn ferner in der Begründung zum Geſetzentwurf angeführt 
wird, daß mit der Aufnahme des Eiswehrs in das Geſetz vom 20. 
Juni 1888 nur einem „Wunſch“ des Elbinger Deichverbandes ent— 
ſprochen fei, fo ſehen wir uns zu der Erklärung genötigt, daß der Vei— 
trag des Elbinger Deichverbandes zu den Koſten der Weichſel-Nogat⸗ 
Regulierung nach dem Geſetz vom 20. Juni 1888 ſeinerzeit nur unter 
der Bedingung Ser Errichtung des Eiswehrs bewilligt wurde. Dies 
iſt von Vertretern der Königlichen Staatsregierung im Abgeordneten— 
und Herrenhauſe mehrfach anerkannt und betont worden. Wir ner: 
weiſen auf die Begründung zum Geſetze vom 20. Juni 1888, den Be⸗ 
richt über die Sitzung der Agrar-Kommiſſion vom 8. März 1888, den 
Nachtrag zu dem Kommiſſionsberichte vom 23. April 1888 ufw. In 
dem Bericht über die Sitzung der Agrar-Kommiſſion vom 8. März 1888 
heißt es beiſpielsweiſe Seite 6 wörtlich: 
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„Von anderer Seite wurde entgegnet, daß beim Gortfall 
des Eiswehres ein großer Teil der Intereſſenten, 3. B. der 
Deichverband der rechtsſeitigen Nogat⸗ Niederung, zu den 
Soften des jetzigen Projektes nicht werde beitragen wollen. 
Auch erklärte der Kommiſſarius des landwirtſchaftlichen 
Miniſteriums die Beibehaltung des Eiswehrs für eine conditio 
sine qua non.“ : 


Es ift nun unverſtändlich, welche Gründe die Königliche Staats— 
regierung bewogen haben, uns zu den Koſten des projektierten Nogat— 
abſchluſſes mit einem fo unverhältnismäßig hohen Veitrage heranzu— 
ziehen. Wir haben dem Projekte des Nogatabſchluſſes nur zugeſtimmt, 

Sei um endlich den uns geſetzlich zugeſicherten Schutz gegen das Weichſel— 
eis zu erhalten; wir haben uns auch auf beſonders eindringliche Vor— 
ſtellungen der Aufſichtsbehörden beſtimmen laſſen, unſern Beitrag auf 
1 Million zu erhöhen, weil dieſe Summe ungefähr nach Verhältnis 
der Fläche auf den Deichverband entfallen würde. Zu einer weiteren 
Beitragsleiſtung ſehen wir uns aber außer Stande, weil beim Abſchluß 


5 der Nogat die Vorteile des Marienburger Deichverbandes, der von 
jeher durch die Weichſel und Nogat bedroht war, die Vorteile des 
sl Elbinger Deichverbandes bei weitem überwiegen. Obgleich die bei— 


tragspflichtige Fläche des Marienburger Deichverbandes ungefähr 
doppelt ſo groß iſt, als diejenige des Elbinger Deichverbandes und 
„ ebenſo die Strecke des vom Warienburger Deichverbande zu unter⸗ 
haltenden Nogatdeiches faſt die doppelte Länge hat, als die von dem 
Elbinger Deichverbande zu unterhaltende Oeichſtrecke, wird dennoch nach 
§ 2 des Geſetzentwurfes vom Warienburger Deichverbande nur eine 
Summe von 1667000 M., vom Elbinger Deichverbande dagegen 
eine Summe von 1334000 M. verlangt. In dieſer ungleichen Ab— 
wägung ber Vorteile liegt eine ungerechte Behandlung des Elbinger 
Deichverbandes. Wir können dieſe ungleichmäßige Behandlung um— 
ſoweniger verſtehen, als der Marienburger Deichverband an der Weichſel 
1 und Nogat beteiligt ift, alfo durch den Abſchluß der Nogat an dieſem 
Flußlauf dieſelben Vorteile, wie der Elbinger Deidverband haben und 
außerdem noch an der Weichſel beſondere Vorteile genießen würde. 


In der Begründung zum Geſetzentwurf wird von der Annahme 
ausgegangen, daß man den Warienburger Deihverband nach Weichſel— 
und Nogat-Niederung trennen müſſe. Dieſe Annahme iſt aber voll— 
ſtändig unzutreffend, wie die Verheerungen der Nogat- und Weichſel— 
Deichbrüche im Marienburger Werder bewieſen haben. Wir erinnern 
nur an den Montauer Weichſeldurchbruch im Jahre 1855, der den 
ganzen Marienburger Deichverband überſchwemmte. Die gleiche Ueber— 
ſchwemmung würde ein Oeichbruch des linksſeitigen Deiches im oberen 
Laufe der Nogat verurſachen. Sind nun die deichpflichtigen Grund- 
ſtücke des Marienburger Deichverbandes an beiden Flußläufen gleich 
beteiligt, ſo ergibt ſich daraus, daß dieſe Grundſtücke auch ſtärker 
herangezogen werden müſſen, als die nur durch einen Strom gefährde— 
ten Grundſtücke des Elbinger Deichverbandes. 


Es darf ferner nicht überſehen werden, daß durch die bisherigen 
Weichſelregulierungsarbeiten der von dem Marienburger Deichverbande 
zu unterhaltende Weichſeldeich normalmäßig ausgebaut iſt und dieſer 
Verband durch die Abdämmung der Elbinger Weichſel von der Pflicht 
zur Unterhaltung der Deiche an dieſem Flußlauf befreit worden iſt. 
Dagegen hat der Elbinger Deichverband von den bisherigen 
Regulierungsarbeiten keinen Vorteil. 


Bringt man von dem Beitrage des Warienburger Deidverbandes 
die dieſem Verbande durch die bisherigen Regulierungen der Weichſel 
abgenommenen Koſten für den Ausbau ſeiner Deiche an der ungeteilten 
und der Elbinger Weichſel, die ſich auf etwa vier Willionen belaufen 
dürften, in Abzug, fo beträgt die Leiſtung des Warienburger Deich- 
verbandes trotz ſeiner faſt doppelten Flächengröße nicht mehr, als die 
des Elbinger Deichverbandes. 


Dem Elbinger Deichverbande wird in der Begründung des Ge— 
ſetzentwurfs vorgehalten, daß er durch den Abſchluß der Nogat von 
dem Ausbau und der Unterhaltung des rechtsſeitigen Nogatdeides 
befreit wird. Es wird aber nicht hervorgehoben, daß dieſer Vorteil in 
weit Hoherem Maße dem Warienburger Deichverbande hinſichtlich des 
Ausbaus und der Unterhaltung des linksſeitigen Nogatdeiches zugute 
kommt. Jedenfalls würde bei der ziffermäßigen Berechnung dieſer 
Vorteile das Ergebnis für den Warienburger Deichverband ſchon um 
deshalb ein weit ungünſtigeres ſein, weil der linksſeitige Deich auch 
nicht annähernd ſo ausgebaut iſt, wie der rechtsſeitige. 


Daß dieſe ungleichmäßige Behandlung beider Deichverbände im 
Elbinger Deichverbande eine allgemeine Verbitterung hervorgerufen 
hat, kann niemand wunder nehmen. Legt man der Verteilung der 
Intereſſentenbeiträge die beitragspflichtige Fläche zugrunde, dann würde 
der Marienburger Deichverband mindeſtens noch die über den Betrag 
von 1 Million hinaus von dem Elbinger Deichverbande geforderte 
Summe zu leiſten haben. Es wäre aber recht und billig, daß dem 
Marienburger Deichverbande ſeine doppelten Vorteile an Weichſel und 
Nogat angerechnet würden. 


Was nun die für die Deichverbände in Frage kommende An— 
ſchlagsſumme von 11546000 M anlangt, fo find in dieſer Summe 
Beträge enthalten, an deren Verausgabung die Deichverbände nicht 
das geringſte Intereſſe haben. Wir können uns wegen der Kürze der 
Zeit auf eingehende Erörterungen nicht einlaſſen und uns nur auf unſere 
bisherigen Erklärungen beziehen. 


Die Geſamtkoſten des Projekts find auf 18106000 M angenommen, 
wovon die für die Erweiterung der Dirſchauer Brücken ausgeworfene 
Summe von 6560000 M nach § 2 des Entwurfs vorweg auf den 
Staat übernommen iſt, weil bei Anlage der Brücken aus Sparſamkeits— 
rückſichten das Profil eingeengt wurde und daher auch zweifelsohne auf 
Staatskoſten erweitert werden muß. 


Von den noch verbleibenden 11546000 M 
ſind in Abzug gebracht worden 680000 M . 
für den Erwerb von Außenland, da der Staat 
Eigentümer und Nutznießer dieſes Außenlandes 
wird, ſowie die Erſparniſſe für die im Geſetz 
vom 25. Juni 1900 vorgeſehenen und ſich 


erübrigenden Arbeiten mit 375939 M 
ingen: EE ee ИЕ 1055939 M 
Der Neſtbetrag vgl зеца e gp, Tell 10490061 M 


ift auf den Staat und die Deichverdände nach dem Verhältnis von 
23 : I verteilt. Hierbei ift überſehen worden, auch die Koſten für das 
im Geſetz vom 20. Juni 1888 vorgeſehene und nach Ausführung des 
geplanten Nogatabſchluſſes ſich erübrigende Eiswehr in Abzug zu bringen, 
welche auf 1200000 M veranschlagt find. Iſt an іф ſchon die Kürzung 
dieſer erſparten Summe ſelbſtverſtändlich, ſo entſpricht ſie auch der von 
den Herten Vertretern der Staatsregierung in der Verhandlung vom 
1 1908 ausgeſprochenen Anſicht, daß mit dem Fortfall dieſes 
Regulierungswerkes ſowohl für den Staat als auch für die Deichver— 
bände die Notwendigkeit zu weiteren Aufwendungen fiele. Nach Abzug 
der Summe von 1 200 000 Mk. wären noch aufzubringen 9 290 061 Mk., 
wovon auf den Staat Za mit 6 193 374 Mk. und auf die Oeichverbände 

3 096 687 Mk. 


entfallen würden. Da die Deichverbände aber. . . . 3161000 „ 
bewilligt haben, fo haben fie bereit?t s. 64 818 Mk. 


über das von ihnen aufzubringende Drittel übernommen. Es liegt 
alſo keine Veranlaſſung vor, den Deichverbänden noch weitere Beiträge 
aufzubürden und dadurch den Abſchluß eines Regulierungswerkes von 
ſo weittragender kultureller Bedeutung in Frage zu ſtellen. 

Der § 5 des Geſetzentwurfs bedarf im erſten Abſatz unter allen 
Umſtänden einer Aenderung durch Feſtlegung der Unterhaltungspflicht 
des Nogatkupierungsdeiches. Beim Erlaß eines Geſetzes iſt alles zu 
vermeiden, was zu ſpäteren Streitigkeiten führen könnte. Die Regelung 
der Unterhaltungspflicht hätte in der Weiſe geſchehen müſſen, wie dies 
der Winiſterialerlaß vom 22. Juli 1908, der von dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter, dem Herrn Winiſter der öffentlichen Arbeiten und dem Herrn 
Landwirtſchaftsminiſter unterzeichnet iſt, vorſchreibt. Der den Kupierungs⸗ 
Deich betreffende Abſatz zu Il h lautet wörtlich: 

„Die Unterhaltung der ſtaatlichen Weichſeldeiche von der 
neuen Einlaß⸗ und Schiffsſchleuſe bis zu den Deichen des 
Marienburger Deidverbandes hat dieſer gegen ein noch feſtzu— 
ſtellendes Ablöſungskapital zu übernehmen.“ 

Das Ablöſungskapital müßte im Geſetz feſtgeſetzt werden. In 
dem erwähnten Winiſterialerlaß ſind die Herren Winiſter unzweifelhaft 
von der Vorausſetzung ausgegangen, daß dieſes Ablöſungskapital vom 
Staate zu zahlen iſt, da durch den Deich lediglich die Schiffahrtsſtraße 
in der Nogat und die damit verbundenen Anlagen geſchützt werden. 


e MEI 


Auf Grund der vorftehenden Ausführungen erlauben wir uns, an 
das Hohe Haus die Bitte zu richten: 

1. im $ 2 des Geſetzentwurfs den Beitrag des Elbinger Deich- 
verbandes auf 1000000 Mark feſtzuſetzen. 

2. dem Abſatz 1 des § 5 folgende Faſſung zu geben: 

„Von den nach § 1 herzuſtellenden Anlagen liegt die 
Unterhaltung der neuen, die Nogat abſchließenden Weichſel— 
deichſtrecke zwiſchen den bisherigen. Nogatdeichen dem 
Marienburger Deichverbande ob. Für die Uebernahme 
dieſer Anterhaltungspflicht erhält der . Deich⸗ 

verband ein Ablöſungskapital von 

Die Höhe des Ablöſungskapitals dürfte онен leichter zu er⸗ 
mitteln fein, als die im § 1 und § 3 Abſ. 2 feſtgeſetzten Beträge. 

Geſtützt auf unſer gutes Recht aus dem Geſetze vom 20. Juni 
1888, durch welches uns der Schutz gegen das Weichſeleis zugeſichert 
iſt, hatten wir in 2 Petitionen an das Hohe Haus vom 10. Dezember 
1907 und 10. November 1908 gebeten, 

die Königliche Staatsregierung um ſchleunige Ausführung 
geeigneter Vorkehrungen zur Abhaltung des Weichſeleiſes 
von der Nogat dringend zu erſuchen. 

Beide Petitionen ſind bis zum Schluſſe der Seſſionen nicht zur 
Beratung und Beſchlußfaſſung gelangt und uns als unerledigt wieder 
zurückgegeben. 

Wir haben aber das Vertrauen, daß das Hohe Haus unſere An— 
träge und die Begründung derſelben in dieſem Falle einer eingehenden 
Prüfung unterziehen und unſern Standpunkt als gerechtfertigt oner: 
kennen wird. 


Das Deichamt des Elbinger Deichverbandes. 
Funk, Krueger, 
Deichhauptmann. Deichinſpektor. 


W. Döring-Königsdorf. L. Monath-Elbing. Froese-Rladendorf. 
Tornier-Fiſchau. Grunwald-Neu Dollftädt. Pauls-Markushof. 


Janzen-Campenau. A. Salwey-Oberkerbswalde. 
Klinge-Neuhof. Rämmer-Ellerwald. 
Deichbezirksvertreter. 


Wunderlich-Grunau. Froese-Schwansdorf. Hägner-Stümswalde. 
uh, Rofengart. G. Rogalsky-Ellerwald 3. Tr. E. Lietz-Schönwieſe 
R. Janssen-Oberkerbswalde. Fr. Mattern-Campenau. 
Riediger-Nogatau. G. Barwich-Bollwerk. 
Stellvertr. Deichbezirksvertreter. 


Zum Geſetzentwurf betr. den Nogatabſchluß. 
Elbing, den 26. Mai 1910. 
Hohes Haus der Abgeordneten! 

Unſerer Petition vom 19. d. Mts. hat die Begründung des 
Geſetzentwurfs zugrunde gelegen, wie fie durch die Zeitungen ver— 
öffentlicht worden iſt. Nachdem die „Begründung? ihrem Wort— 
laute nach zu unſerer Kenntnis gelangt iſt, haben wir erſehen, 
daß in den Zeitungen weſentliche Punkte, die zu Angunſten des 
Elbinger Deichverbandes ſprechen könnten, nicht veröffentlicht 
worden ſind. Wir ſehen uns daher genötigt, unſere Petition zu 
ergänzen und die in den Zeitungen nicht wiedergegebenen unzu⸗ 
treffenden Annahmen und Angaben wie folgt richtig zu ſtellen: 


. едг. S. 10 Abſ. 8. Die im Projekt vorgeſehenen Stauſtufen 


wären, wenigſtens für den Elbinger Deichverband, ſehr entbehrlich. 
Sie find aber, wie auch auf Seite 11 Abſ. A zugeftanden wird, 
nach Abdämmung der Nogat im Schiffahrtsintereſſe unbedingt 
notwendig. 


Begr. S. 13 letzter Abſatz. Wenn hier behauptet wird, daß die 


Normalifierung der Nogatdeiche mit Rückſicht auf den Nogat— 
abſchluß erſt zum kleinen Teile ausgeführt ſei, ſo trifft dieſe Be— 
hauptung für den rechtsſeitigen Nogatdeich nicht zu. Dieſer Deich 
iſt bis zum erſten Ueberfall in die Einlage ſo ausgebaut, daß ein 
weiterer Ausbau der bei Eisgängen wichtigſten Deichſtrecke in ab— 
ſehbarer Zeit ausgeſchloſſen iſt. Von einer Erſparnis großer 
Summen für den Ausbau des rechtsſeitigen Nogatdeiches kann 
daher nicht die Rede ſein. 


. Begr. S. 14 letzter Abſatz. Es handelt іф im vorliegenden Falle 


nicht um ein „Deich- und Weliorationsunternehmen“, ſondern einzig 
und allein um eine Stromregulierung, die die Anlage eines 
Schiffahrtskanals in der Nogat bedingt. Nicht die Deich serbände 
haben die ganz unzweckmäßige Anlage des Pieckeler Kanals und 
die Einengung des Stromprofils der Weichſel bei Dirſchau ver— 
ſchuldet. Dieſe Veränderung der Stromverhältniſſe iſt vielmehr 
von dem Staate beim Bau der Oſtbahn ausgeführt. Es wäre da— 
her auch recht und billig, wenn der Staat die Koſten für die aus 
dieſer Stromveränderung ſich ergebenden weiteren Stromregu— 
lierungen allein tragen würde. 


. едт. Seite 16 Abſ. 4. Bei der Unterverteilung des von den 


Deichverbänden geforderten Koſtenbeitrages {ой das Intereſſe der 
Verbände an dem Unternehmen und daneben ihre Leiſtungsfähig— 
keit in Erwägung gezogen worden ſein. Gegen dieſe Erwägungen 
an ſich kann auch der Elbinger Deichverband nichts einwenden. 
Wie kann man aber zunächſt zu dem Ergebnis kommen, daß das 
Intereſſe des Elbinger Deichverbandes ein größeres fei als das 
des Marienburger Deichverbandes? Der Elbinger Deichverband 
hat ſtets den Standpunkt eingenommen, daß er zufriedengeſtellt iſt, 
wenn das Geſetz vom 20. Juni 1888 ausgeführt und das зи= 


сл 


geficherte Eiswehr errichtet wird, und nimmt dieſen Standpunkt auch 
heute noch ein. Derjenige Verband, der durch die Abhaltung des 
Weichſeleiſes von der Nogat nicht zufriedengeſtellt wird und der 
den Nogat-Abſchluß verlangt, iſt der Marienburger Deichverband. 
Dieſer Verband bekundet damit ſein überwiegend größeres Inter— 
eſſe an dem geplanten Nogatabſchluß und müßte daher auch ent— 
ſprechend höher als der Elbinger Deichverband zu dem geforderten 
Roftenbeitrage herangezogen werden. Für feine ſtärkere Heran— 
ziehung ſpricht überdies auch ſeine geringere Verſchuldung und 
daher größere Leiſtungsfähigkeit. 
Begr. Seite 16 Abſ. 5 und Seite 17. Trotz der hier ausgeſprochenen 
Anſicht müſſen wir daran feſthalten, daß der Elbinger Deichverband 
feinen Beitrag von 1 Million Wark nur unter der ausdrücklichen 
Bedingung bewilligt hat und bewilligen kann, daß er in Zukunft 
von allen Beiträgen für die Weichſel und deren Deiche befreit iſt. 
Wenn dazu bemerkt wird, daß dieſe Bedingung nicht zur vor— 
liegenden Sache gehört, ſo müſſen wir uns nach unſeren bisherigen 
trüben Erfahrungen in Sachen der Weichſel-Nogat-Negulierung 
durch die von uns aufrecht erhaltene Bedingung dagegen ſchützen, 
daß man uns ſpäter trotz unſerer hohen Leiſtungen gewaltſam von 
Neuem zu Deichlaften heranzieht. 
Begr. Seite 17 Abſ. 3 und A. Wir haben bereits in unſerer 
Petition vom 19. d. M. darauf hingewieſen, daß von den Leiſtungen 
des Marienburger und auch des Danziger Deichverbande die 
dieſen Verbänden abgenommenen Koſten für den Ausbau ihrer 
Weichſeldeiche, die ſich für den Warienburger Deichverband auf 
etwa 4 Willionen Mark belaufen, in Abrechnung zu bringen find. 
Daß dem Elbinger Deichverbande die Befreiung von der 
Deichunterhaltungslaſt an der Nogat beſonders hoch angerechnet 
wird, wogegen die dem Marienburger Deichverbande an der Nogat 
in weit größerem Maße zuteil werdende Entlaftung einfach über— 
gangen wird, haben wir bereits in unſerer Petition vom 19. d. M. 
hervorgehoben. 
Begr. Seite 18 Abſ. 2. Es wird hier erklärt, daß das Eiswehr 
nicht erbaut werden kann und daß die dadurch erſparte Summe 
bei Berechnung des jetzt vom Elbinger Deichverbande erforderten 
Koſtenanteils berückſichtigt worden fei. Dieſe Ausführungen find 
uns unklar. Bei Berechnung des von den Deichverbänden gefor— 
derten Koſtenanteils iſt eben die Erſparnis der Koſten für das 
Eiswehr nicht berückſichtigt. 
Begr. Seite 18 Abſ. 3. Niemand wird beſtreiten können, daß 
der Elbinger Deichverband, wenn die Nogatdeiche ausgebaut werden 
müßten, bei dem anerkannt beſſeren Zuſtand ſeiner Deiche nicht 
annähernd die großen Aufwendungen zu machen hätte, wie der 
Warienburger Deichverband. Der größere Vorteil beim Nogat— 
abſchluß liegt alſo auch hier wieder beim Marienburger Deichverbande. 
Begr. Seite 18 Abſ. 5 Hope, Von den zum Elbinger Deichver— 
bande gehörenden deichpflichtigen Grundſtücken ſind 4716 ha nur 


jet 


mit 50 ° und 1273 ha nur mit 25 e beitragspflichtig, fo daß 
die beitragspflichtige Fläche nur auf rd. 33500 ha anzunehmen ift. 


Die Grundſtücke des Elbinger Deichverbandes ſind bei der 
Einſchätzung zur Grundſteuer höher veranlagt, weil ſie nur der 
Ueberſchwemmung durch die Nogat ausgeſetzt find, wogegen die 
Grundſtücke des Marienburger Deichverbandes durch die Nogat 
und Weichſel bedroht ſind. Die höhere Einſchätzung der Grund— 
ſtücke rechts der Nogat iſt keineswegs auf beſſere Bodenverhältniſſe 
zurückzuführen. Es iſt daher durchaus unzutreffend, wenn die 
höhere Verſchuldung des Elbinger Deichverbandes mit dem höheren 
Grundſteuer-Neinertrage in Verbindung gebracht wird. 


E Im Abſatz 8 Seite 18 wird die geringe Verſchuldung des 
А Marienburger Deichverbande3 dadurch erklärt, daß diefer „infolge 
guter Wirtſchaft die Ausgaben des Geſetzes vom 25. Juni 1900 


aus dem Refervefonds bezahlen konnte“. Jeder Unbefangene muß 
hieraus ſolgern, daß der Elbinger Deichverband nicht ſo gut ge— 


D wirtſchaftet hat. Der in der Begründung der guten Finanzlage 
des Warienburger Deichverbandes enthaltene Vorwurf gegen den 
я Elbinger Deichverband wird entſchieden zurückgewieſen. Die Auf— 


ſichtsbehörde des Elbinger Deichverbandes hat mehrfach unſere 
ſparſame Wirtſchaft hervorgehoben und wird uns beſtätigen, daß 
wir es an der guten Wirtfchaft nicht haben fehlen laſſen. Die 
beſſere Finanzlage des Warienburger Deichverbandes iſt leicht er— 
klärlich. Der Elbinger Deichverband iſt im Jahre 1876 durch den 
Deichbruch bei Fiſcherskampe und im Jahre 1888 durch den Deich— 
bruch bei Jonasdorf mit ſeinen ſchrecklichen Folgen und Verheerungen 
heimgeſucht worden. Wenn der Warienburger Deichverband in 
der glücklichen Lage war, feinen Reſervefonds zur Deckung feiner 
Regulierung3beiträge verwenden zu können, fo war der Elbinger 
d Deichverband gezwungen, feinen Refervefonds zur Deckung der 
Ausgaben für Herftellung feiner durch die Aeberſchwemmung bes 
ſchädigten Deiche herzugeben. In dem Unglücksjahre 1888 konnten 
nicht einmal Deichbeiträge erhoben werden, weil die Deichgenoſſen 
keine Einnahmen hatten. Wenn der Elbinger Deichverband trotz— 
dem ſeinen Nogatdeich ſo ausgebaut hat, daß derſelbe nach menſch— 
licher Berechnung auch unter außergewöhnlich ungünſtigen Ver— 
hältniſſen Schutz bietet, ſo wird man daraus nicht folgern können, 
der Elbinger Deichverband hätte ſchlecht gewirtſchaftet. 

Aus der unglücklichen Ueberſchwemmungszeit rührt eben die 
höhere Verſchuldung her, die nur durch die Folgen der damaligen 
Verheerungen zu erklären iſt. Ein klarer Beweis für die geringere 
Leiſtungsfähigkeit iſt das Verhältnis der Einkommenſteuer in beiden 
Verbänden. Während im Warienburger Deichverbande auf 1 ha 
1,39 Mk. entfallen, ergibt ſich im Elbinger Deichverbande nur eine 
Einkommenſteuer von 0,72 Mk. auf 1 ha. Im Marienburger 
Deichverbande iſt alſo im Verhältnis zur Fläche die Einkommen— 
ſteuer doppelt ſo hoch, als im Elbinger Verbande. 


10, 


11, 


12, 


18. 


14. 


Begr. Seite 19 Abſ. 1. Es wird hier hervorgehoben, daß nach 
Abzahlung der Schulden das Verhältnis für den Elbinger Deich- 
verband ſich günſtiger geſtalten wird. Wird dies denn in den 
anderen Verbänden nicht ebenfalls der Fall ſein? 

Es wird ferner darauf hingewieſen, daß dem Elbinger Deich- 
verbande nach Tilgung der Schulden nur noch die Unterhaliung 
der Haffftaudeiche verbleibt. Wer ſoll denn die großen Vorfluten 
unterhalten, von denen die Regulierung der Thiene allein über 
1 Millon Wark erfordert hat? Man darf nicht überſehen, daß der 
Elbinger Deichverband von den Marienburger, Stuhmer, Pr. Hol- 
lander und Elbinger Höhenländereien eingeſchloſſen wird und daß 
die durch den Deichverband entwäſſernden Höhenflächen weit größer 
ſind, als der Elbinger Deichverband ſelbſt. 

Es wird endlich hingewieſen auf die ſchwierigen Entwäſſerungs⸗ 
verhältniſſe im Elbinger Deichverbande, die auch nach dem Nogat⸗ 
abſchluß dieſelben bleiben. 90 Dampfſchöpfwerke müſſen im 
Elbinger Deichverbande unterhalten werden, um die Grundftüce 
auf künſtlichem Wege zu entwäſſern. 

Begr. Seite 19 Abſ. 2. Die großen Wehrkoſten der Binnen- 
entwäſſerung im Elbinger Deichverbanie dürften durch die Bee 
merkungen zu 10 genügend aufgeklärt fein. Es wird in der Зе» 
gründung zugegeben, daß im Elbinger Deichverband die Binnen— 
entwäſſerung mit erheblichen Koſten bereits ausgebaut iſt. Wenn 
nun ferner anerkannt wird, daß der Elbinger Deichverband für 
ſeine Deiche und Binnenentwäſſerung erheblich mehr getan hat, als 
der Marienburger Deichverband, fo kann man es uns nicht ner: 
argen, wenn wir es als eine unberechtigte Zurückſetzung anſehen 
müſſen, daß trotzdem auf Seite 18 Abſ. 8 im Gegenſatze zum 
Elbinger Deichverbande „die gute Wirtſchaft“ des Marienburger 
Deichverbandes betont wird. 

Begr. Seite 19 Abſ. 3. Die Gefamtbelaftung der beiden Ver— 
bände iſt nur deshalb ziemlich gleich, weil im Marienburger Deich- 
verbande die Städte Neuteich und Tiegenhof mit ihren hohen Ab— 
gaben und Feuerverſicherungsbeiträgen weſentlich ins Gewicht fallen. 
Begr. Seite 19 Abſ. Л. Die Bewohner des Marienburger Deich- 
verbandes werden nicht beſonders erbaut ſein, wenn ſie hören, daß 
die Grundſtücke des Elbinger Deichverbandes in höherem Kultur— 
zuſtande ſein ſollen, als die ihrigen. Die Leiſtungsfähigkeit des 
Elbinger Deichverbandes iſt bereits vorſtehend eingehend erörtert. 
Begr. S. 20 Abſ. A. Es iſt nicht richtig, daß der Elbinger Deich- 
verband ſeine Beitragsleiſtung nach dem Geſetz vom 25. Juni 1900 
freiwillig übernommen hat. 

Unter Aufrechterhaltung unſeren Antrages in der Petition vom 
19. d. M. bitten wir das Hohe Haus, die vorſtehenden Aus— 
führungen bei der Beſchlußfaſſung über den Geſetzentwurf zu be— 
rückſichtigen. 

Das Deichamt des Kelsen Deichverbandes. 
unk. 
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Erſte Beratung des Geſetzentwurfs betreffend 
den Nogatabſchluß. 


v. Arnim, Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 
Meine Herren, ſolange geſchichtliche Aufzeichnungen über das untere 
Weichſelgebiet exiſtieren, hat dasſelbe immer unter ſchweren Ueber— 
ſchwemmungen und Deichbrüchen zu leiden gehabt: feit dem 14. Jahr- 
hundert haben über 300 Deichbrüche ſtattgefunden. Die Gründe für 
dieſe ungünſtigen Verhältniſſe im unteren Weichſelgebiet liegen darin, 
daß erſtens der untere Teil des Stromes ſich gewöhnlich noch in der 
Eislage befindet, wenn in den ſüdlichen Gegenden, im oberen Strom— 
gebiet ſchon Eisgang eintritt, und zweitens darin, daß das ganze Uuter- 
gebiet ein ſehr unregelmäßiges Stromprofil hat, ſowohl Stromprofil für 
Mittelwaſſer wie Hochwaſſerprofil. Dieſe ungünſtigen Zuſtände werden 
dadurch verſchlimmert, daß infolge des gänzlichen Mangels einer Re: 
gulierung in dem ruſſiſchen Teil der Weichſel ſehr ſtarke Sandmengen 
von der Weichſel herabgeführt und im Stromlauf abgelagert werden. 

Dieſe ungünſtigen Verhältniſſe haben im Jahre 1887 die König— 
liche Staatsregierung veranlaßt, Projekte zur Abwendung der Hoch— 
waſſergefahr aufzuſtellen. Von dem Regierungs- und Baurat Alſen 
und dem Baumeiſter Fahl wurden damals zwei Projekte aufgeſtellt. 
Das erſte Projekt ging dahin, ſämtliche Abzweigungen von der Weichſel, 
alſo ſowohl die Elbinger wie die Danziger Weichſel und die Nogat 
abzuſchließen, durch eine Durchbrechung der Nehrung eine neuere kürzere 
Mündung für die Weichſel zu ſchaffen, den ganzen Stromſchlauch aus— 
zubauen und die Deiche ſoweit vor- reſpektive zurückzulegen, daß ein 
einheitliches Hochwaſſerprofil von 1000 Mtr. Weite entſteht. Das 
zweite weniger eingreifende Projekt ging dahin, an der Weichſel die— 
ſelben Vorkehrungen zu treffen, aber von dem Abſchluß der Nogat ab— 
zuſehen, und ſtatt deſſen die Nogat in der gleichen Weiſe wie die 
Weichſel auszubauen, um ſie mit zur Abführung des Hochwaſſers und 
Eiſes zu benutzen. 

Aufgrund dieſer Vorarbeiten wurde im Jahre 1888 ein Geſetz er— 
lajfen, das vorläufig nur die Arbeiten an der Weichſel vorſah und die 
Frage, ob Abſchluß oder Regulierung der Nogat, vorläufig noch offen 
hielt. Man entſchied ſich deshalb für dieſes Projekt, weil ſich die 
Akademie für das Bauweſen auf das entſchiedenſte gegen den Abſchluß 
der Nogat ausſprach, und zwa; deshalb, weil die Verbindung zwiſchen 
Haff und Oſtſee, das Pillauer Tief durch die Waſſermaſſen, die Zuflüſſe 
zum Haff bringen, geſpült und dadurch tief erhalten wird, und man be— 
fürchtete, daß eine zu ſtarke Verſandung des Pillauer Tiefs ſtattfinden 
und dadurch die Schiffahrt nach Königsberg behindert werden könnte. 

Nach dem Geſetz von 1888 ſollte nun die Nehrung durchbrochen 
und eine neue Mündung für die neue Weichſel geſchaffen werden; 
zweitens ſollte die Danziger und die Elbinger Weichſel kupiert, die 
untere Hälfte des Weichſelſtromlaufs zwiſchen Mündung und Gemlitz 
reguliert, ein Hochwaſſerprofil von 1000 Mtr. Breite geſchaffen und 


endlich viertens anf dringenden Wunſch der Nogatniederung ein Eis— 
wehr bei der Abzweigung der Nogat in die Nogat eingebaut werden. 

Die Arbeiten wurden bis zum Fahre 1895 ausgeführt bis auf das 
Eiswehr. Von deſſen Ausführung wurde Abſtand genommen, weil die 
Regierung auf eine vom Abgeordnetenhauſe zum Geſetz von 1888 be⸗ 
ſchloſſene Refolution noch einmal Unterſuchungen über die Nützlichkeit 
des Eiswehrs vorgenommen hatte, und weil auch die Akademie für 
das Bauweſen fic) ganz entſchieden gegen das Eiswehr ausſprach. 
Man war aufgrund aller dieſer Erwägungen zu der Erkenntnis ge- 
kommen, daß es beſſer wäre, von dem Eiswehr Abſtand zu nehmen. 
Im Jahre 1898 änderte nun die Akademie für das Bauweſen ihre bis⸗ 
herige Stellung; ſie erklärte, daß der Abſchluß, die Kupierung der Nogat, 
angängig fei, wenn vorher eine Regulierung des Weſchſellaufes von 
der Nogat an bis zur Mündung ſtattfände. Aufgrund dieſer neuen 
Tatſache wurde dem Hohen Hauſe im Jahre 1900 ein Geſetz vorgelegt, 
welches die Weichſelregulierung von Gemlitz aufwärts bis zur Ab- 
zweigung der Nogat vorſah, nach denſelben Prinzipien, nach denen der 
untere Lauf reguliert worden war. Dieſe Arbeiten waren bis zum 
Jahre 1907 fertiggeſtellt. 

Der vorliegende Geſetzentwurf beabſichtigt nun, durch Kupierung 
der Nogat das ganze große Unternehmen zur Vollendung zu bringen. 

Soviel über die hiſtoriſche Entwickelung der Angelegenheit. Ich 
komme nun zu den techniſchen Fragen. 

Von dem Eiswehr iſt Abſtand genommen worden, weil, wenn 
man es baute, folgende drei Wöglichkeiten vorlagen. Entweder das 
Eiswehr faßte das Eis, hielt es wirklich von der Nogat ab, oder blieb 
in ſeinem unteren Teile offen, wurde nicht vom Eis verſetzt und ließ 
nur das Stromwaſſer in die Nogat abfließen. Das hat dann zur Folge, 
daß nun die ganzen Eismaſſen in die Weichſel verwieſen wurden, es 
hier aber an dem nötigen Waſſer fehlte, um dieſe Eismaſſen unſchädlich 
abzuführen. Die zweite Wöglichkeit war, daß das Wehr Eis und 
Waſſer durchließ; und dann war die ganze Arbeit nutzlos. Die dritte 
Möglichkeit, daß das Eiswehr ſich vollſtändig zuſetzte und nun weder 
Waller noch Eis durchließ; dann traten aber Zuſtände ein, die denen 
vollſtändig gleich waren, als wenn ein vollſtändiger Abſchluß der Nogatſtatt— 
gefunden hätte; es würden für dieſen Fall Maßregeln im Laufe der 
Weichſel notwendig geweſen fein, die vollſtändig den Maßregeln ent= 
ſprachen, die notwendig wären, wenn man die Nogat vollftändig ab— 
ſchließte Demnach bleibt eben nur der feſte Abſchluß der Nogat übrig. 

Der Abſchluß der Nogat könnte nun in verſchiedener Weiſe er— 
folgen. Erſtens in der Weiſe, daß ein abſoluter Abſchluß hergeſtellt 
wird, ohne durch Schleuſen Waſſer in die Nogat zu laſſen. Das hätte 
zur Folge gehabt, daß der ganze Stromlauf der Nogat ausgetrocknet 
wäre. Die umliegenden Ländereien, die vielfach Wieſen ſind, wären 
zu trocken geworden; die Fiſcherei wäre vollſtändig vernichtet, die 
Schiffahrt unmöglich gemacht worden. 

Die zweite Möglichkeit war — und auch das iſt erwogen worden 
над die höheren Waſſerſtände abzuſchließen, große Durchgangs⸗ 
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ſchleuſen in den Abfluß einzulegen, ſodaß die mittleren Waſſerſtände 
noch die Nogat paſſieren konnten. Dieſes Vorgehen hätte aber wieder 
die Gefahr mit ſich gebracht, daß bei Mittelwaſſerſtänden nicht genügend 
Waſſer in der Weichſel war, um die Sandmaſſen dort abzuführen und 
ein gehöriges Strombett in der Weichſel offen zu halten. 

Wan hat ſich deshalb dazu entſchloſſen, nur geringe Waſſermaſſen 
in die Nogat einzulaſſen, damit die Nogat mit den geringen Wafjer- 
maſſen aber nicht trocken läuft, die ganze Nogat zu kanaliſieren, drei 
Stauſtufen einzulegen und fo alſo zu erreichen, daß einmal die Schiff- 
fahrt nicht nur aufrecht erhalten, ſondern verbeſſert wird, daß zweitens 
die Fiſcherei verbeſſert wird, indem Gewäſſer geſchaffen werden, die für 
die Fiſcherei weſentlich geeigneter ſind als die bis jetzt ſehr ſcharf 
fließende Nogat, in der die Fiſche im allgemeinen ſich nicht ſehr gut 
halten, und man ſchaffte endlich die Möglichkeit, alle um die Nogat 
liegenden Ländereien ſowohl zu bewäſſern infolge Aufſtaues in den 
Stauſtufen und auch genügend zu entwäſſern, indem man ſich nach der 
unterliegenden Stauſtufe Vorflut verſchafft. 

Meine Herren, dieſer feſte Abfluß der Nogat bedingt aber auch 
noch eine Anzahl weiterer Maßnahmen. Dazu gehört die Beſeitigung 
einer Stromenge an dem unterſten Lauf der Weichſel bei Schiewenhorſt, 
zweitens die Erweiterung der Dirſchauer Brücke, die gegenwärtig nicht 
in der Lage ſein würde, das geſamte Hochwaſſer der Weichſel durchzu— 
laſſen, drittens eine Regulierung des Hochwaſſerprofils von der Stelle 
vor Pieckel, bis wohin jetzt das Hochwaſſerprofil von unten herauf re— 
guliert ift, bis zur Nogatabzweigung und weiter hinauf bis Warmhof 
und Keinfelde. Die Regulierung des Hochwaſſerprofils erfordert die 
Verlegung von Deichen, ſpeziell des Falkenauer Deiches, und eine (Gr: 
höhung der Deiche in der Gegend der Nogatabzweigung, weil zu er: 
warten iſt, daß in der erſten Zeit, ſolange der Stromſchlauch nicht ge— 
nügend beſpült und vertieft worden iſt, ein Aufſtau durch die Kupierung 
der Nogat in der Weichſel entſtehen wird. 

Ich komme nun zu der finanziellen Seite der Frage. Meine 
Herren, die Geſamtkoſten des Unternehmens ſollen 18 106 000 Mk. be⸗ 
tragen. Davon ſollen die drei beteiligten Deichverbände 3 486 686 Mk. 
übernehmen, und zwar der Warienburger Deichverband 1668000 — 
ich gebe Ihnen nur die runden Zahlen — der Elbinger Deichverband 
1335 000 Mk. und der Einlage-Deichverband 494000 M. Sowohl 
der Marienburger wie der Einlage-Deichverband haben ſich mit der 
Uebernahme dieſer Koſten einverſtanden erklärt. Der Elbinger 
Deichverband will aber nicht mehr als eine Willion, 
alſo 335000 Mk. weniger, bezahlen. Meine Herren, nach 
Anſicht der Staatsregierung iſt dieſe Weigerung ungerechtfertigt, und 
daß ſie unberechtigt iſt, wollen Sie aus der Begründung zum Geſetz— 
entwurf entnehmen; ich kann hier auf Einzelheiten nicht näher ein- 
gehen. Ich will nur das anführen, daß der Elbinger Deichverband 
gegenwärtig pro Hektar nur 7,5 Deichbeiträge aufzubringen hat, die ſich 
bei Ausführung des Nogatabſchluſſes noch um 2 Mk. vermehren 
werden, daß demgegenüber aber der Elbinger Deichverband, der nur 
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Deiche gegen die Nogat und gegen das Haff zu unterhalten hat, ſeine 
ſämtlichen Nogatdeiche, die natürlich die größten Unterhaltunggkoften 
erfordern, in Zukunft in Schlaf legen kann, weil die Nogat ja Hoch- 
waſſer künftig nicht mehr führen wird, wodurch der Deichverband ganz 
erhebliche Erſparniſſe machen wird. Ich kann alſo nur bitten, dieſe 
Einwände des Elbinger Deichverbandes zu ignorieren. 

Ich komme nun endlich zur rechtlichen Seite der Frage. Meine 
Herren, Bauherr für die Arbeiten, die mit der Erweiterung der 
Dirſchauer Brücke verbunden ſind, ſoll der Staat ſein. Bauherren für 
den Nogatabſchluß hingegen und die damit verbundenen Bauten ſollen 
die Deichverbände ſein, in deren Intereſſe die ganze Sache gemacht 
wird. Die Deichverbände haben ſich nun geweigert, dieſe Bauherren» 
pflicht zu übernehmen, weil ſie glaubten, damit die Verpflichtung zu 
Schadenerſatz übernehmen zu müſſen, deren Tragweite ſie nicht über⸗ 
ſehen könnten. Meine Herren, die Deichverbände befinden ſich inbezug 
hierauf in einem еф! ши. Denn nach Entſcheidungen der höchſten 
Gerichtshöfe iſt, wenn eine Ermächtigung zur Ausführung gewiſſer 
Arbeiten durch Geſetz erteilt wird, eine Entſchädigungspflicht nur vor⸗ 
handen, wenn ſie im Geſetz ausdrücklich ausgeſprochen wird. Das 
ſollte in dieſem Geſetz nicht geſchehen; es iſt ſogar, um die Deich- 
verbände zur Uebernahme der Bauherrenpflicht zu veranlaſſen, in dem 
Geſetz ausdrücklich ausgeſprochen, daß eine Entſchädigung nicht ſtatt⸗ 
finden ſoll. Meine Herren, ich würde Anſtand genommen haben, mich 
mit dieſer Regelung der Entſchädigungsfrage, ja auch nur mit einer 
Fortlaffung einer Regelung der Entſchädigungsfrage im Geſetz ein⸗ 
verſtanden zu erklären, wenn nicht im Geſetz in ausreichender Weiſe 
für die Beſeitigung jedes Schadens geſorgt worden wäre. 

Meine Herren, es können Schäden entſtehen: erſtensmal an der 
Weichſel dadurch, daß anfangs die Weichſelwaſſerſtände höher werden, 
infolgedeſſen in den Deichverbänden mehr Drängewaſſer auftritt. Am 
dieſe Schäden zu beſeitigen und das Drängewaſſer abzufangen, es 
eventuell durch Gräben und Dränagen zu beſeitigen, find den Deich- 
verbänden nach dem Geſetz 810 000 Mk. zugewieſen worden. Das iſt 
nach Anſicht aller Sachverſtändigen durchaus ausreichend, um jeden 
Schaden zu beſeitigen. Im übrigen iſt zu erwägen, daß früher, als 
mit der Geſamtregulierung der unteren Weichſel begonnen wurde, alſo 
vor 1888, die Zuſtände dort viel ſchlechter waren inſofern, als bisher 
durch die Arbeiten der beiden Geſetze von 1888 und 1900 eine Ab⸗ 
ſenkung des Waſſerſtandes eingetreten iſt, die nur auf kurze Zeit durch 
die beſprochene vorübergehende Hebung wieder verſchlechtert wird. Alſo 
wenn den Deichverbänden dort dieſe 810000 Mk. zugewieſen werden, 
ſo kann nach Ueberzeugung der Königlichen Staatsregierung von irgend 
einer Schädigung nicht die Rede ſein. 

Es könnten nun zweitens Schäden an der Nogat entſtehen. Nach 
Anſicht ſämtlicher Intereſſenten iſt das aber ausgeſchloſſen, denn bei 
der Nogat findet eine vollſtändige Regulierung der Waſſerſtände ſtatt. 
Die bisherigen Hochwaſſer, die an der Nogat ſehr erheblichen Schaden 
hervorriefen, teils dadurch, daß fie die Ernten vernichteten, teils Do: 


durch, daß fie ſehr ſtarke Verſandungen hervorbrachten, werden in Bue 
kunft abgehalten werden. Es werden im Gegenteil, wie ich mir ſchon 
auszuführen erlaubte, gerade den Anliegern der Nogat durch die VNe— 
gulierung der geſamten Waſſerſtände, dadurch, daß ihnen die Möglich- 
keit gegeben wird, ſowohl zu bewäſſern wie zu entwäſſern, ganz nach 
Belieben, ſehr große Vorteile zugeführt, ſodaß von einem Schaden 
überhaupt nicht die Rede fein kann. 

Ebenſowenig werden hier die Fiſchereiintereſſenten der Nogat ge— 
ſchädigt werden. Wie ich ſchon vorher ſagte, iſt die Nogat kein gutes 
Fiſchwaſſer, weil ſie einen außerordentlich ſtarken Strom hat und wenig 
ſtille Gewäſſer, in denen die Fiſche ſich aufhalten können. Nach den 
Erfahrungen, die in den oberſten Teilen der Nogat, der ſogenannten 
toten Nogat, gemacht worden ſind, halten ſich die Fiſche gerade in den 
Stauwaſſern auf, und wenn wir jetzt die ganze Nogat von dieſem 
ſtarken Strom befreien und nur ſoviel Friſchwaſſer zulaſſen, wie nötig 
iſt, ſo iſt zu erwarten, daß der Fiſchbeſtand in der Nogat beſſer wird. 
Im übrigen iſt der größte Teil der Fiſcherei in der Nogat fiskaliſch; 
ein Teil gehört Kommunen, die aber ſämtlich erklärt haben, daß ſie 
Schadenerſatzanſprüche nicht geltend machten; und nur ein geringer Teil 
gehört Privaten, die allerdings nicht gehört worden ſind. 

Die Schäden können drittens entſtehen bei der Haffiſcherei. Es 
kann dadurch, daß weniger Feiſchwaſſer in das Haff fließt, eine 
Aenderung des Fiſchbeſtandes in dem Haff eintreten, und um Maß- 
regeln hiergegen zu treffen, iſt in dem Geſetzentwurf die Summe von 
1100 000 Mk. vorgeſeheu. Nach allen Gutachten von Sachverſtändigen, 
die die Königliche Staatsregierung eingeholt hat, glaubt ſie, daß damit 
1 genügender Weiſe allen etwaigen Schädigungen vorgebeugt werden 
ann. 

Ich bitte Sie alſo, das Geſetz fo, wie es die Königliche S'aats— 
regierung Ihnen vorlegt, anzunehmen, und damit eines der größten 
Kulturwerke, welche in letzter Zeit in Angriff genommen find, zur Voll: 
endung zu bringen. (Bravo!) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete v. Oldenburg. 

v. Oldenburg, Abgeordneter (konſ.): Meine Herren, die Nogat— 
kupierung bildet den Schluß des großen Werkes der Weichſelregulierung, 
und ich danke der Königlichen Staatsregierung, daß ſie es möglich ge— 
macht hat, noch in dieſer Seſſion uns die Vorlage zu bringen, die den 
Anliegern in der Niederung endlich Sicherheit gegen die Gefahren ge— 
währt, die ihnen Waſſer und Eis bringen. Die Rede des Herrn 
Miniſters wird Sie davon überzeugt haben, daß in dieſe Frage fo 
viele Details hineinſpielen, daß ich Sie namens meiner Fraktion, die 
der Vorlage wohlwollend gegenüberſteht, bitten möchte, dieſe Vorlage 
einer beſonderen Kommiſſion von 21 Witgliedern zu überweiſen. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Meyer— 
RNottmanns dorf. 

Meyer⸗Aottmanns dorf, Abgeordneter (freikonſ.): Meine Herren, 
im Namen meiner politiſchen Freunde kann ich mich den Ausführungen 


Seiner Exzellenz des Herrn Winiſters und meines Vorredners, des 
Herrn v. Oldenburg, nur anſchließen. Auch wir begrüßen den endlichen 
Abſchluß dieſes Kulturwerkes der Regulierung der Weichſel mit Freude. 
Schwierigkeiten erblicken wir in der Bemeſſung der 
Beiträge zwiſchen den Deichverbänden und der 
Königlichen Staatsregierung, die darüber in einer 
gewiſſen Differenz ſich befinden. Auch wir halten eine 
ernſtliche Prüfung dieſer und anderer mit hineinſpielender Dinge, die 
bei dieſer Gelegenheit wohl noch nicht zur Erörterung im Hauſe reif 
find, für fo wichtig, daß wir auch bitten, den Geſetzentwurf einer Kom— 
miſſion von 21 Witgliedern zu überweiſen. (Bravo! rechts). 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Klocke. 

Klocke, Abgeordneter Gentr.): Meine Herren, auch meine 
Fraktionsfreunde find mit der Ueberweifung der Vorlage an eine Kom— 
miſſion von 21 Witgliedern einverſtanden. Auch wir begrüßen die 
Vorlage der Königlichen Staatsregierung in jeder Beziehung, denn ſie 
bringt ein großes und wichtiges Kulturwerk zum Abſchluß, das viel 
Kummer und Elend von der ſonſt fo geſegneten Nogat-Weichſel— 
Niederung fernhalten wird. Aber es ſind in der Vorlage verſchiedene 
Punkte, die in der Kommiſſion näher erörtert werden müſſen. Ich will 
dabei zunächſt abſehen von den rein techniſchen Fragen, die felbjt- 
verſtändlich zur Beſprechung kommen werden; aber auch die Frage 
der Koſten verteilung, die mein verehrter Herr Vor⸗ 
redner vorhin gleichfalls berührt hat, wird da wohl 
des näheren noch zu prüfen fein. Weiter wäre noch бег 
ſonders die Frage wegen der Schadenerſatzpflicht zu prüfen. Die Bor= 
lage enthält die Beſtimmung, daß für Schäden, die trotz fehlerfreier 
Ausführung durch die in § 1 verzeichneten Anlagen hervorgerufen 
werden, eine Erſaͤtzpflicht nicht eintreten fol. Wenn auch anzuerkennen 
iſt, daß durch die Vorlage große Summen bereit geſtellt werden für 
Schäden, die man als wahrſcheinlich eintretend vermutet, ſo iſt daraus 
doch е contrario ſchon gegeben, daß eben für andere Schäden eine 
Erſatzpflicht nicht eintreten ſoll, (ſehr richtig! im Zentrum) und es 
können doch Fälle vorliegen, in denen Billigkeitsgründe dazu 
führen müſſen, Entſchädigungen zu normieren. Wenn eine Natural⸗ 
obligation, eine moraliſche Verbindlichkeit des Staates eintritt, ſo ſollten 
wir uns doch nach der Vichtung einer eventuellen Entſchädigung der 
Intereſſenten ausſprechen. Ich erinnere beſonders an die Berhand= 
lungen über die Schadenserſatzpflicht bei Gelegenheit der Beratung des 
Kanalgeſetzes. 

Wir möchten alſo auch bitten, daß dieſe Punkte in der Kommiſſion 
demnächſt erörtert werden. 

Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Luſensky 
(Hohenſalza). ? 

Suſensky (Hohenſalza), Abgeordneter (nat.⸗lib.): Der Standpunkt 
meiner politiſchen Freunde iſt im weſentlichen der gleiche, wie ihn die 
Herren Vorredner dargelegt haben. Auch wir begrüßen die Vorlage 
als den Abſchluß eines hervorragenden Kulturwerks, ſind aber eben— 


„= о = 


falls der Meinung, daß verſchiedene Punkte noch der Nachprüfung in 
der Kommiſſion bedürfen, und ſtimmen infolgedeſſen dem Antrage, die 
Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Witgliedern zu überweiſen, zu. 

In techniſcher Beziehung hat es uns befremdet, daß die Bau— 
akademie in verhältnismäßig kurzer Zeit zu einer vollſtändig entgegen= 
geſetzten Beurteilung der Anlage kommen konnte. Während ſie noch 
im Jahre 1888 der Auffaſſung war, daß eine Kupierung der Nogat 
nicht tunlich wäre, hat ſie ſich nachher doch dafür ausgeſprochen. Dieſer 
Punkt wird jedenfalls in der Kommiſſion zu prüfen ſein. 

Wir ſind ferner der Auffaſſung, daß auch die Koſtenverteilung 
einen Gegenſtand der Prüfung in der Kommiſſion bilden muß. Wir 
ſind gewiß damit einverſtanden, daß die weſentlichen Koſten auf den 
Staat übernommen werden, und ebenſo damit, daß ein Teil der Koſten 
durch die Intereſſenten, die von dem Unternehmen weſentliche Vorteile 
haben werden, gedeckt wird. Aber dieſe Unterverteilung 
iſt beidem Elbinger Deichverbande auf Einwände 
geſloßen, die von vornherein nicht ganz unbegründet 
zu ſe in ſcheinen, obgleich Gegenausführungen in der Begründung 
der Regierungsporlage enthalten find. Es wird Sache der Kommiſſion 
fein, dieſe Einwendungen des Elbinger Deich— 
verbandes eingehend zu prüfen. 

Endlich wird einer beſonderen Prüfung die Frage bedürfen, ob 
eine Schadenserſatzpflicht durch das Geſetz auszuſchließen iſt. Es iſt 
ja zweifellos richtig, daß die Regierung in wohlwollender Weiſe er— 
hebliche Beiträge zur Verfügung ftellen will, ex aequo et bono den— 
jenigen, die etwa Nachteile von dem Unternehmen haben, zu helfen. 
Immerhin iſt es nicht ganz unzweifelhaft, ob das genügt, und ob nicht 
ein Rechtsanſpruch zu konſtruieren iſt. Wir find айо mit der Ver— 
weiſung an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern einverſtanden. 

Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Gyßling. 

Gyßling, Abgeordneter (fortſchr. V.-P.): Meine Herren, dem Ans 
trag auf Verweiſung der Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Ntit= 
gliedern kann ich mich namens meiner politiſchen Freunde nur an— 
ſchließen. Ebenſo möchte ich in ihrem Namen der Freude darüber 
Ausdruck geben, daß die Vorlage, die den Schlußſtein eines Kultur— 
werks im Intereſſe der Landesmelioration in Weſtpreußen und auch im 
Intereſſe der Binnenſchiffahrt für Oft- und Weſtpreußen bildet, uns 
noch in dieſer Seſſion beſchäftigt. Der Herr Landwirtſchaftsminiſter 
hat ja die Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorlage eingehend vorgetragen 
und auch eine Reihe von techniſchen Seiten der Vorlage berührt. Ich 
glaube, daß wir heute im großen und ganzen vielleicht Abſtand nehmen 
können, auf dieſe Fragen ausführlich einzugehen, fo wichtig und inter- 
eſſant ſie auch ſind. Einige Ausführungen möchte ich mir aber doch 
zu machen erlauben. 

Was zunächſt die Intereſſen des Elbinger Deichverbandes 
anlangt, ſo hat ja der Herr Vorredner ſchon dargetan, daß 
ſich der Deichverband in einer Eingabe an das Abgeordneten— 
haus gewandt hat, in der er den ihm durch die Vorlage 
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auferlegten Koſtenbeitrag von 1334000 Mk. als zu hoch 
erachtet und nur eine Willion zahlen will. Die Darlegungen 
des Elbinger Deichverbandes ſind ja zum Teil ſchon in den 
Gründen der Vorlage zu widerlegen geſucht. Ich laſſe es da— 
hingeſtellt, ob die Widerlegung in allen Punkten zutreffend 
iſt. Aber ein Geſichtspunkt, den der Elbinger Deichverband 
geltend gemacht hat, ſcheint mir keine oder wenigſtens keine 
hinreichende Widerlegung gefunden zu haben. Der Elbinger 
Deichverband iſt nämlich der Anſchauung, daß ſeinen Inter— 
eſſen dadurch allein Genüge geleiſtet werden kann, daß das 
Eiswehr gebaut wird. Wird es nicht gebaut und wird in 
anderer Weiſe den Intereſſen des Elbinger Deichverbandes 
Rechnung getragen, ſo erſcheint der Standpunkt dieſes Deich— 
verbandes nicht unberechtigt, daß er nur in Höhe der Koſten 
herangezogen werden kann, die das Eiswehr verurſacht, da 
ja dies ſeinen Intereſſen genügen würde. Es wird aber Sache 
der Kommiſſſion ſein, auch dieſen Punkt eingehend darzulegen. 


Eine wichtige Frage iſt auch die des Schadenserſatzes. Die Bors 
lage fußt auf der Anſicht, daß nach der bisherigen Judikatur der Staat 
nicht verpflichtet iſt, den Schaden zu erſetzen, der durch Eingriffe in 
Privatrechte gemäß einer geſetzlichen Ermächtigung verurſacht wird. 
Ich will dieſe Rechtſprechung nicht im einzelnen kritiſieren. Zu erheb— 
lichen Bedenken gibt fie jedenfalls Anlaß. Die Rechtſprechung ijt doch, 
wenigſtens ſoweit ich es überſehe, lediglich aufgrund der Beſtimmungen 
des Allgemeinen Landrechts erfolgt, und es wird zu prüfen ſein, ob 
und inwieweit die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches dieſe 
Frage tangieren, und ob es mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zuläſſig iſt, hier durch ein Landesgeſetz die 
Erſatzpflicht prinzipiell auszuſchließen und nur aus Billigkeitsrückſichten 
Schadenserſatz zu gewähren. Die Regelung fol im Geſetz fo erfolgen, 
daß ein Nechtsanſpruch den Geſchädigten nicht gegeben wird, ſondern daß 
der Schaden nur aus Billigkeitsrückſichten erſetzt werden ſoll, und daß 
gegen eine Verſagung von Schadenserſatz nur die Beſchwerde im Auf- 
ſichtswege zuläſſig iſt. Hier iſt eingehende Prüfung in der Kommiſſion 
erforderlich. 


Was die Frage anlangt, ob und inwieweit die Intereſſenten— 
verbände mit der in der Geſetzesvorlage vorgeſchlagenen Regelung ein— 
verſtanden find, fo ін ein Ein verſtändnis im großen und 
ganzen ја erzielt worden. Dagegen || dies, wie ich 
bereits erwähnt habe, bei dem Elbinger Deich-⸗ 
verband nicht der Fall, und ebenſo iſt der Danziger Oeich— 
verband mit dem Betrage nicht zufrieden, der ihm zur Beſtreitung der 
Koſten der Schäden gegeben werden ſoll, die dadurch entſtehen, daß 
der Waſſerſpiegel der Weichſel erhöht wird. Zunächſt wurden nur 
180 000 Mk. für den Danziger Deichverband eingeſtellt und dann der 
Vetrag auf 330 000 Mk. erhöht. Der Danziger Deichverband macht 
aber Anſpruch auf etwa 550000 Mk. Das ſind ſo große Differenzen, 
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daß man dieſer Sache näher treten und prüfen muß, ob und inwieweit 
die Intereſſen des Danziger Deichverbandes in der Vorlage genügend 
berückſichtigt ſind. 

Dann hat der Herr Landwirtſchaftsminiſter bereits hervorgehoben, 
daß man die Intereſſen der Fiſcherei im Friſchen Haff durch die Vor— 
lage dadurch zu wahren geſucht habe, daß man einen Betrag von 
1100000 Mk. eingeſtellt hat. Darin, daß die Intereſſen der Fiſcherei 
im Haff durch die Vorlage nicht geſchmälert werden dürfen, werden 
wir wohl alle übereinſtimmen. Es ſtehen wichtige Intereſſen der 
tüchtigen Bevölkerung, die dort am Haff lebt, auf dem Spiele. Ich weiſe 
auch darauf hin, daß die Fiſcherei im Haff inſofern ſchon in Frage ge— 

Se ſtellt iſt, als in einem Prozeß, den die Stadtgemeinde Fiſchhauſen gegen 
den Fiskus führt, Gutachten dahin abgegeben worden ſind, daß durch 
den Seekanal die Fiſcherei in einem Teile des Haffs geſchädigt worden 
Е. Wir werden alle dieſe Intereſſen ernſtlich im Auge behalten müſſen, 
und es ift mir {ерт fraglich, ob der Betrag von 1100000 Mk. aus⸗ 
reicht — die näheren Berechnungen werden in der Kommiſſion gegeben 
werden müſſen —, Schäden, die auf dieſem Gebiete eintreten, müſſen 
in jedem Falle beſeitigt werden. Daß aber ſolche Schäden eintreten 
werden, iſt in der Vorlage mit Recht ausgeführt. Sie haben zur Ur- 
ſache, daß einmal weniger Süßwaſſer infolge des Abſchluſſes der Nogat 
ins Haff fließen wird, und ferner dadurch, daß nicht mehr ſoviel Sink— 
als fic) im Haff lagern werden, ſodaß die Fiſchnahrung eine geringere 
wird. 

Dann, meine Herren, will ich vor allem die Frage behandeln, ob 
die Handels- und Schiffahrtsintereſſen Pillaus und Königsbergs in 
der Vorlage genügend gewahrt ſind. Die Vorlage geht davon aus — 
und die Königliche Staatsregierung hat auch bisher ſtets denſelben 
Standpunkt vertreten —, daß der Staat verpflichtet iſt, den Hafen offen 
zu halten und ſo zu baggern, daß die Tiefe des Hafens erhalten bleibt, 
wenn nicht erhöht wird. Nun geht die Vorlage davon aus, daß bei 
dem Mangel der natürlichen Spülung des Hafens durch die Nogat- 
wäſſer künſtliche Mittel angewendet werden müſſen, und es ift ein Be⸗ 
trag von 300 000 Mk. ausgeſetzt: „Anteil an den Beſchaffungskoſten 
für Baggergeräte zur Freihaltung des Pillauer Hafens.“ Weine Herren, 
der Herr Vorredner hat bereits davon geſprochen, daß die Akademie 
des Bauweſens in ihren Gutachten geſchwankt habe. Das gibt meines 
Erachtens zu großem Bedenken Anlaß. Die Akademie des Bauweſens 
hat zwei Gutachten abgegeben, eins vom 7. Juli 1883 und eins vom 
6. Mai 1889. Nach dieſen Gutachten iſt aus der Abſperrung der 
Nogat, mag dieſelbe dauernd durch einen feſten Damm oder nur zeit- 
weiſe bei Hochwaſſer durch eine bewegliche Vorrichtung bewirkt werden, 
eine erhebliche Benachteiligung des Pillauer Hafens zu erwarten. Die 
Akademie des Bauweſens hat auf die zweite Frage, ob künſtliche 
Wittel ausreichen werden, um die Schäden zu beſeitigen, die durch den 
Abfluß der Nogat entſtehen können, geſagt, daß trotz der Fortſchritte, 
die auf dem Gebiete der Technik in neuerer Zeit gemacht worden ſeien, 
kein zwingender Beweis erbracht worden ſei, daß es ohne die Spül— 
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kraft des Nogatwaſſers und ohne große Beläſtigung der Schiffahrt zu 
ermöglichen ſein werde, den Pillauer Hafeneingang durch Baggerung 
offen zu halten. Nun möchte ich dem Herrn Vorredner gegenüber be— 
merken, daß allerdings ſchon in dieſem Gutachten von der Möglichkeit 
geſprochen iſt, daß vielleicht durch Baggerungen die natürliche Spül— 
kraft erſetzt werden könnte, und daß weitere Unterfuchungen darüber 
angeſtellt werden müßten, ob man durch künſtliche Wittel eine Aende— 
rung wird herbeiführen können. Nun geht das letzte Gutachten vom 
5. November 1898 allerdings dahin, daß die in neuerer Zeit gemachten 
Erfahrungen mit Zuverſicht erwarten laſſen, daß durch die Tätigkeit 
von für Pillau geeigneten Baggerapparaten in genügender Zahl und 
Stärke die Schädigungen wett gemacht werden können, welche durch 
das Aufhören der vom Nogatwaſſer herrührenden vermehrten Aus— 
ſtrömungen im Pillauer Seegatt und Seetief herbeigeführt werden 
möchten, und daß daher — darauf lege ich beſonderes Gewicht — 
unter der Vorausſetzung der Beſchaffung und Unter- 
haltung genügender Baggerapparate für Pillau 
für die Offenhaltung der Hafeneinfahrt daſelbſt die Ableitung eines 
Teiles des Weichſelwaſſers durch die Nogat in das friſche Haff nicht 
mehr als notwendig anzuſehen ſei. 


Dieſes Gutachten ſtellt alſo ausdrücklich die Forderung auf, daß 
genügend Baggerapparate beſchafft und unterhalten werden müſſen. 
Nun weiß ich nicht, ob ſeitens der Regierung die Akademie des Bau— 
weſens darüber befragt worden iſt, welche Apparate denn notwendig 
ſeien, in welcher Zahl fie arbeiten müſſen, und wie hoch die An- 
ſchaffungs⸗ und Unterhaltungskoſten ſein werden. Nach dieſer Richtung 
hin, glaube ich, werden wir weitere Auskunft in der Kommiſſion ner: 
langen müſſen. Die Akademie ſcheint leider hierüber nicht gehört 
worden zu ſein. 


Ј Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft in Königsberg hat bereits 
in einem früheren Stadium der Verhandlungen an den Herrn Minifter der 
öffentlichen Arbeiten das Erſuchen gerichtet, durch Baggerarbeiten den 
Schäden vorzubeugen, die durch Abſchluß der Nogat entſteben können. 
Erfreulicherweiſe hat zwar der Herr Winiſter der öffentlichen Arbeiten 
dem Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zugeſagt, alle notwendigen Maß— 
nahmen zu treffen, die zu dieſem Zweck erforderlich ſind. Aber er hat 
nur in Ausſicht geſtellt die Vereitſtellung eines neuen ſeetüchtigen 
Baggers für 4 Monate. Dem gegenüber hat die Kaufmannſchaft mit 
Recht hervorgehoben, daß dieſer zweite Bagger nicht nur 4 Monate, 
ſondern dauernd bereitgeſtellt werden muß; denn wenn der Bagger 
auch für andere Häfen verwendet wird, wird der Pillauer Hafen in 
Schwierigkeiten geraten, da die Schäden gleichzeitig bei verſchiedenen 
Häfen vorkommen können. Dieſe gewichtigen Intereſſen von Königs— 
berg und Pillau, mit denen die der ganzen Provinz verknüpft ſind, 
müſſen durch das Geſetz ſelbſt ſichergeſtellt werden, mindeſtens muß die 
Königliche Staatsregierung verbindliche Erklärungen dahin abgeben, 
daß ſie die nötigen Mittel bereitſtellen wird, um den Pillauer Hafen 


offen zu halten; denn die kleinſte Schädigung würde unberechenbare 
Nachteile für die ganze Provinz haben. 

Ich mache dieſe Ausführungen aber ſelbſtverſtändlich nicht, um 
dieſer Vorlage Schwierigkeiten zu bereiten, ſondern im Gegenteil: auch 
Oſtpreußen hat ſich ſtets in ſeinen Organiſationen für dieſes Projekt 
ausgeſprochen, und ich hoffe, daß allen dieſen Bedenken in der Kom- 
miffion ausreichend Rechnung getragen werden kann, daß wir ohne 
Bedenken der Vorlage werden zuſtimmen können. (Bravo! bei der 
fortſchrittlichen Volkspartei.) 

Präſident v. Kröcher: Ich ſchließe die Beſprechung und ſtelle 
feſt, daß das Haus den Entwurf einer Kommiſſion von 
21 Mitgliedern überwieſen hat. 

Zur Wahl dieſer Kommiſſion berufe ich ſämtliche Abteilungen des 
Hauſes unmittelbar nach der heutigen Sitzung. Die Vorſtände der 
Fraktionen bitte ich, die Vorſchlagsliſten baldigſt an das Bureau де= 
langen zu laſſen. Die Konſtituierung der Kommiſſion findet dann un 
mittelbar nach der Wahl in Saal 6 ftatt. 


Auszug aus dem Bericht der 17. Kommiſſion 
des Hauſes der Abgeordneten über den Geſetzentwurf betreffend 
den Nogatabſchluß. 


Die Anſprüche des 
Elbinger Verbandes 
fin in der vom Berichterſtatter vorgetragenen Petition nieder⸗ 
gelegt. 

Hierzu bemerkte ein Kommiſſion s mitglied, die Be⸗ 
rechtigung der Petition werde bei näherer Prüfung nicht in Abrede ge: 
ſtellt werden können. Dieſer Verband ſei der kleinſte von den hier be⸗ 
teiligten Verbänden und habe ſich ſchon im Jahre 1888 bereit erklärt, 
1800000 M. aufzubringen, wenn er durch ausreichende Vorkehrungen 
gegen die Eisgefahr ſichergeſtellt würde. Es ſei damals ein Eiswehr 
projektiert geweſen, welches die Nogat in Zukunft gegen jeden Eisgang 
ſichern ſollte. Nachher habe man dieſes Eiswehr aus Zweckmäßigkeits⸗ 
rückſichten fallen laſſen, nicht im Intereſſe des Elbinger Deichverbandes, 
ſondern in dem der Adjazenten an beiden Armen der Weichſel, haupt⸗ 
ſächlich aber an der geteilten Weichſel, weil man ſich klar gemacht hätte, 
daß an dieſem Eiswehr bedeutende Eisſtopfungen entſtehen würden, 
welche für die Vorflut an dem Hauptarm der Weichſel geradezu ver⸗ 
hängnisvoll werden könnten. Dan a ch habe der Elbinger 
Deihverband auch das Recht, zu verlangen, daß 
für die große Summe von 1800 000 M. ihm Die: 
jenigen Leiſtungen erfüllt werden, welche durch das 
Geſetz von 1888 ausdrücklich feſtgelegt worden 
ſeien. Er habe ein wohlbegründetes Recht, die 
Ausführung des Eiswehrs oder jedenfalls einen 
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ausreichenden Schutz gegen die Eisgefahr zu vers 
langen, ohne zu weiteren Beiträgen herangezogen 
zu werden. Inzwiſchen ſei der Elbinger Deichverband durch ein 
Geſetz von 1900 zu weiteren 200000 M. zu Regulierungsfofter an 
der geteilten Weichſel noch herangezogen worden, ſodaß er im ganzen 
mit 2 Millionen {фон belaftet worden fei. — Nach der Vorlage ſollten 
ihm noch weitere 1334000 M. auferlegt werden. Das gehe zu 
weit und gehe auch über die Kräfte des Elbinger 
Deichverbandes. Der Deichbruch des Jahres 1888 mit feinen 
verhängnisvollen, einen Schaden von vielen Willionen verurfadenden 
Folgen habe faſt allein den Elbinger Deichverband getroffen, der da— 
mals koſtſpielige Anlagen habe machen müſſen, um überhaupt das 
Waſſer wieder los zu werden. Viele Beſitzer in der Elbinger Niede— 
rung hätten noch heute unter den Folgen dieſer Kalamität zu leiden. 
Dem Elbinger Deichverbande eine ſo bedeutende 
Summe aufzuerlegen nur im Intereſſe der übrigen 
Deichverbände ſcheine ihm zu weit zu gehen. — Die 
334000 M. auf die Staatskaſſe zu übernehmen, würde ein ſehr glück— 
licher Ausweg ſein. 

Ein RNegierungs vertreter führte hierzu aus: Der Elbinger 
Deichverband habe ſich geweigert, die volle von ihm verlangte Summe 
zu zahlen; er wolle nur eine Willion geben, ſodaß 334000 M. nicht 
übernommen ſeien; die im Geſetzentwurf vorgeſehene 
Unterverteilung des Baukoſtengeſchäftes auf die 
beteiligten Deichverbände ſei vom Oberpräſidenten 
vorgeſchlagen worden. Die beiden andern Deichverbände hätten ſich 
ſofort mit der Uebernahme des auf ће entfallenden Anteils der Bau- 
ſumme einverſtanden erklärt. Auf Anfrage hätte der Marienburger 
Deichverband erklärt, daß der Elbinger Deichverband nach ſeiner 
Anſicht mit der verlangten Summe nicht überlaſtet werde, und er 
hätte den Antrag geſtellt, dem Elbinger Verband zwangsweiſe 
ſeinen Anteil aufzuerlegen. Inbezug auf die Leiſtungsfähigkeit liege 
nach den angeſtellten eingehenden Ermittelungen eine Ueberbürdung 
des Elbinger Deichverbandes nicht vor. (?) Dieſer behaupte das auch 
eigentlich garnicht, ſondern wende ein, er ſei überlaſtet im Verhältnis 
zum Marienburger Deidjverband; auch habe er eigentlich überhaupt 
nichts beizutragen, da er laut Geſetz von 1888 ein Recht auf den Bau 
eines Eiswehres habe. Durch ſeinen Beitrag zu den Koſten des 
Wehres habe er ſich ſeiner Verpflichtung zur Teilnahme an den Koſten 
entledigt, und der Staat müſſe ſämtliche Koſten tragen, wenn er an 
Stelle des Wehrs ein anderes Bauwerk ausführen wolle. Dieſe 
Argumente ſeien nicht zutreffend. Einmal ſei niemals der Bau des 
Eiswehrs mit unbedingter Beſtimmtheit geſetzlich feſtgeſetzt worden, im 
Gegenteil hätten von Anfang an Abgeordnetenhaus und Herrenhaus 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß es zweckmäßig wäre, dieſes Eis⸗ 
wehr nicht zu errichten, ſondern dafür den Abſchluß oder die Жеди= 
lierung der Nogat vorzunehmen. Die Staatsregierung habe ſich hierzu 
nicht entſchließen können, weil das Gutachten der Bauakademie dem 
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entgegengeſtanden habe. Sie ſei deshalb ſchrittweiſe vorgegangen und 
habe das Werk in verſchiedene Abſchnitte zerlegt. Hierin liege auch, wie 
er einſchaltend einem der Vorredner gegenüber bemerken wolle, der 
Grund, weshalb gleich das richtige Profil für den Ausbau der 
Weichſel gewählt worden ſei; hätte man ein engeres Profil genommen, 
ſo würde es jetzt erweitert werden müſſen. Man müſſe die drei Pro— 
jekte von 1888, 1900 und 1910 als ein einheitliches Werk anſehen. 
Die Tendenz ſei einheitlich, und die Finanzierung müſſe ſo erfolgen, 
daß die beteiligten Deichverbände nicht für jedes einzelne Projekt ihre 
Beiträge leiſteten, ſondern das beitrügen, was ihrem Intereſſe an dem 
ganzen zuſammenhängenden Projekt entſpreche. — Bei Beratung des 
Geſetzes von 1888 habe die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes be— 
ſchloſſen, den Bau des Eiswehres durch den Abſchluß der Nogat zu 
erſetzen. Da die Staatsregierung hierauf wegen des Gutachtens der 
Akademie des Bauweſens nicht eingehen konnte, habe das Abgeordneten— 
haus den Bau des Eiswehrs zwar genehmigt, jedoch in einer Refolution 
das Erſuchen ausgeſprochen, neue Ermitttelungen darüber anzuſtellen, 
ob durch Schließung und Kanaliſierung der Nogat oder durch Reque 
lierung der Nogat beſſer der Ueberſchwemmungsgefahr vorgebeugt 
werden könne; bei der Beratung des Entwurfs habe der Abgeordnete 
Sattler ohne Widerſpruch feſtgeſtellt, daß der Beſchluß über den Bau 
des Eiswehrs den Nogatabſchluß nicht präjudiziere, weil die Regierung 
zu dieſem Bau nicht verpflichtet, ſondern nur ermächtigt werde, und 
daß die Herſtellung des Eiswehrs unterbleiben müſſe, bis die Ent- 
ſcheidung hierüber auf Grund der gewünſchten neuen Ermittelungen 
getroffen werde. Daraus gehe hervor, daß das Abgeordnetenhaus 
damals damit gerechnet habe, daß das Eiswehr vielleicht nicht gebaut 
werde. Das Herrenhaus habe ſich bei Annahme des Geſetzes von 
1888 auf einen ähnlichen Standpunkt in einer Refolution geſtellt, in 
der der Wunſch ausgeſprochen war, es möge das Eiswehr nicht ge— 
baut, ſondern ſtatt deſſen die Nogat reguliert und zur Eisführung 
tauglich hergeſtellt werden. — Die Akademie des Bauweſens habe fo= ` 
dann im Jahre 1898 ihren Standpunkt geändert und ſich dahin ge— 
äußert, daß infolge der Erfindung der modernen Bagger das Pillauer 
Tief auch durch Baggerung freigehalten werden könne, und daß иџи= 
mehr der Nogatabſchluß vorgenommen werden könne, aber erſt dann, 
wenn die Regulierung der Weichſel von unten her bis zur Abzweigung 
der Nogat fortgeſchritten fet. Die Staatsregierung habe dieſes Gut— 
achten in der Begründung des Geſetzes vom Jahre 1900 dem Landtage 
mitgeteilt und dabei ausgeführt, daß der Bau des Eiswehrs auch des— 
halb nicht erfolgt ſei, weil die Akademie für das Bauweſen ſich dagegen 
ausgeſprochen habe. Es fei in der Begründung ferner 
dargelegt worden, daß die ſämtlichen intereſſierten 
Deich verbände, nämlich der Marienburger, Danziger, 
Falkenauer und Marienwerderer, gebeten hätten, 
das Eiswehr auf keinen Fall zu bauen, während 
lediglich der Elbinger Deichverband deſſen Bau 
wünſche. Auf Grund dieſes Waterials ſei dann in der Begründung 


des Geſetzes vorgeſchlagen worden, jetzt als zweite Etappe den WWus- 
bau der Weichſel bis zur Nogatabzweigung auszuführen. Das Ab— 
geordnetenhaus habe ſich hiermit einverſtanden erklärt und in einer 
Refolution beſchloſſen: die Staatsregierung möge, ſobald dieſe Negu— 
lierung der Weichſel vorgenommen ſei, den Nogatabſchluß ausführen. 
— Aus dieſem Hergange ergebe ſich doch klar, daß der Landtag mit 
der unbedingten Notwendigkeit des Baues des Eiswehrs nicht ge— 
rechnet, ſondern im Gegenteil die Unterlaſſung des Baues gewünſcht 
und genehmigt habe; infolgedeſſen könne der Elbinger Deichverband 
kein Recht auf den Bau aus dem Geſetz von 1888 ableiten. — Go = 
dann beanſpruche der Elbinger Deichverband, daß 

wenn er von den Koſten des vorliegenden Geſetzes' 
nicht ganz frei gelaſſen werde — was ihm eigentlich 
zuſtehe, da er durch ſeinen Beitrag zu den beiden 
erſten Geſetzen ſeiner Pflicht vollſtändig genügt 
habe —, ihm wenigſtens ſein Anteil an den Koſten 
des Eiswehres angerechnet werde. Dieſer Anſpruch ſei 
deshalb nicht begründet, weil der Elbinger Deichverband zu den Koſten 
des Eiswehres keinen Pfennig beigetragen habe. Bei der Vorlegung 
des Geſetzes vom Jahre 1888 habe die Regierung vorgeſchlagen, die 
beteiligten Deichverbände ſollten die Hälfte der auf 20 Millionen be- 
rechneten Koſten beitragen. Das Abgeordnetenhaus ſetzte den Koſten— 
beitrag auf ungefähr ein Drittel herab, indem es beſchloß, daß die 
Deichverbände nur die Koſten der eigentlichen Deicharbeiten (7230000 M.), 
der Staat aber die übrigen, für Stromarbeiten beſtimmten Koſten auf— 
bringen ſollte. Im beſonderen wurde wegen des Eiswehrs bemerkt, 
daß der Staat dieſes auf eigene Koſten errichten müſſe, weil es in 
dem Regulierungsplan von 1847 vorgeſehen geweſen wäre, welcher 
durch die Allerhöchſte Verordnung vom 12. April 1848 (Geſetzſamml. 
S. 126) zur Ausführung auf Koſten des Staats beſtimmt worden ſei. 
Wenn man aber der Anſicht wäre, daß der Elbinger Verband auch zu 
den Koſten des Eiswehrs beigetragen habe, ſo könnte es ſich nur um 
einen geringfügigen Beitrag handeln; denn für das Eiswehr ſei der 
Betrag von 1 200 000 M. eingeſetzt geweſen, davon hätte der Staat 
nach der Koſtenverteilung des Geſetzes von 1888 ' und die beteiligten 
Deichverbände 's beigetragen und von dieſem Drittel komme anteil— 
mäßig der größte Teil auf den Warienburger Deichverband, ſodaß 
der Elbinger Deichverband ſich höchſtens 150000 M. 
anrechnen könnte. Das ſpiele aber keine Rolle. Die im Geſetz— 
entwurf vorgeſchlagene Verteilung der auf die Deichverbände entfallen— 
den Zuſchüſſe betrachte die nach den Geſetzen von 1888 und 1900 und 
die jetzt auszuführenden Arbeiten als einheitliches Werk und ſetze die 
von den Deichverbänden zu leiſtenden Beiträge nach dem an dieſem 
Werk beſtehenden Intereſſe feſt. Der Warienburger Deichverband ſei 
nun ungefähr nicht ganz noch einmal ſo groß wie der Elbinger Deich— 
verband, habe alſo nach der Grundfläche nicht ganz das doppelte Inter— 
eſſe wie der Elbinger Verband. Wenn man die drei Projekte zu⸗ 
ſammenrechne, fo habe der Warienburger Deichverband verhältnis— 
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mäßig größere Summen zu zahlen als der Elbinger Deichverband, 
nämlich 7½ Willionen, gegenüber 3 Millionen, alſo mehr als 
noch einmal ſo viel. Der Danziger Deichverband, der etwas 
kleiner als der Elbinger Verband ſei, trage entſprechend weniger 
als letzter Verband bei, ſo daß es vollſtändig der Parität ent⸗ 
ſpreche, wenn man unter Zugrundelegung der Fläche jetzt vom Elbinger 
Verband ungefähr 13340000 Mk. verlange. Zu berückſichtigen fei 
hierbei aber, daß der Marienburger und Danziger Verband die ſehr 
koſtſpielige Unterhaltung der Weichſeldeiche behalte, während der 
Elbinger Verband die Anterhaltung ſeiner Deiche faſt ganz verliere. 
Abgeſehen hiervon ſei der Elbinger Verband ſehr leiſtungsfähig, da 
er ſehr guten Boden habe, die Verſchuldung ſei zwar nicht unerheblich, 
ſtehe jedoch nicht außer Verhältnis zum Wert des Grund und Bodens. 
Die durch die Uebernahme des jetzt auszuführenden Werkes entſtehende 
Mehrbelaſtung werde den Elbinger Deichverband nicht erdrücken. Es 
komme inbetracht, daß die berechnete Mehrausgabe von 2 Mk. für 
1 ha nur zu einem geringen Teil in die Erſcheinung treten werde; 
denn die Mogatdeiche könnten zum Teil in Schlaf gelegt werden, јо= 
daß ihre Unterhaltung keine Koſten mehr verurſache. Wenn 2 Mk. 
Mehrausgabe berechnet ſei, ſo handle es ſich nur um die Bauzeit. 
Sobald der Nogatabſchluß fertig ſei, würden die in Schlaf gelegten 
Deiche keine Ausgaben mehr machen, und es würden ſich um deren 
Betrag die Deichbeiträge vermindern. Es handle ſich bei dem Elbinger 
Verband ungefähr um 15 Km. Deiche, die in Zukunft vollſtändig fort⸗ 
fallen könnten, gegenüber 30 Km. bei dem Warienburger Deichverbande. 
And auch die übrigen Deichſtrecken, die wegen des Haffrückſtaus noch 
unterhalten werden müßten und die jetzt auch dem Hochwaſſer der 
Nogat ſtandhalten müßten, bedürften in Zukunft erheblich geringerer 
Unterhaltung, weil der Haffrückſtau nicht fo hoch fei wie das Hochwaſſer 
der Nogat. Aus allen dieſen Gründen ſei es gerechtfertigt, daß der 
Elbinger Deichverband die von ihm geforderte Summe aufbringe, 
namentlich auch deshalb, weil der Elbinger Verband, wenn das andere 
Projekt ausgeführt würde, mit ganz anderen Summen belaſtet werden 
würde. Die Statuten des Weichſel-Nogatdeichverbandes ſchrieben die 
Höhe der Nogatdeiche vor. Die Deiche des Elbinger Фег= 
bandes ſeien allerdings in den letzten Jahren ſchon 
verſtärkt, aber noch nicht in dem Umfange, den das 
Statut vorſchreibe. Wenn das Eiswehr, Delen Errichtung aus- 
geſchloſſen ſei, wegfalle, und ſtatt ſeiner der Ausbau der Nogat treten 
ſollte, ſei das Bedürfnis, die Deiche zu verſtärken, ſogar noch größer. 
Vor allem müßten die Deichengen, die jetzt noch vorhanden ſeien, mit 
erheblichen Koſten beſeitigt werden. Dazu trete die ſpätere Unterhaltung 
der Deiche. Der Elbinger Verband komme alſo am billigſten fort, 
wenn er jetzt den von ihm verlangten Zuſchuß leiſte. 

Ein zweites Kommiſſions mitglied bemerkte, wer die 
Verhandlungen von 1888 ſtudiert habe, müſſe die Ueberzeugung де= 
winnen, daß die Staatsregierung auf den jetzt von ihr beſchrittenen 
Weg von beiden Häuſern des Landtages gedrängt ſei. Wenn die Vor— 
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lage jetzt eingebracht fei, dürfe fie nicht wegen 334000 Mk. zum 
Scheitern kommen. 

Der Berichterſtatter führte noch aus, nach der Begründung 
komme beim Elbinger Deichverbande der Schutz von 30000 ha, beim 
Warienburger Deichverbande 68000 ha in Frage; das ergebe ап= 
nähernd ein Verhältnis von 1: 2. Dann würden 30 km Deiche beim 
Warienburger Deichverbande und 15 km beim Elbinger Deichverbande 
in Schlaf gelegt; wiederum ein Verhältnis von 1: 2. Danach würde 
das Verhältnis der Leiſtungen zwiſchen beiden Verbänden nicht richtig 
fein; man müßte den Beitrag des Elbinger Deich⸗ 
verbandes herabſetzen, und inſofern würde die 
ao des Elbinger Deichverbandes begründet 

ein. 

Der Regierungs vertreter bemerkte folgendes: 

Die für den Elbinger und den Warienburger, Deichverband zu 
erwartenden Vorteile des Nogatabſchluſſes beſtänden in folgendem. 
Der Elbinger Verband erhalte für fein über 36000 ha großes Verbands- 
gebiet vollen Deichſchutz, während für den Warienburger Verband 
immer noch die Gefahr einer Ueberſchwemmung von der Weichſel her 
beſtehe. Wie hoch man dieſen Schutz anrechnen wolle, fei vom ſub⸗ 
jektiven Ermeſſen abhängig. Es ſeien Berechnungen über die Höhe der 
eintretenden Wertſteigerung der Grundſtücke angeſtellt, die den er: 
bänden mitgeteilt worden ſeien, ohne deren Zuſtimmung zu finden; 
eine Einigung hierüber fei nicht möglich. Die Größe des abzuwenden— 
den Schadens ergebe ſich jedoch daraus, daß der im Jahre 1888 ein⸗ 
getretene Deichbruch von Jonasdorf einen Schaden von 30 Millionen 
Wark verurſacht habe. Ferner würden folgende Vorteile eintreten. 
Durch die Stauſtufen erhielten die Niederungen einen gleichmäßigen 
Waſſerſtand, das Drängewaſſer würde fortfallen, und den in die Nogat 
entwäſſernden Niederungsgebieten werde jederzeit eine gute Entwäſſe⸗ 
rung ermöglicht. Die Koſten der Unterhaltung der Nogatdeiche würden 
entweder ganz fortfallen oder doch ſehr vermindert werden. 


Der erſte Redner wandte ſich gegen die Ausführung, 
daß der Elbinger Deichverband ſich wegen der ſeiner Zeit 
gefaßten Refolutionen nicht auf das Geſetz von 1888 berufen 
könne. Eine Refolution fet kein Geſetz; das Geſetz ſtehe fo 
lange feſt, bis es im Wege der Geſetzgebung geändert ſei. 
Das ſei mit dem Geſetze von 1888 noch nicht geſchehen; 
die inzwiſchen gefaßten Refolutionen beſeitigten keine Einzel- 
beſtimmung dieſes Geſetzes. Der Elbinger Deichverband 
habe vollkommen das Ret, ſich auf dieſes Geſetz und фат» 
auf zu berufen, daß ihm damals das Eiswehr, der voll— 
kommene Schutz gegen Eisgefahr, verſprochen worden fei, 
wenn er ſich dazu verpflichte, 1800000 M. aufzubringen. 
Wenn der Verband an dieſer Zuſage feſthalte, ſo müſſe man 
eben auch daran feſthalten und die Sicherung gegen Eis— 
gefahr ſo ausführen, wie ſie damals verheißen worden ſei. 


Wenn darauf hingewieſen werde, daß der Elbinger Oeich— 
verband zwar mit einer höheren Deichlaſt als der Marien— 
burger Verband beſchwert ſei, daß dies aber nicht ſo ſchlimm 
wäre, weil die Grundſtücke im Elbinger Deichverbande aus— 
weislich der Grundſteuereinſchätzung von beſſerer Qualität 
feien, fo liege das daran, daß bei der Grundſteuer— 
einſchätzung auf die Gefährdung durch Hodwaffer Rückſicht 
genommen worden ſei und der Marienburger Deichverband 
von zwei Seiten von Aeberſchwemmungsgefahr bedroht 
ſei und daher die dortigen Grundſtücke niedriger als 
die im Elbinger Deichverbande eingeſchätzt wären, wo 
die Ueberſchwemmungsgefahr nur von einer Seite drohe. 
Die Grundſtücke im Elbinger Deichverbande feien im 
allgemeinen qualitativ nicht beſſer als die in der 
Marienburger Niederung. Der Elbinger Deichverband 
fet alſo nicht leiſtungsfähiger, habe nicht beſſere Grun d— 
fti.de, fet nicht geeignet, einen höheren Beitrag zu 
tragen als der Marienburger. Er bitte deshalb um recht 
wohlwollende Behandlung der Wünſche des Elbinger 
Deichverbandes. 

Ein weiteres Kommiſſionsmitglied bemerkte 
hierzu, bei dem Elbinger Deichverbande handle es ſich 
garnicht in erſter Linie um die Summe, ſondern darum, 
daß die Intereſſenten ſich ungerecht behandelt fühlten, 
weil der 1888 mit der Regierung abgeſchloſſene Pakt 
nicht gehalten werden ſolle; ſie hätten 1800000 M. 
bezahlt; dafür habe die Regierung das Eis abzuwehren. 
Wie ſie das mache, ob durch Eiswehr oder durch Ku— 
pierung, ſei gleichgültig. Auch nach den Ausführungen 
der Regierungsvertreter habe er nicht den Eindruck ge⸗ 
winnen können, daß die Elbinger mit ihrer Anſicht ab⸗ 
ſolut im Anrecht ſeien. Er bitte, zu erwägen, ob es 
nicht möglich ſei, vielleicht durch Uebernahme des Be— 
trages auf die Staatska e oder wenigſtens durch erheb— 
liche Ermäßigung des Elbinger Beitrages dahin zu 
wirken, daß die Elbinger über dieſe Angelegenheit hin— 
wegkommen. — Die Vorteile der Verbände würden wohl 
durch die Summen ziemlich richtig zum Ausdruck gebracht 
fein, die ſchließlich nach Vereinbarung mit dem Ober- 
präſidenten feſtgeſtellt worden ſeien, bis auf dieſe 
334000 M. 

Inzwiſchen war der Antrag 8 eingelaufen, durch 
welchen der Beitrag des Elbinger Deichverbandes auf 1 
Million unter gleichzeitiger entſprechender Herabſetzung 
der von den Verbänden aufzubringenden Geſamtſum me 
herabgemindert werden ſollte. 

Der Regierungsverteter bedauerte lebhaft, dem Antrage 
8 entgegentreten zu müſſen. Es ſei ausgeführt worden, daß im 
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Elbinger Deichverbande große Erbitterung herrſche, nicht weil den Inter— 
eſſenten der verlangte Beitrag zu hoch erſcheine, ſondern weil ſie glauben, 
im Verhältnis zum Warienburger Deichverband zu ſtark herangezogen 
zu werden. Bezüglich des Eiswehres wiederholte Redner kurz feine 
früheren Darlegungen. Der Elbinger Deichverband habe ſeinerzeit aus 
den parlamentariſchen Verhandlungen wiſſen müſſen, als er einen Bei⸗ 
trag nach dem Geſetz von 1888 bewilligte, daß das Eiswehr nicht ge— 
baut würde, falls der Abſchluß der Nogat hergeſtellt werden ſollte. 
Das ſei im Abgeordnetenhauſe bei verſchiedenen Verhandlungen ſo 
klar zum Ausdruck gekommen, daß der Elbinger Deichverband kein 
Recht habe, irgendeinen Anſpruch auf Errichtung eines Eiswehres her— 
zuleiten. — Aus Verhandlungen, die die Staatsregierung mit dem 
Elbinger Deichverbande wegen Aufbringung der Wittel zum vorliegenden 
Geſetz geführt habe, ſei auch ihm bekannt, daß dort das Gefühl der 
Kränkung darüber beſtehe, daß der Marienburger Deichverband nicht 
verhältnismäßig höher herangezogen werde. Tatſächlich werde der 
Elbinger Verband nicht zu hoch, ſondern in einem durchaus ange— 
meſſenen Verhältniſſe herangezogen. Der Marienburger Oeichverband 
habe 68 000 ha Fläche, trage zu dem Geſamtwerte 7 | Millionen bei 
und behalte die geſamte Unterhaltung der Weichſeldeiche weiter, die 
ſehr viele Koſten verurſachten, während der Elbinger Deichverband bei 
36 000 ha Fläche nur 3½ Willionen trage, alſo 4 Willionen weniger 
als der Marienburger und dabei die ganze Unterhaltung der Nogat— 
deiche, ſoweit ſie nicht gegen Haffrückſtau diene, verliere. Auch der 
Danziger Deichverband, der nicht ganz fo groß wie der Elbinger Ver— 
band ſei und faſt ebenſoviel wie dieſer beitrage, müſſe außer ſeinem 
Beitrage die Deichunterhaltung weiter tragen. Es werde alfo mit der 
Vorlage ein angemeſſenes Verhältnis zwiſchen den drei Deichverbänden 
hergeſtellt. Der Elbinger Deichverband werde zwar, wenn ſeine jetzigen 
Deichlaſten dieſelbe Höhe behielten, 2 M. mehr zu zahlen haben als 
der Marienburger Seichverband; da aber für ihn die Unterhaltung 
der Nogatdeiche zum größten Teil fortfalle, würden ſich feine Deichlaften 
nach Abſchluß der Nogat wieder verringern. Wenn man зијапипен= 
rechne, was der Marienburger Deichverband aufgrund des vorliegenden 
Geſetzes zu leiſten und außerdem für die Unterhaltung der Weichſel— 
deiche auch weiterhin zu zahlen habe, ſo ergebe ſich, daß die Leiſtungen 
ſich tatſächlich ungefähr die Wage halten würden. Die Parität fei nach 
allen Richtungen gewahrt und der Elbinger Deichverband fei ſehr wohl 
in der Lage, den auferlegten Beitrag zu leiſten. 

Der Antragſteller des Antrages 8 ergänzte ſeine 
Ausführungen dahin: Die Grundſtücke des Elbinger Oeich— 
verbandes ſeien einmal etwas höher zur Grundſteuer einge— 
ſchätzt, weil fie nur von einer Seite, nämlich von der Nogat 
her, durch Hochwaſſer bedroht ſeien, während der Marien= 
burger Niederung Hochwaſſer von zwei Seiten drohe. Der 
Marienburger Deichverband ſei gegenwärtig mit 5,37 M. 
pro ha, der Elbinger Verband aber mit 7,54 M., alſo mit 
2,20 M. pro ha mehr beſchwert. Alle angeführten Gründe 
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ſprächen dafür, daß die dem Elbinger Deichverbande jetzt noch 
aufzuerlegende Laſt von 334000 M. nicht richtig bemeſſen 
ſei. Er bitte deshalb, ſeinem Antrage zuzuſtimmen. 

Ein zweites Kommiſſionsmitglied unterſtützte den 
Antrag 8. Der Elbinger Verband habe für die Deiche große 
Aufwendungen gemacht und ſehr bedeutende Binnenentwäſſe— 
rungen für die von den Höhen kommenden ziemlich erheblichen 
Gewäſſer ausgeführt. Es ſeien einige 90 Schöpfwerke vor— 
handen. Die Entwäſſerung ſei namentlich in der Gegend 
des Drauſenſees ganz beſonders ſchwierig. Alles das 
habe dazu geführt, daß tatſächlich die Umlagen des Elbinger 
Deichverbandes erheblich höhere ſeien, als die des 
Marienburger Verbandes. Der Elbinger Verband be— 
zweifele, daß die Deichlaſten erheblich niedriger werden 
nach Abſtoßung des jetzt zu zahlenden Betrages. Die 
. verbleibe, und dieſe ſei die teuerſte 
Anlage. 

Ein anderes Kommiſſions mitglied erklärte, ihm 
fei der Antrag Nr. 8 ſympathiſch, denn er habe die 
Ueberzeugung gewonnen, daß der Elbinger Deich⸗ 
verband reichlich, vielleicht zu reichlich belaſtet 
werde. Wenn man die Belaſtung nach den Vorteilen 
einrichte, fo ſei zu berückſichtigen, daß der Elbinger 
Deichverband 15 km, der Marienburger 30 km 
Deiche zu unterhalten habe, und daß der Marien⸗ 
burger Verband auch mit einer weitaus größeren 
Fläche intereſſiert fet Eine neue Verteilung nach dem Vor— 
teile erübrige fic) aber, nachdem die meiſten Verbände fic ſchon ver- 
pflichtet hätten. Er glaube aber, daß die Annahme des Antrages Nr. 8 
das ganze Geſetz zum Scheitern bringen würde, weil der Staats- 
regierung noch weitere 334000 M. auferlegt würden, und die König⸗ 
liche Staatsregierung ſich demgegenüber vollſtändig ablehnend verhalte. 
Das Scheitern der Vorlage wolle er aber nicht verantworten. Schließ⸗ 
lich ſeien die Vorteile, die auch der Elbinger Verband habe, doch ſo 
erheblich, daß er auch noch die etwas höhere Summe aufbringen könne. 

Der Antragſteller meinte demgegenüber, die Beſorgnis, daß 
an der Annahme ſeines Antrages die ganze Vorlage ſcheitern könne, 
gehe etwas zu weit. Die Regierung könne ein ſolches Werk erſten 
Ranges nicht ſcheitern laſſen, weil von dem Geſamtkoſtenbetrage von 
18 Willionen 300000 M. nicht gedeckt ſeien. 

Der Miniſterialdirektor erklärte, er fei beauftragt, 
die ganz beſtimmte Erklärung abzugeben, daß die Vorlage 
ſcheitere, wenn nicht die Summe aufgebracht werde, die 
in der Vorlage den Deichverbänden zugemeſſen ſei. Wenn 
die Deichverbände dieſe Summe unter ſich anders per: 
teilten, fo bleibe ihnen das überlaſſen. Aber die Staats- 
regierung müſſe darauf beſtehen, daß die eingeſtellte 
Summe aufgebracht werde. 
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Der Unterſtaatsſekretär im Minifterium der 
öffentlichen Arbeiten warnte dringend davor, den Antrag 8 
anzunehmen. Es hätten ſehr eingehende Verhandlungen über die Höhe 
der Beiträge der Deichverbände zwiſchen den Refforts ſtattgefunden, 
auf Grund deren er glaube, beſtätigen zu können, daß die Annahme 
dieſes Antrages die Vorlage nicht nur gefährden, ſondern zum Scheitern 
bringen werde. Alle beteiligten Neffort3 ſeien der Anſicht, daß ſeitens 
der Staatsregierung in dieſer Vorlage alles Entgegenkommen gezeigt 
ſei, das billigerweiſe erwartet werden könne, und daß es Aufgabe der 
Deichverbände ſei, die fehlende Summe aufzubringen. Wenn durch 
die Weigerung der Deichverbände, dieſe Summe aufzubringen, die Vor⸗ 
lage ſcheiterte, fo würde die Schuld in dieſer Hinſicht nicht der Staats⸗ 
regierung, die ihre volle Pflicht getan habe, foudern lediglich den Deich- 
verbänden bez. den Häuſern des Landtages zuzuſchieben ſein. 

Der Vertreter des Finauzminiſteriums teilte mit, 
nachdem er noch heute dem Finanzminiſter Vortrag gehalten habe, 
könne er erklären, daß der Finanzminiſter unbedingt daran feſthalte, 
daß die Staatsregierung mit den Leiſtungen, wie ſie nach dem Geſetz— 
entwurf in Ausſicht genommen ſeien, bis an die äußerſte Grenze ge— 
gangen ſei und ein weiteres Entgegenkommen auf die Wünſche der 
Intereſſenten im Sinne des Antrages 8 auf keinen Fall zu erwarten fei. 

Der Antrag wurde angenommen. 


u 

3 9 8 
lag der Antrag 4 vor: 

Datt des Abſ. 1 zu ſetzen: 

Von den nach § 1 herzuſtellenden Anlagen liegt die 
Unterhaltung der neuen Weichſeldeichſtrecke, die die Nogat 
abſchließt, bis die Unterhaltungspflicht der angrenzenden 
fiskaliſchen Deiche geregelt iſt, dem Staate ob. 

Einer der Antragſteller begründete ihn dahin, die Strecke 
liege mitten im Königlichen Revier, die anderen Deichverbände könnten 
nicht an ſie herankommen. Das Objekt ſei nicht groß, es könne aber 
zu allen möglichen Streitigkeiten Anlaß geben, wenn die vorgeſchlageue 
Beſtimmung nicht angenommen würde. 

Auch die Petition des Elbinger Deichverbandes be= 
ſchäftigt ſich, wie der Berichterſtatter vortrug, mit dieſer 
Frage. Sie verlangt die Uebertragung der Unterhaltungs= 
pflicht für dieſe Strecke an den Marienburger Deich— 
verband gegen Bezahlung einer Ablöſungsſumme durch 
den Staat. 

Ein RNegierungs vertreter bemerkte hierzu: es ſei aller- 
dings in Ausſicht genommen, eine Ablöſung vorzunehmen, in der 
Weiſe, daß einer der beteiligten Deichverbände, am beſten der Marien— 
burger Deichverband, die neu zu erbauende Deichſtrecke einſchließlich der 
anſchließenden fiskaliſchen Deiche übernähme. Eine ſolche Ablöſung fet 
aber bisher nicht zuſtande gekommen. Die Staatsregierung könne hier⸗ 
über zur Zeit ausreichendes Material nicht vorlegen; es ſei deshalb 
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nicht möglich, im Geſetz irgend etwas darüber zu beftimmen. — Was 
den Antrag Nr. A anlange, fo beſtänden prinzipielle Bedenken dagegen. 
Das Geſetz gehe davon aus, daß dieſe Deichſtrecke ein neuer felbit- 
ſtändiger Deich ſei, durch welchen Land in Deichſchutz käme; ein ſolcher 
Deich müſſe von den Intereſſenten, d. h. den drei beteiligten Deich- 
verbänden, unterhalten werden, wenn nicht ein Deichverband im Wege 
dey Einigung die Unterhaltung allein übernähme. Ein Proviſorium 
зум фае, bis die Einigung erzielt fei, wäre nicht notwendig. Es 
handle ſich um eine Deichſtrecke von 360 m. Wenn der Deich gut 
hergeſtellt werde, ſo werde er in den erſten Jahren, bis die Ablöſung 
und Einigung zuſtande gekommen ſei, nicht irgendwelche Ausgaben ver— 
urſachen. Wenn der Staat die Unterhaltung proviſoriſch übernähme, 
würden die Deichverbände ſchwerer geneigt fein, auf die Ablöſung der 
Anſchlußdeiche einzugehen als im anderen Falle. 

Einer der Antragſteller erwiderte, die Unterhaltungspflicht 
nach Ausführung des Baues ſei bis jetzt nicht geregelt. Für den 
Staat könne durch ihre Uebernahme kein Schaden entſtehen; denn 
wenn der Deich erſt hergeſtellt ſei, würden kaum Unkoſten D ergeben. 

Der erfte Antragſteller machte noch darauf aufmerkſam, 
daß die kurze Strecke von 360 m zwiſchen zwei fiskaliſchen Deichen 
liege. Der Weg für die Angeſtellten des Marienburger und Elbinger 
Deich verbandes fei weit und führe über fremde Ländereien. 

Ein Kommiſſions mitglied beantragte eine Aenderung 
des Antrages 4 durch Streichung der Worte „bis die Unter- 
haltungspflicht der angrenzenden fiskaliſchen Oeiche 
geregelt iſt.“ Dann liege die Anterhaltung der neuen Weichſel— 
deichſtrecke dem Staate ob. Es ſtehe dem Staate immer noch frei, ſich 
mit den Verbänden zu einigen, ob er die eine oder andere Strecke den 
Verbänden übertragen wolle. Er halte es für ſehr bedenklich, ein 
Mittelſtück zwiſchen zwei Staatsſtrecken einem anderen Verbande zu 
geben, der nicht ſofort zur Stelle ſein könne zur Verteidigung des 
Deiches gegen Hochwaſſer. Dadurch könne der Zweck des Deiches ganz 
illuſoriſch gemacht werden. Bis die Intereſſenten den weiten Weg 
zurückgelegt hätten, könnte ſchon längſt ein Unglück paſſiert fein. 

Die Antragſteller nahmen die vorgeſchlagene Abänderung 
in ihren Antrag auf, der darauf in dieſer Faſſung ebenſo wie der hier- 
durch abgeänderte § 5 angenommen wurde. 


Zweite u. dritte Beratung des Abgeordnetenhauſes 
über den Geſetzentwurf betreffend den Nogatabſchluß. 
(Sitzung vom 11. Juni 1910.) 

Klocke, Berichterſtatter (Ztr.): Meine Herren, der Entwurf zum 
Abſchluß der Nogat hat in der Kommiſſion mehrfache Abänderungen 
erhalten. Zunächſt ift in § 2 eine Abänderung dahin getroffen, daß 
die Summe, die von den beteiligten Deichverbänden aufzubringen iſt, 
um den Betrag niedriger normiert worden iſt, den der Elbinger Deich- 
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verband nicht zahlen zu können glaubte. Trotzdem ſeitens der Фе 
gierungsvertreter in der Kommiſſion bemerkt worden war, daß eine 
höhere Aufwendung vom Staat nicht gemacht werden könnte, als ſie in 
der Vorlage vorgeſehen worden war, hat die Mehrheit der Kommiſſion 
ſich der Auffaſſung nicht verſchloſſen, daß es vielleicht doch möglich ſein 
würde, auch nach dieſer Richtung noch mehr Beihilfen ſeitens der 
Staatsregierung zu erhalten. 

Eine weitere Abänderung iſt in § 3 getroffen worden, der zu 
langen Erörterungen in der Kommiſſion geführt hat. Die Deichverbände 
ſollen als Bauherren auftreten und als ſolche die Unterhaltungspflicht 
übernehmen. Damit war die Frage aufgerollt, ob und inwieweit ſie 
verpflichtet ſeien, auch diejenigen Schäden zu erſetzen, auf die nach 
geſetzlichen Vorſchriften ein Anſpruch beſteht. Die Deichverbände haben 
eine Schadenserſatzpflicht abgelehnt. Bei den Verhandlungen mit den 
Deichverbänden iſt ſeitens der Königlichen Staatsregierung darauf auf- 
merkſam gemacht worden, daß nach der geltenden Rechtſprechung in 
dieſem Falle eine Schadenserſatzpflicht aufgrund des § 75 der Einleitung 
zum Allgemeinen Landrecht nicht eniftehe bezw. nicht vorhanden fei, 
und demgemäß, um allen Bedenken der Deichverbände entgegenzutreten, 
die Staatsregierung in die Vorlage die Beſtimmung aufgenommen habe, 
daß jeder Schadenserſatzanſpruch ausgeſchloſſen fei. Die Wehrheit der 
Kommiſſion hat ſich aber nicht dazu bereit finden können, einer der— 
artigen geſetzlichen Beſtimmung zuzuſtimmen, die ein für allemal einen 
geſetzlich begründeten Schadenserſatzanſpruch nicht mehr gewähren will 
und auch mit Riidfidt darauf, daß es hier heißen muß: principiis obsta, 
da man nicht weiß, wohin man kommt, wenn man in einem Geſetz 
einen ganz allgemein geſetzlich beſtehenden Anſpruch ausſchließen will. 
Die Art und Weiſe, wie nun die Angelegenheit zu regeln iſt, hat zu 
vielen Erörterungen in der Kommiſſion geführt. Die beteiligten Deich— 
verbände legen beſonderen Wert darauf, daß nicht langwierige Prozeſſe 
geführt zu werden brauchten, ſondern baldige, Паге und kurze Ent- 
ſcheidungen gegeben würden. Die Beſchlüſſe der Kommiſſion finden 
Sie in der Druckſache. 

Inzwiſchen iſt ein Antrag Nr. 602 eingegangen, welcher den 
Paragraphen etwas anders formulieren will. Dieſer Antrag ift nicht 
offiziell in Der Kommiſſion verhandelt worden, weil die Kommiſſions⸗ 
beratung {фон geſchloſſen war und mit Rückſicht auf die Geſchäftslage 
des Hauſes eine zweite Leſung nicht ſtattfinden ſollte. Er iſt aber 
Gegenſtand unverbindlicher Beſprechungen geweſen bei Gelegenheit der 
Feſtſtellung des Kommiſſionsberichtes, und ich glaube {адеп zu können, 
daß er die Auffaſſung der Mehrheit der Kommiſſionsmitglieder wieder— 
gibt, insbeſondere auch zunächſt die erſte Beſtimmung im § 3, in dem 
normiert iſt, für welche Schäden der Erſatz geleiſtet werden ſoll. Nun 
iſt in der neuen Faſſung wohl die Auffaſſung der Kommiſſion am 
ſchärſſten und richtigſten wiedergegeben. 

Eine weitere Aenderung gegenüber der offiziellen Kommiſſions— 
faffung finden Sie in der Beſtimmung, daß hier eine Entſcheidung oder 
Beſchlußfaſſung über den Schadenserſatz durch den Bezirksausſchuß er⸗ 
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folgen ſoll, während die Kommiſſion ein Schiedsgericht vorgeſchlagen 
hatte. Die Aenderung iſt deswegen geſchehen, weil uns die Witteilung 
geworden war, daß nach den Erkenntniſſen des Reichsgerichts und 
der Auffaſſung des Juſtizminiſteriums die Einführung eines Schieds— 
gerichtes durch Landesgeſetz reichsgeſetzlich unzuläſſig wäre, und weil 
uns dann nichts anderes übrig blieb, als nun ein anderes Gericht 
feſtzuſtellen, und da erſchien wohl allen Kommiſſionsmitgliedern der 
Bezirksausſchuß als das geeignetſte. 

Es iſt dann noch eingehend über die Anſprüche des Elbinger 
Deichverbandes, des Danziger Deichverbaudes und über die Anſprüche, 
die die Verteilung der Summe in den §§ 2 und 3 unter die Deichverbände 
betreffen, verhandelt worden. Ich glaube mich nach dieſen Richtungen 
hin aller weiteren Ausführungen enthalten zu können, weil ich ver— 
muten darf, daß die Anſichten der beteiligten Kreiſe hier in dieſem 
Hohen Hauſe in dieſer Verhandlung noch von anderer Seite werden 
vertreten werden. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Luſensky. 

Lufensty (Hohenfalza), Abgeordneter (nat.⸗lib.): Meine Herren, 
ich halte bei der erſten Leſung der Vorlage bemerkt, daß bei uns ge— 
wiſſe Bedenken gegen die Vorlage mit ЖАЛЕ darauf obwalteten, daß 
die Bauakademie bezüglich der Kupierung der Nogat in verhältnismäßig 
kurzer Zeit ihren Standpunkt gewechſelt hatte. Dieſe Bedenken ſind 
erfreulicherweiſe durch die Kommiſſionsverhandlungen zerſtreut worden. 
Die Bauakademie hatte Пф) urſprünglich gegen die Nogatkupierung aus⸗ 
geſprochen mit Nückſicht auf die möglichen Folgen für das Pillauer 
Tief. Sie war der Auffaſſung, daß im Fall der Kupierung der Wogat 
die Spülung des Pillauer Tiefes nicht ausreichen würde, um es vor 
Verſandung zu ſichern, und daß auch Wittel, um die Verſandung 
hintanzuhalten, nicht vorhanden wären. Wenn die Bauakademie ihre 
Auffaſſung ſpäter geändert hat, fo iſt das mit ЗЕТЕ darauf ge: 
ſchehen, daß es inzwiſchen der Technik gelungen iſt, Bagger von außer- 
ordentlicher Leiſtungsfähigkeit, wie man ſie früher nicht kannte, herzu— 
ſtellen, und daß die beſtimmte Erwartung gehegt werden kann, daß auf 
dieſe Weiſe den Schiffahrtsintereſſen Rechnung getragen werden kann. 

Für die Bagger iſt ein Anteil zu den Anſchaffungskoſten 
in der Vorlage eingeſtellt. Es war aber in der Kommiſſion Einigkeit 
darüber vorhanden, daß die Koſten der Unterhaltung dieſer Bagger 
von der Staatsregierung getragen werden ſollten. Ebenſo hat die 
Staatsregierung erklärt, daß etwaige Mehraufwendungen, welche im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der Schiffahrt notwendig ſein würden, 
der Regierung zur Laſt fallen würden. Sie hat ferner auch ausge— 
ſprochen, daß, obgleich ſie ſich nicht verpflichten könne, für alle Zukunft 
in Ausſicht zu ſtellen, daß eine Aenderung der Hafenabgaben nicht 
eintreten würde, doch aus etwaigen Mehraufwendüngen, welche mit 
Rüdfiht auf die Folgen der Nogatkupierung notwendig fein würden, 
eine Erhöhung der Hafenabgaben nicht ſtattfinden ſollte. Hierdurch iſt, 
glaube ich, den berechligten Intereſſen des Handels und der Schiffahrt 
von Königsberg Genüge geſchehen, und wir meinen deshalb, daß das 


Bedenken, das ſich urſprunglich mit Nüdficht auf die vorher von mir 
vorgetragene Aenderung in der Stellung der Bauakademie den Leſern 
der Regierungsvorlage aufdrängte, als beſeitigt gelten kann. 

Das Wichtigſte für das Haus iſt naturgemäß die Deckung der 
Koſten. Ich möchte hier rühmend hervorheben, daß die Königliche 
Staatsregierung ſich in äußerſt larger Weiſe an dem Unternehmen be— 
teiligt. Die Koſten werden 18 Millionen Mark betragen, und davon 
will der Fiskus 141 Millionen übernehmen. Dies iſt ein ganz un— 
gewöhnlich hoher Betrag, ſelbſt wenn man berückſichtigt, daß es natur⸗ 
gemäß iſt, daß die Verbreiterung der Eiſenbahnbrücke bei Dirſchau zu 
Laſten des Fiskus erfolgt. Die verbleibenden 3½ Millionen ſollen auf 
die beteiligten Deichverbände unterverteilt werden, und die Deich: 
verbände waren auch mit den Beträgen, mit denen ſie zur Koſtendeckung 
beitragen ſollen, einverſtanden, mit Ausnahme des Elbinger Verbandes, 
der den Betrag von 1330000 M. für zu hoch erachtet und den Wunſch 
hat, nur mit einer Willion herangezogen zu werden. Sie werden aus 
den Kommiſſionsbeſchlüſſen erſehen, daß die Kommiſſion dieſem Wunſch 
entſprochen, und den $ 2 entſprechend geändert hat. Hierdurch ſcheint 
nun eine kritiſche Situation für die Vorlage inſofern entſtanden zu ſein, 
als in der Kommiſſion regierungsſeitig erklärt worden +, daß bei Auf— 
rechterhaltung dieſes Beſchluſſes die Geſetzesvorlage die Zuſtimmung 
der Staatsregierung nicht finden werde. 

Meine Herren, es iſt naturgemäß ſehr ſchwer, ſich ein Urteil dar— 
über zu bilden, ob die Heranziehung der einzelnen Deichverbände den 
Vorteilen, die ſie von der Sache haben, durchaus entſpricht. Ich habe 
nach all den eingehenden Verhandlungen, die wir in der Kommiſſion 
gepflogen haben, den Eindruck, als ob der Elbinger Deichverband nach 
der Regierungsvorlage zu hoch herangezogen worden fet. (Sehr 
richtig!) Auf der andern Seite will ich allerdings nicht in Abrede ſtellen, 
daß mir die Ermäßigung bis auf eine Willion zu weit zu gehen ſcheint. 
Das Richtige würde nach meiner Anſicht in der Mitte gelegen haben. 
Ich habe den Eindruck gewonnen, als ob der Gberpräſident, dev die 
Koſtenverteilung vorgeſchlagen hat, bei ſeinen diesbezüglichen Vor⸗ 
ſchlägen keine ganz glückliche Hand gehabt hat. Es ſcheint, als ob außer 
den drei zu Beiträgen herangezogenen Deichverbänden noch andere Ver— 
bände an der Sache auch ein recht erhebliches Intereſſe haben, welches 
es wohl gerechtfertigt haben würde, daß ſie ebenfalls zu den Koſten 
beitragen. Insbeſondere gilt dies bezüglich des Marienwerderer Ver— 
bandes, und es wurde auch in der Kommiſſion von einer Seite an— 
geregt, den Elbinger Verband in der Weiſe zu entlaſten, daß man 
feinen Beitrag um 100 000 M. kürzte und dieſe Summe dem Marien— 
werderer Deichverbande zur Laſt legte. Dieſer Ausweg erſchien mir 
beim Studium der Vorlage recht ſachgemäß. Gegen den Antrag, der 
ſchließlich zurückgezogen wurde, ſprach ſedoch der Umftand, daß bei den 
Vorverhandlungen dem Marienwerderer Verband nicht genügend Ge— 
legenheit gegeben war, Stellung zu nehmen. 

Alſo, meine Herren, auf der einen Seite erkenne ich an, daß die 
Belaſtung des Elbinger Deichverbandes nach der Regierungsvorlage 


wohl zu hoch gegriffen їй im Vergleiche zu der Belaſtung, die den 
beiden anderen Verbänden, beſonders dem Marienburger Verband, 
aber auch dem Einlagedeichverband angeſonnen wird. Andererſeits 
muß ich allerdings erklären, daß die nicht ganz gleichartige Behandlung 
des Elbinger Deichverbandes doch nicht die Tragweite haben kann, 
daß man deshalb ein ſo wichtiges Unternehmen, das ſowohl für die 
Landeskultur wie für die Abwehr der Hochwaſſergefahr von der erheb— 
Doten Bedeutung iſt, ſcheitern laſſen darf. Ich werde abwarten, welche 
Erklärung die Königliche Staatsregierung abgeben wird. Ich hofſe, 
daß ſie ſich doch ſchließlich mit dem § 2 der Kommiſſionsbeſchlüſſe ein- 
verſtanden erklären wird, in welchem Falle das Geſetz ohne weiteres 
die Zuſtimmung der großen Mehrheit des Hauſes, vielleicht die ein- 
ſtimmige Annahme durch das Haus finden wird. 


Der Herr Berichterſtatter hat ſchon vorgetragen, daß in der Kom⸗ 
miſſion ſehr eingehend über § 3, der die Schadenserſatzpflicht betrifft, 
beraten worden iſt. Die Schadenserſatzpflicht kommt nur inſoweit in 
Frage, als es ſich um Schäden handelt, welche ohne Verſchulden 
der den Bau ausführenden Organe eintreten; denn alle Schäden, 
welche auf ein Verſchulden zurückzuführen ſind, ſind ſelbſtverſtändlich 
— das möchte ich zur Klarlegung der Faſſung des § 3 ausdrücklich 
bemerken — nach den Grundſätzen des Bürgerlichen Geſetzbuches zu 
beurteilen. Für ohne Verſchulden eintretende Schäden beſteht folgender 
Rechtszuſtand: Wenn in einem Geſetze die Ermächtigung zur Aus⸗ 
führung öffentlicher Anlagen erteilt wird und in dem Geſetze eine Be⸗ 
ſtimmung über die Erſatzpflicht für Schäden, die trotz fehlerfreier Aus⸗ 
führung eintreten, nicht enthalten iſt, kann ein Schadenserſatzanſpruch 
nicht geltend gemacht werden. Dem Drängen der Deichverbände folgend, 
die ſich durch die Möglichkeit beunruhigt fühlten, daß die Nechtſprechung 
dieſen Grundſatz, der bisher allerdings in ſtändiger Praxis feſtgehalten 
worden iſt, doch gelegentlich aufgeben könnte, hat die Regierung die 
der beſtehenden Rechtslage entſprechende Beſtimmung in den § 3 der 
Vorlage aufgenommen, daß ein Schadenserſatzanſpruch für unver⸗ 
ſchuldete Schäden nicht entſtehen ſolle. Um indeſſen nicht gegen die 
Gebote der Billigkeit zu verſtoßen, ſind den im § 3 bezeichneten Deich- 
verbänden die dort angegebenen Summen zur Verfügung geſtellt, teils 
um Schäden vorzubeugen, teils um etwaige Geſchädigte nach den 
Grundſätzen der Billigkeit ſchadlos zu ſtellen. Die Kommiſſion hat 
nun geglaubt, ſich nicht auf dieſen Standpunkt ſtellen zu dürfen. Sie 
war im Gegenteil der Auffaſſung, man ſollte den der Billigkeit wenig 
entſprechenden allgemeinen Rechtszuſtand für dieſes Geſetz ausdrücklich 
ausſchließen und in das Geſetz die Beſtimmung aufnehmen, daß für 
die Schäden, welche ohne Verſchulden — alſo bei ſachgemäßer Aus⸗ 

führung der Bauarbeiten — entſtehen, Erſatz zu leiſten ў. Dieſer Er- 
ſatz ſoll aber nicht weiter gehen, als er gehen würde, wenn die Bau⸗ 
arbeiten ohne geſetzliche Ermächtigung ausgeführt werden. Außerdem 
ſoll der Erſatz nur inſoweit ſtattfinden, als die Billigkeit die Schadlos⸗ 
haltung rechtfertigt. Auf dieſer Baſis, der die große Wehrheit der 
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Kommiſſion zuftimmte, find auch meine роб фен Freunde geneigt, die 
Regelung der Schadenserſatzpflicht vorzunehmen. 

Meine Herren, die Faſſung, welche in $ 3 der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe vorliegt, bringt dieſen Gedanken nicht ſo präziſe, wie wir es 
wünſchen, zum Ausdruck. Ich habe deshalb, wie der Herr Bericht 
erſtatter bereits erwähnt hot, im Verein mit Herrn v. Brandenſtein und 
dem Herrn Berichterſtatter den Antrag auf 602 der Druckſachen geſtellt, 
der meiner Anſicht nach das Gewollte präziſer darſtellt. Dieſer Antrag 
Nr. 602 weicht im übrigen auch materiell von den Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſen in einzelnen Punkten ab. Erſtens darin, daß die Ent⸗ 
ſcheidung über die Schäden, welche nach dem Kommiſſionsbeſchluſſe 
einem Schiedsgericht überwieſen worden iſt, durch den Bezirksausſchuß 
erfolgen ſoll. Der Grund für dieſe Abweichung liegt darin, daß Zweifel 
entſtanden find, ob es äberhaupt zuläſſig iſt, ein Schiedsgericht vorzu— 
ſehen, welches unter Ausſchließung des Rechtsweges entſcheidet. 
Während die Herren Regierungsvertreter bei der Beratung in der 
Kommiſſion ſich für das Schiedsgericht ausgeſprochen haben, iſt ihnen 
ſpäter dieſe Auffaſſung bedenklich geworden, und gerade von ihrer Seite 
iſt in Zweifel gezogen worden, ob die Konſtitujerung eines ſolchen 
Schiedsgerichts mit den Grundſätzen der Reichsgeſetzgebung vereinbar 
Ш. Sie haben іф nunmehr auf den Standpunkt geſtellt, daß es vor— 
zuziehen ſei, einer Anregung, die bereits in der Kommiſſion gegeben 
war und welche die Entſcheidung dem Bezirksausſchuß überlaſſen wollte, 
zu entſprechen. 

Eine zweite Aenderung gegenüber den Kommiſſionsbeſchlüſſen iſt die, 
daß, während die Präkluſipfriſt für die Erhebung von Erſatzanſprüchen 
in den Kommiſſionsbeſchlüſſen allgemein auf 5 Jahre feſtgeſetzt iſt, Ihnen 
in unſerem Antrage nunmehr vorgeſchlagen wird, fie für Fiſchereiſchäden 
auf 10 Jahre zu erhöhen. Wir gehen dabei von der Hoffnung aus, 
daß es innerhalb der erſten 5 Jahre nach der Herſtellung der Anlagen 
noch nicht möglich fein wird, mit Beſtimmtheit zu beurteilen, ob Fiſcherei— 
ſchäden, und in welchem Umfange ſie entſtanden ſind. Wir hoffen, 
daß ein 10jähriger Zeitraum ausreichen wird, um hinſichtlich dieſer 
Frage Klarheit zu ſchaffen. 

Eine letzte Aenderung in unſeren Anträgen iſt die, daß, während 
noch in der Regierung3vorlage der Staat die Haftung für Schäden 
lediglich der Haffiſcherei übernehmen ſollte, er nunmehr auch die Haftung 
für Schäden der Nogatfiſcherei tragen wird. Ich glaube, alle die 
Aenderungen, die unſer Antrag herbeiführen will, ſind Verbeſſerungen, 
und ich bitte Sie deshalb, dem Antrage zu entſprechen. 

Ich kann mich dahin reſumieren, daß ich in der Vorausſetzung, 
daß der Antrag unter Nr. 602 die Zuſtimmung des Hauſes findet, die 
Zuſtimmung meiner Freunde für den ganzen Geſetzentwurf in Ausſicht 
ſtellen kann. (Bravo! links.) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Meyer— 
Roitinannsdorf. 

Meyer-Rottmannsdorf, Abgeordneter (freikonſ.): Meine Herren, 
auch ich kann mich namens meiner Partei im großen und ganzen dem 
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Herrn Berichterſtatter und dem Herrn Vorredner anſchließen. Wir in 
Weſtpreußen wiſſen es beſonders zu würdigen, daß endlich dieſe Nee 
gulierung der Weichſel und Nogat zu einem feſten Abſchluß kommen 
ſoll, und daß vieles Unglück, welches ſchon früher geſchehen iſt, und 
für die Folge auch unvermeidbar geweſen wäre, damit verhütet 
werden ſoll. 

Bezüglich der Rechtsfrage ſtehen meine Freunde auch auf dem— 
ſelben hier entwickelten Standpunkt. Es war ihnen nicht möglich, der 
Regierungsvorlage zuzuſtimmen, die die Erſatzpflicht überhaupt grund— 
ſätzlich ausſchloß. Sie find auch der Meinung, daß die Beſchlüſſe in 
der Kommiſſion in $ 3 nicht einen fo guten und befriedigenden Aus— 
druck gefunden haben, wie ſie in dem Antrage Nr. 602 jetzt durch die 
Herren v. Brandenſtein, Klocke und Luſensky zum Ausdruck gebracht 
find. Sie halten auch die Regelung durch den Bezirksausſchuß für 
beſſer als die durch ein Schiedsgericht. Letzteres hätte doch auch noch 
den Nachteil, daß in allen Fällen, wo, wie bei der Dirſchauer Brücke 
und bei der Fiſcherei, der Staat ſelbſt beteiligt iſt, der Staat einen 
Beigeordneten und den Obmann, alſo immer zwei Leute ſeiner Farbe, 
im Schiedsgericht hätte und immer in der Wajorität geweſen wäre. 
Außerdem iſt ja aber auch ausgeführt, daß rechtliche Bedenken der 
Einſetzung eines Schiedsgerichts widerſprechen. 

Nicht einverftanden find wir nur mit der Belaffung des § 3, fo- 
weit der Danziger Deichverband darin mit 330000 M. erſcheint. Wir 
wünſchen, daß auch dem Elbinger Deichverband die Ermäßigung ſeines 
Beitrages nach dem Beſchluſſe der Kommiſſion auch im Plenum zuge— 
ſtanden werden möge, ohne daß die Königliche Staatsregierung dann 
ein Veto gegen das ganze Geſetz ausſpricht. Ich habe einen Antrag 
eingebracht, den ich auch ſchon in der Kommiſſion geſtellt hatte, die 
Schadensabfindung für den Danziger Deichverband von 330000 M. 
auf 480000 M. zu erhöhen. Der Danziger Deichverband iſt in einer 
ganz exzeptionellen Lage. Seine Deiche find ſchon durch die Geſetze 
von 1888 vollſtändig reguliert, und er hat als der wenigſt leiſtungsfähige 
von dieſen Verbänden mit 35000 ha und nur 24 M. Grundſteuer— 
reinertrag pro Hektar über 3 Willionen zu dieſem großen Werke be— 
willigt, ebenſoviel wie der Elbinger Deichverband, der dieſelbe Größe 
hat, aber 1½ mal fo großen Grundſteuerreinertrag, und verhältnismäßig 
ſehr viel mehr als der Marienburger Deichverband, der die doppelte 
Größe und auch einen weſentlich höheren Grundſteuerreinertrag hat als 
der Danziger Deichverband. Nun iſt ja ſowohl in der Regierungs- 
vorlage als auch in der Einführungsrede Seiner Exzellenz des Herrn 
Landwirtſchaftsminiſters zum Ausdruck gekommen, daß dieſe Abfindungs— 
ſummen in $ 3 nach der Anſicht der Regierung nicht vollſtändig ge= 
nügen {оеп zur Schadensverhütung und-Entſchädigung, und daß der 
Falkenauer, der Danziger und der Warienburger Deichverband für 
dieſe Aufwendungen keine Summen aus eigener Taſche zuzahlen ſollen. 
Die Differenz beſteht nur darin, daß die Sachverſtändigen der König⸗ 
lichen Staatsregierung für den Danziger Deichverband 330000 M. für 
angemeſſen und genügend erklärt haben, während der Deichhauptmann 
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und die Beamten des Danziger Deichverbandes erklärt haben, daß dies 
ganz ungenügend fei, daß fie zur Verhütung der Schäden 630000 M. 
haben müßten. 

Es iſt nun ſehr ſchwer, bei Waſſerſachen vorher zu ſagen, wer 
recht hat. Ich könnte Ihnen hier aus der Denkſchrift für 1907 om: 
führen, wie ſich auch die Sachverſtändigen der Königlichen Regierung 
über die Ausſpülungen geirrt haben, die infolge des Durchſtiches an 
der Weichſelmündung eintreten ſollten. Es heißt in dieſer Denkſchrift 
auf Seite 17 über die hochwaſſerfreien Abſchlüſſe im Jahre 1907 wörtlich: 

Eine genauere Angabe läßt ſich hierüber nicht machen, weil ſich 
das Fortſchreiten und das Waß der durch die größere Waſſer— 
zuführung entſtehenden Ausſpülung der Stromſohle nicht ab— 
ſehen läßt; eine Vorausbeſtimmung in dieſer Hinſicht iſt um ſo 
ſchwieriger, als die abſenkenden Wirkungen des Nehrungs— 
durchſtiches 
— von 1888 bis 1907 — 

noch immer nicht ganz zum Abſchluß gelangt ſind, und ebenſo 
diejenigen der jetzt erſt vollendeten Hochwaſſerregulierung Фет = 
Pieckel noch nicht begonnen haben. 

Die Hauptſchäden werden ja durch Drängewaſſer eintreten. Ich 
habe mir erlaubt, die neueſte geologiſche Karte des Danziger Deich- 
verbandes auf den Tiſch dieſes Hauſes zu legen, und bitte die Herren, 
die dafür einiges Intereſſe haben, ſie etwas zu ſtudieren; ſie war mir 
bei der Kommiſſionsberatung noch nicht zugängig. Ich habe dort ſchon 
ausgeführt, daß in keinem Deichverbande ſoviel Sanduntergrund iſt wie 
im Danziger. Daraus reſultiert ja auch die ſchlechte Bonität zur Grund— 
ſteuer. Das in der geologiſchen Karte links rot eingeklammerte Feld 
bezeichnet Sand, und die ganze Strecke durch finden Sie dieſe Boden— 
miſchung auf der ganzen Seite des Danziger Deichverbandes, auf der 
linken Weichſelſeite. Auf der andern Weichſelſeite, wo der WMarien— 
burger Deichverband iſt, finden Sie in der geologiſchen Karte lediglich 
Schlick und Lehm und nur in Schöneberg eine kleine Stelle desſelben 
ſandigen Bodens. Daraus ergibt ſich, daß das Drängewaſſer, das 
naturgemäß durch den Sand leicht durchzieht und eine viel ſchärfere 
Wirkung ausübt gegenüber dem undurchläſſigen Unterboden, wo es 
eventuell garnicht in Erſcheinung zu treten braucht, ſeine ſchädlichen 
Wirkungen in weitem Umfange auf der Danziger Seite ausüben muß 
und ſehr erhebliche und große Aufwendungen zur Verhütung derſelben 
erforderlich ſind. Es liegt ja auch keine Differenz vor zwiſchen den 
Sachverſtändigen der Königlichen Staatsregierung und denen des 
Deichamtes über die Art der Beſeitigung der Schäden, ſondern nur 
über den Umfang der Arbeiten, die zu ihrer Beſeitigung notwendig ſind. 

Meine Herren, da möchte ich noch auf eins hinweiſen. Während 
die Deichbeamten jahraus, jahrein durch Jahrzehnte ganz genau die 
Weichſel auf den Grundwaſſerſtand, auf den Waſſerſtand überhaupt 
unterſuchen, ſind dieſe Hauptunterſuchungen von der Königlichen Staats— 
regierung als Vorbereitung für dieſes Geſetz im Frühjahr 1908 aus- 
geführt. Dieſes Jahr war außerordentlich trocken. Der Grundwaſſer— 
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ſtand erreichte lange nicht die Höhe, die er im Durchſchnitt der anderen 
Jahre hatte. Aus dieſer für den Danziger Deichverband ſo ungünſtigen 
Beſchaffenheit wurde nun das Gutachten der Sachverſtändigen der 
Königlichen Staatsregierung begründet, die natürlich annahmen und 
annehmen mußten, daß dies der normale Zuſtand wäre, während der 
Grundwaſſerbeſtand ein ganz anormal niedriger war. 

Ich bitte Sie, dieſem meinem Antrage doch ſtattzugeben und 
möchte auch die Königliche Staatsregierung bitten, ihn zu würdigen. 
Meine Herren, es iſt ja, wie ich nochmals wiederhole, klar ausgeſprochen, 
daß dieſen 3 Deichverbänden zur Schadensverhütung voller Erſatz für 
ihre Aufwendungen gegeben werden ſolle, und ich möchte noch wörtlich 
zitieren, was Seine Exzellenz der Herr Landwirtſchaftsminiſter in ſeiner 
Einführungsrede geſagt hat. Er ſagte: 

Meine Herren, ich würde Abſtand genommen haben, mich mit 
dieſer Regelung der Entſchädigungsfrage im Geſetz einverſtanden 
zu erklären, wenn nicht im Geſetz in ausreichender Weiſe für 
die Beſeitigung jedes Schadens geſorgt worden wäre. 

Und das möchte ich noch betonen gegenüber allen Anfeindungen, 
die der Danziger Deichverband gefunden hat, und das werden mir die 
Herren Vertreter der Königlichen Staatsregierung beſtätigen: nie hat 
der Danziger Deichverband gewünſcht oder gehofft oder dahin geſtrebt, 
ein Geſchäft aus dieſer Sache zu machen und das Geringſte daran zu 
verdienen. Von Anfang an hat er ſich geweigert, die Schäden zu 
normieren und in Zahlen auszudrücken; von Anfang an hat er ge: 
beten, daß die Königliche Staatsregierung, ohne ihn mit der Sache 
überhaupt zu befaſſen, diefen Schaden regulieren möchte, und nur von 
der Königlichen Staatsregierung gedrängt und gezwungen, hat er Zahlen 
im Intereſſe des Zuſtandekommens der Nogatkupierung angegeben und 
ſeine Berechnungen angeſtellt für die Summen, die er für notwendig 
hält, um ihn vor Schaden zu ſchützen. Er hat bei den ſchon ſeit 1908 
ſchwebenden Verhandlungen immer wiederholt, daß es ihm lieber ſei, 
aus der Sache herausgelaſſen zu werden und von der Ausführung be— 
freit zu ſein. Er hat es immer abgelehnt, ein Geſchäft daraus machen 
zu wollen. 

Im übrigen begrüßen es meine Freunde auch mit Dank, daß die 
Königliche Staatsregierung, ſoweit ich unterrichtet bin, ſich nicht dagegen 
ausgeſprochen hat, die Erſatzpflicht für die Nogatfiſcherei auch zu über— 
nehmen. Es war dies eine von den Deichverbänden ſehr gefürchtete 
Laſt. Sie iſt auch an dem Ausfluß der Nogat ſchwer zu trennen von 
der Haffiſcherei, die da beginnt. Es wird das Zuſtandekommen des 
Geſetzes ſehr erleichtert und den andern Deichverbänden auch ein kleiner 
Vorteil gebracht. Wir bitten nochmals um Annahme des Geſetzes 
und um wohlwollende Berückſichtigung der Forderungen des Elbinger 
und Danziger Deichverbandes; ganz beſonders den letzteren möchte ich 
Ihnen ſehr warm ans Herz legen. Er hat für dies Werk von allen 
Deichverbänden ſowohl nach Vorteil wie nach Leiſtungsfähigkeit die 
meiſten Beiträge gezahlt und hat erhebliche Opfer gebracht; verſchonen 
Sie ihn wenigſtens bei dieſer Sache, die ihn nichts weiter angeht, von 
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Koſten, die nur ſehr ſchwer zu tragen fein würden, zumal da er unter 
anderem jetzt in ſeinem Deichverband noch die Mottlauregulierung 
durchzuführen hat, die ihn allein 800000 M. koſten wird, wodurch 
ſeine Deichbeträge ſehr hoch ſteigen werden. (Bravo!) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Dinslage. 

Dinslage, Abgeordneter (Zentr.): Ueber die techniſche Seite der 
Vorlage kann ich mich als Laie nicht auslaſſen. Wir müſſen hoffen 
und erwarten, daß die Sachverſtändigen das Richtige getroffen haben, 
und daß es beſſer iſt, die Nogat ganz abzuſchließen, als das früher 
geplante Eiswehr zu errichten. 

Eine große Rolle hat in der Kommiſſion die Frage der Unter- 
verteilung der von den drei Deichverbänden, dem Warienburger Deich- 
verbande, dem Elbinger Deichverbande uud dem Einlagedeichverband, 
aufzubringenden Pauſchalentſchädigungsſumme geſpielt. Ich muß dem 
Abgeordneten Luſensky beiſtimmen, daß es nach den Erläuterungen in 
der Kommiſſion den Anſchein gewann, als ob der Elbinger Deich— 
verband ſchlecht weggekommen ſei bei der Unterverteilung der Koſten. 
Aber eine volle Ueberzeugung davon, daß die Berechnung, wie ſie in 
der Vorlage vorgenommen worden iſt, falſch ſei, haben wir nicht ge— 
winnen können. Auch muß ich zugeſtehen, daß die Abſtimmung dar— 
über, welche Entſchädigungsſumme der Danziger Deichverband Бе» 
kommen ſoll, vielleicht durch eine unrichtige Angabe der Regierung 
anders ausgefallen iſt, wie ſie ſonſt bei richtiger Angabe ausgefallen 
wäre. Trotzdem glauben wir, der Vorlage in der jetzigen Faſſung mit 
den noch geplanten Aenderungen zuſtimmen zu müſſen. 

Wenn man bedenkt, welche großen Schäden der Deichbruch von 
Jonasdorf im Jahre 1888 verurſacht hat, dann kann man die Ver— 
antwortung für das Scheitern der Vorlage nicht auf ſich nehmen. Der 
damalige Deichbruch hat einen Schaden von zirka 30 Willionen ber: 
vorgerufen. Wir ſind deshalb geneigt, der Vorlage zuzuſtimmen. 
Unſer Bedenken, das in Der erſten Leſung gegen den Entwurf aus— 
geſprochen iſt, beſtand hauptſächlich darin, daß die Schadenserſatzpflicht 
ganz ausgeſchloſſen war. Wir glaubten einer ſolchen Beſtimmung 
nicht zuſtimmen zu können. Dieſe Schadenserſatzpflicht iſt aber in der 
Kommiſſion anders geregelt worden. Wir perſönlich hätte es mehr zu— 
geſagt, wenn die Regelung der Schadenserſatzpflicht ſo erfolgt wäre, 
wie es im Geſetz von 1904 geſchehen iſt. Nach dem Kanalgeſetz von 
1905 ſoll der Schaden erſetzt werden, ſoweit die Billigkeit nach den 
Umſtänden es erfordert, gleichviel ob die beſtehenden Geſetze ſolche 
Schadenserſatzanſprüche zubilligen oder nicht. Hier ijt die Sache nach 
dem Kommiſſionsbeſchluſſe weſentlich anders geworden. Es kommt 
darauf zu, ob nach den beſtehenden Geſetzen ein Schadenserſatzanſpruch 
den einelnena Geſchädigten zuſteht, und ob außerdem auch die Billig⸗ 
keit für den Erſatz des Schadens ſpricht. Hiernach ſoll weſentlich dem 
einzelnen Deichverband und dem Staat ermöglicht werden, die Vorteile, 
die durch die Ausführung dieſer großen Anlage dem Einzelnen er: 
wachſen, zu kompenſieren gegenüber den Nachteilen, die durch Dränge⸗ 
waſſer oder ſonſtige Umftände herbeigeführt werden. Allerdings ſpricht 


ein Grund dafür, es anders zu machen wie bei der Kanalvorlage im 
Jahre 1905; denn der Kanal durchſchneidet weite Flächen, deren Eigen— 
tümer garnicht am Bau des Kanals intereſſiert ſind. Hier kommen aber 
nur Eigentümer von ſolchen Grundſtücken inbetracht, die von der An— 
lage große Vorteile haben, und deswegen kann man auch der Regelung 
der Schadenserſatzpflicht, wie die Kommiſſion fie beſchloſſen hat, zu— 
ſtimmen. 

Wir werden alſo dem Geſetzentwurf mit den geplanten Aende— 
rungen zuſtimmen und müſſen es ablehnen, an dem Umſtande, daß 
dem Elbinger Deichverbande nicht genügend Recht geworden iſt, 
die ganze Vorlage ſcheitern zu laſſen. 

Prafident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Gyßling. 

Gyßling, Abgeordneter (fortſchr. V.-P.): Meine Herren, meine 
politiſchen Freunde ſind bereit, für die Vorlage zu ſtimmen, weil es 
ſich hier, wie ich auch in der erſten Leſung ſchon ausgeführt habe, um 
ein Kulturwerk erſten Ranges handelt, das in erfter Linie die Landes— 
intereſſen, in zweiter Linie die Intereſſen der Schiffahrt fördern ſoll. 
Ich will hoffen, daß das Werk ſo ausgeführt werden wird, daß es den 
in Frage kommenden Landesteilen auch wirklich zum Segen gereicht. 

Was die Frage anlangt, ob der Elbinger Deichverband mit dem 
Betrage herangezogen werden ſoll, wie die Vorlage es will, oder mit 
dem, welchen die Kommiſſion eingeſetzt hat, ſo bin auch ich durch den 
Inhalt der Petition und die Verhandlungen in der Kommiſſion zu der 
Anſicht gekommen, daß die Kommiſſion bei der Herabſetzung des Bei— 
trages das richtige getroffen hat. Wir erwarten, daß die Königliche 
Staatsregierung dieſem Kommiſſionsbeſchluß beitritt. 

Was den Danziger Deichverband anbetrifft, auf den ſich der An— 
trag des Herrn Kollegen Meyer-Nottmannsdorf auf Druckſache Nr. 603 
bezieht, ſo war ich bereits bei der erſten Leſung im Plenum der An— 
ſicht, — und ich bin darin durch die Verhandlungen in der Kommiſſion 
nicht wankend geworden — daß der Danziger Deichverband bei der 
Negierungsvorlage doch зи ſchlecht wegkommt. Nach der Petition dieſes 
Deichverbandes befindet ſich in der Begründung der Vorlage inſofern 
ein Irrtum, als der Deichverband urſprünglich nicht 515000 M., ſondern 
696 000 M. verlangt hat; was die Regierungsvorlage bewilligen will, 
bleibt alſo noch weiter zurück, als es anfangs ſchien. Die Regierung 
ſollte auch nach dieſer Richtung hin den Wünſchen des Danziger Фе = 
verbandes entgegenkommen und eine dem Antrage des Herrn Kollegen 
Meyer-Nottmannsdorf zuſtimmende Erklärung abgeben. 

Was weiter die Frage der Schadenserſatzpflicht anlangt, ſo iſt es 
mit Freuden zu begrüßen, daß die Kommiſſion das Prinzip, auf dem 
die Vorlage beruhte, nicht angenommen, ſondern eine Schadenderſatz— 
pflicht ſtatuiert hat. 

Dagegen muß ich vom juriſtiſchen Standpunkt aus erklären, daß 
ich den Abſ. 1 des § 3 nicht für glücklich gefaßt halte. Ich fürchte, 
daß einen Juriſten außerhalb dieſes Hauſes, der den § 3 lieſt, doch 
ein Erſchrecken erfaſſen wird, und die ganze Regelung, die der $ З 
vorſieht, iſt nur tolerierbar, wenn die ordentlichen Gerichte ſich nicht 
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damit zu befaffen haben; denn fie würden ſonſt in juriſtiſche Untiefen 
geraten, die für diejenigen, die ſolche Prozeſſe zu führen haben, nicht' 
gerade angenehm ſein würden. Gerade von dieſem Standpunkte aus 
begrüße ich es mit Freuden, daß die endgültige Entſcheidung dem 
Bezirksausſchuß übertragen wird: wir dürfen annehmen, daß dieſer die 
Sache nicht zu ſtreng juriſtiſch behandeln wird; über der ganzen Sache 
muß die goldene Aequitas ſchweben, und der Bezirksausſchuß wird 
hoffentlich mehr nach Billigkeit als nach ſtreng rechtlichen Geſichts— 
punkten entſcheiden. Jedenfalls kann man aber zu dem Bezirks— 
ausſchuß volles Vertrauen haben, und ſchon deshalb, von den juriſti— 
ſchen Bedenken, die gegen den Antrag ſprechen, abgeſehen, möchte ich 
dem Bezirksausſchuß vor einem Schiedsgericht den Vorzug geben. 

Gegen den Abſ. 3, der eine Beſtimmung über die Friſt für die 
Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen feſtſtellt, muß ich aller— 
dings Widerſpruch erheben, wenn ich freilich auch nicht annehmen kann, 
daß mein Widerſpruch eine Aenderung herbeiführen wird. In § 3, 
Abſ. 3 ſoll nach dem Antrage auf Druckſache Nr. 602 nicht eiwa eine 
Verjährungsfriſt eingeführt werden für die Anſprüche, die auf Grund 
des § З erhoben werden, ſondern eine Präkluſivfriſt. Es ſollen ойо 
nicht die Grundſätze der Verjährung, alſo auch nicht die die Verjährung 
unterbrechenden Gründe, ſondern die Grundſätze für Präkluſipfriſten 
angewendet werden; es kommt nicht darauf an, wann derjenige, dem 
ein Schaden entſtanden iſt, Kenntnis davon erlangt, ſondern dieſer 
Anſpruch geht unter allen Umſtänden verloren, wenn die in der Be— 
ſtimmung feſtgeſetzte Friſt ſeit Ausführung eines Teils der Anlage, die 
den Schaden verurſacht hat, abgelaufen iſt. 

Nun wird die Friſt auf 5 Jahre und bei Fiſchereiſchäden auf 
10 Jahre normiert. Ich halte mindeſtens die Friſt für die Fiſcherei— 
entſchädigung für viel zu kurz. Wer das in den Motiven der Vor— 
lage angezogene Gutachten des Sachverſtändigen Schiemenz lieſt, wird 
zu der Ueberzeugung kommen, daß dieſe Fiſchereiſchäden erſt viel ſpäter 
in die Erſcheinung treten können. Auch in dem Gutachten der Akademie 
des Bauweſens wird geſagt, daß ſich die Schäden, die die Anlage ver— 
urfacht, erſt nach und nach zeigen und ſtärker werden können. 

Dann wollen Sie auch bei dieſer Friſt beachten, daß nach der 
Vorlage, wie auf Seite 22 der Begründung ausgeführt iſt, Maß— 
nahmen getroffen werden ſollen, welche die Fiſchereiſchäden, alſo die 
Gründe beſeitigen ſollen, aus denen der Fiſchbeſtand geringer werden 
kann. Dann wird es aber um ſo ſchwieriger ſein, innerhalb 10 Jahren 
feſtzuſtellen, ob ein Schaden entſtanden iſt, man wird in 10 Jahren 
nicht feſtſtellen können, ob dieſe Anlage auf den Fiſchreichtum einge— 
wirkt hat. Auch von dieſem Geſichtspunkte aus ſcheint mir die Friſt 
viel zu kurz zu ſein. 

Ich hoffe aber, daß die Königliche Staatsregierung auch nach 
Ablauf dieſer Friſt, wenn Schäden entſtanden ſind, — und es handelt 
ſich nur um den Staat, der verpflichtet fein ſoll, Fiſchereiſchäden zu er— 
ſetzen — aus Billigkeitsrückſichten im Intereſſe der armen Fiſcherei— 
bevölkerung Erſatz leiſten wird. 
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Dann, meine Herren, möchte ich noch um die Erlaubnis bitten, 
über die Bedenken ſprechen zu dürfen, die gegen die Vorlage vom 
Standpunkte Königsbergs und Oſtpreußens wegen des Pillauer Hafens 
geltend zu machen ſind. Hier darf ich nur rekapitulieren, daß das 
Werk, welches jetzt durch die Vorlage geſchaffen werden ſoll, bisher 
immer daran ſcheiterte, daß die Gutachten — es handelt ſich beſonders 
um das Gutachten der Akademie des Bauweſens — davon ausgingen, 
daß infolge des Nogatabſchluſſes der Pillauer Hafen, das Pillauer 
Tief und das Pillauer Seegatt verſanden könnten. Das war ſelbſt— 
verſtändlich ein erheblicher Grund gegen die Vorlage; denn die Frei— 
haltung des Pillauer Hafens — das iſt auch in der Kommiſſion zum 
Ausdruck gekommen — iſt dringend erforderlich. Es handelt ſich da 
um eine Lebensfrage für Königsberg und für die ganze Provinz, weil 
er der einzige Hafen von Erheblichkeit in Oſtpreußen iſt, da Memel 
wegen ſeiner entfernten Lage nicht ſo erheblich inbetracht kommen kann. 

Nun iſt das Gutachten der Akademie des Bauweſens davon aus⸗ 
gegangen, daß durch den Nogatabſchluß eine Verſandung des Hafens 
in erheblichem Maße nicht herbeigeführt werden wird, und jedenfalls 
eine Verſandung durch Bagger beſeitigt werden kann. Dieſes Gut- 
achten hat die Einbringung der Vorlage bewirkt. 

Aber, meine Herren, wenn man auch von den Bedenken abſieht, 
die trotz dieſes Wechſels in der Anſchauung der Akademie des Bau- 
weſens beſtehen, ſo kann man, wie gerade auch aus dem Gutachten der 
Akademie des Bauweſens hervorgeht, betonen, daß man dieſe Vorlage 
nur dann billigen kann, wenn in genügender Zahl und in genügender 
Kraft Baggerapparate in Pillau ftationiert werden. Nach dieſer Richtung 
hat die Vorlage meines Erachtens nicht Genügendes geſchaffen. Es 
ЧЕ aber in der Kommiſſion darüber verhandelt worden, und dieſe Ver- 
handlungen haben doch ein Refultat gehabt, das im allgemeinen als 
befriedigend zu erklären iſt. Die Kommiſſion hat nämlich hinſichtlich 
des Pillauer Hafens folgende Refolution angenommen: 

die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, die nach Abſchluß 
der Nogat zur Offenhaltung des Pillauer Tiefs und Seegatts 
in bisheriger Tiefe erforderlichen Beträge zur Herſtellung, Unter= 
haltung und Benutzung von Baggergeräten, inſoweit ſie nicht 
nach vorliegendem Geſetze oder ſonſt zur Verfügung ſtehen, 
rechtzeitig durch den Staatshaushaltsetat anzufordern. 

Die Refolution hat in der Kommiſſion die Zuſtimmung der Staats- 
regierung gefunden, und ich darf hoffen, daß auch heute vom Regierungs= 
tiſche aus dieſe Zuſtimmungserklärung wiederholt wird. 

Ebenſo ſind von dem Herrn Vertreter der Staatsregierung in der 
Kommiſſion noch Erklärungen abgegeben worden, auf deren Wieder— 
holung im Plenum ich auch Wert lege, und um die ich daher bitte. 
Der Herr Unterftaatsfefretär im Winiſterium der öffentlichen Arbeiten 
hat, nachdem ein Kommiſſionsmitglied die Verhältniſſe eingehend ge— 
ſchildert und die Wünſche dargelegt hatte, die Königsberg und auch 
Oſtpreußen mit Rückſicht auf dieſe Vorlage haben müſſen, folgendes erklärt: 


Er halte es für ſelbſtverſtändlich, daß die Stadt Königsberg 
bezüglich ihres Handels durch die Vorlage nicht ſchlechter ge— 
ſtellt werde als vorher, und ſei der Anſicht, daß, wenn zur 
Verhütung einer Schädigung Königsbergs weitere Wittel nötig 
werden ſollten, als die Vorlage vorſehe, auch dieſe Mittel 
ſtaatsſeitig flüſſig gemacht werden müßten. Er könne dieſe Er— 
klärung namens ſeines Chefs und im Einverſtändnis mit dem 
Kommiſſar des Finanzminiſters hier abgeben. 

Und er hat ferner erklärt: 

Er wolle anerkennen, daß aus den Maßnahmen, die durch das 
vorliegende Geſetz nötig werden, eine Erhöhung der Schiff— 
озо und Der Hafengelder nicht hergeleitet werden 
önne. 

Es beſtand nämlich die Befürchtung, daß, ſelbſt wenn die König— 
liche Staatsregierung ihrer Pflicht zur Offenhaltung des Tiefs nad 
komme, die erforderlichen Baggerapparate ſtelle und auch unterhalte, ſie 
ſich vielleicht dadurch ſchadlos halten würde, daß ſie die bei uns be— 
ſtehenden Schiffahrtsabgaben, die den Handel ja belaften, und auch 
das Hafengeld in Pillau erhöhen würde. Das wäre natürlich eine 
Regelung, die dem Königsberger Handel und den Intereſſen ОБЕ 
preußens entgegenlaufen würde. Deshalb bitte ich, daß dieſe Er— 
klärung auch hier im Plenum wiederholt werde, damit die Be— 
fürchtungen, welche die in Betracht kommenden Kreiſe hegen — und 
man kann ihnen das auch wahrlich nicht verdenken — dadurch be— 
ruhigt werden. 

Dann, meine Herren, noch etwas darüber, in welchem Umfange 
nun die Baggerungen ſtattfinden ſollen, und welche Schäden auch ſie 
ſelbſt für Königsberg und die Provinz haben können. Wenn ſelbſt 
durch noch ſo intenſive Baggerungen die Verſandungen beſeitigt werden, 
ſo tritt eine Störung der Schiffahrt doch ein; denn durch die Tätigkeit 
der Bagger im Seegatt wird die Hafeneinfahrt erſchwert, ſodaß eine 
Schädigung, eine kleine Schädigung will ich ſagen, dadurch ſelbſt bei 
beſter Baggerung zweifellos für die Schiffahrt, für den Handel eintritt. 
Das erkennt auch das Gutachten der Akademie des Bauweſens durch— 
aus an. Die Akademie des Bauweſens ſagt darüber auf Seite 3 
folgendes: 

Die Beläſtigung bei den Hopperbaggern iſt eine geringere als 
die bei den andern Baggern. 

Es ſteht alſo auf dem Standpunkt, daß eine Beläſtigung der 
Schiffahrt durch ein intenſives Baggern eintritt. Um ſo mehr iſt daher 
zu verlangen, daß wenigſtens die Staatsregierung alles das tut, was 
auf dieſem Gebiete zu tun möglich iſt, um die Schiffahrt nicht zu ſtören 
und nicht zu hemmen. 

Dann, meine Herren, iſt auch darauf Gewicht zu legen, daß die 
Königliche Staatsregierung rechtzeitig Gutachten darüber einholt, in 
welcher Zahl und in welcher Stärke die Baggerapparate dort zu be: 
ſchaffen ſind, um die Verſandungen zu beſeitigen. Man muß früh— 
zeitig damit vorgehen, damit man bei eintretender Gefahr ſchon voll 


gerüftet iſt. Das ift eine, wie ich glaube, gerechtfertigte Forderung, 
die ich weiter nicht zu begründen brauche. 

Soweit ſich die Sache jetzt überſehen läßt, iſt es, glaube ich, durch— 
aus erforderlich, daß mindeſtens 2 ſeetüchtige Hopperbagger dauernd 
in Pillau ftationiert werden, um alle Gefahren zu beſeitigen. Man 
muß insbeſondere dabei bedenken, daß dieſe Bagger, wenn ſie auch 
ſtändig da ſind, nicht immer tätig ſein können, ſondern daß ſie nur 
arbeiten können, wenn die See nicht zu hoch if. Man hat heraus- 
gerechnet, daß nur 56 “% aller Arbeitstage für die Baggerarbeit in 
Betracht kommen. Um ſo mehr wird aber das Verlangen begründet 
fein, daß Hopperbagger in Pillau dauernd ftationiert find. An den 
Plätzen, für die ſie aber gleichzeitig dienen ſollen, kann die Notwendig— 
keit der Baggerung zu derſelben Zeit wie in Pillau eintreten, und es 
würde dann den berechtigten Anſprüchen Pillaus nicht Rechnung ge— 
tragen werden können. Die Freihaltung des Pillauer Hafens iſt ein 
dringendes Erfordernis und kann auch garnicht beſtritten werden. Sie 
iſt um fo mehr erforderlich, als die Kaufmannſchafſt von Königsberg 
und die Stadt Königsberg ſehr erhebliche Ausgaben gemacht haben, 
die ins Waſſer geworfen ſein würden, wenn nicht alles das für den 
Hafen geſchieht, was geſchehen muß. Der Seekanal iſt mit erheblichen 
Koſten gebaut worden, der Hafen ijt ausgebaut worden, die Kaufmann⸗ 
ſchaft hat einen Eisbrecher beſchafft. Kurz, es iſt von dieſer Seite 
alles geſchehen, um die Intereſſen des Handels und der Schiffahrt von 
Königsberg zu befriedigen. Wenn alſo die geringſte Gefahr beſteht, 
daß dieſer Pillauer Hafen Schaden leidet, ſo hat die Königliche Staats⸗ 
regierung allen Anlaß, alles zu tun, was zur Beſeitigung der Schäden 
erforderlich iſt. Ich wiederhole die Bitte an die Königliche Staats- 
regierung, meinem Wunſche nachzukommen, die Zuſtimmung zu der 
Reſolution zu erteilen, die wir in der Kommiſſion angenommen haben, 
und die Erklärung aus der Kommiſſion, die ich verleſen habe, im 
Plenum zu wiederholen. (Bravo! bei der fortſchrittlichen Volkspartei.) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete v. Olden— 
burg. 

v. Oldenburg, Abgeordneter (konſ.): Die Vefürchtung des Herrn 
Vorrredners, daß die Nogatkupierung einen ſo nachteiligen Einfluß auf 
den Pillauer Hafen haben wird, wenigſtens eventuell haben könnte, 
wird hoffentlich nicht in Erfüllung gehen. Selbſtverſtändlich aber ſtehen 
meine politiſchen Freunde vollkommen auf dem Standpunlt des Herrn 
Vorredners, daß es durchaus notwendig iſt, daß der Pillauer Hafen 
offengehalten wird, und wir nehmen an, daß die Königliche Staats— 
regierung Wiitel und Wege finden wird, dieſes zu tun. Denn wenn 
der Pillauer Hafen nicht offengehalten würde, ſo würde das nicht nur 
für die Stadt Königsberg, ſondern für die ganze Provinz Oſtpreußen 
von weſentlichem Nachteil ſein. 

Der dritte Abſchnitt des großen Werkes der Weichſelregulierung 
ſoll nun in Szene gehen. Es hat zu den allergrößten Bedenken bei 
den Oeichverbänden geführt, daß bei dieſem dritten Abſchnitt im Gegen— 
{аб zu den beiden erſten die Bauherrnpflichten nicht vom Staate über— 


nommen werden, fondern daß die Deichverbände fie übernehmen follen. 
Wir hoffen, daß es durch die Faſſung des § 3, wie fie hier in dem 
Antrag Nr. 602 formuliert worden iſt, möglich ſein wird, den Schäden 
billig Rechnung zu tragen und Prozeſſe zu vermeiden, die ſowohl für 
die Bauherren als auch für diejenigen, die ſich benachteiligt glauben 
oder benachteiligt find, ſehr koſtſpielig und von ſehr fragwürdigem Er— 
folge ſein würden. 

Im Gegenſatz zu dem Herrn Vorredner, der die Einſetzung des 
Bezirksausſchuſſes als endgültige Juſtanz begrüßt, glaube ich, daß die 
Deichverbände als ſolche es lieber geſehen hätten, wenn ein Schieds— 
gericht hätte eingeſetzt werden können. Da aber der Herr Juſtizminiſter 
erklärt hat, daß dieſes Schiedsgericht ſeine Billigung nicht finden würde, 
ſo bleibt uns garnichts übrig, als den Bezirksausſchuß als endgültige 
Inſtanz zu akzeptieren. 

Durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe und durch dieſen Antrag Nr. 
602 find drei ſehr erhebliche Vorteile gegenüber der Regierungsvorlage 
geſchaffen worden. Erſtens wird die Fiſchereiabfindung nicht nur im 
Haff, ſondern auch in der Nogat vom Staate übernommen, oder es 
liegt vielmehr das Erſuchen an die Königliche Staatsregierung vor, 
dies zu tun, und eine Entſchädigung der Fiſcherei herbeizuführen. Es 
iſt auch nötig, daß die Haffiſcherei und die Nogatfiſcherei zuſammen— 
gefaßt werden; denn es ergibt ſich nicht ohne weiteres, wo das Haff 
aufhört und die Nogat anfängt. 

Was den Punkt anlangt, daß eine zehnjährige Verjährung der 
Fiſcherei ins Auge gefaßt iſt, fo hoffen auch wir, daß, wenn ſich her- 
ausſtellen ſollte, daß dieſe 10 Jahre nicht genügen, die Königliche 
Staatsregierung Billigkeitsrückſichten walten Laffer wird auch über dieſe 
Zeit hinaus. 

Die zweite Verbeſſerung beſteht in dem Antrag an die Königliche 
Staatsregierung, ihrerſeits die Inſtandhaltung des Nogatkupierungs⸗ 
deiches, welcher ja nur 350 Mtr. lang iſt, zu übernehmen. Nach den 
Erklärungen des Herrn Neglerungskommiſſars dürfen wir hoffen, daß 
dieſem Punkte Schwierigkeiten nicht entgegengeſetzt werden. Es wäre 
die Inſtandhaltung und Verteidigung für die Deichverbände ſchon des— 
wegen ſehr ſchwer, weil ja dieſe Nogatkupierungsdeiche mitten im Ge— 
biete der ſtaatlichen Deiche liegen. 

Der dritte Punkt — der Hauptpunkt für den Kreis Elbing — 
war der, daß die 334000 M., durch welche ſich der Deichverband 
Elbing benachteiligt glaubt, durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe annulliert 
ſind und die Bitte an die Königliche Staatsregierung vorliegt, dieſe 
Summe ihrerſeits zu übernehmen. Ich kann dieſe Bitte nur noch ein— 
mal wiederholen. Meine Herren, es handelt ſich nicht nur um dieſe 
33000 M., ſondern die Erwägungen der Kommiſſion gaben doch den 
Elbingern inſoweit Hecht, daß hier zunächſt ein Geſetz beſeitigt wird, 
aufgrund deſſen ſie den Anſpruch erworben haben, durch ein Eiswehr 
vor dem Nogateis geſchützt zu werden, und daß erſt dieſes Geſetz durch 
die Negierungsvorlage beſeitigt wird. Sie werden dadurch um ein 
Recht gebracht, welches ſie erworben hatten, und ſie werden nun ge— 
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zwungen, durch dieſes Geſetz 334000 M. über ihre Verpflichtung hin— 
aus zu zahlen. Ich hoffe, der Herr Winiſter wird in der Lage ſein, 
die Annahme auch dieſes Wunſches der Elbinger und dieſes Be— 
ſchluſſes der Kommiſſion zu akzeptieren. 

Wenn dies geſchähe und wenn auch der berechtigte Wunſch des 
Danziger Verbandes Berückſichtigung finden könnte, eine Erhöhung der 
Summe zu erlangen, welche zur Beſeitigung der durch Drängewäſſer 
entſtehenden Schäden ihm gewährt wird, ſo würde dieſes ganze Werk 
zur Zufriedenheit aller Beteiligten ausgeführt werden, während, wenn 
dieſe beiden pekuniären Punkte, die ja im Verhältnis zu der ganzen 
großen Bauſumme von 18 Millionen Mark keine fo erhebliche Rolle 
ſpielen — namentlich für den Staat nicht, während ſie doch für die 
Betroffenen ſehr groß ſind — vom Staate übernommen würden, die 
ganze Abwicklung eine allgemein zufriedenſtellende und glatte wäre. 

Im Namen meiner Fraktion richte ich die Bitte an das Hohe 
Haus, die Kommiſſionsbeſchlüſſe anzunehmen, ergänzt durch den Antrag 
Nr. 602, und an den Herrn Minifter richte ich namens meiner робе 
tiſchen Freunde und ganz beſonders in meinem eigenen Namen als 
Vertreter des Wahlkreiſes Elbing-Marienburg die Bitte, die Kom- 
miſſionsbeſchlüſſe auch ſeinerſeits akzeptieren zu wollen. (Bravo!) 

Präſident v. Kröcher: Der Herr Regierungskommiſſar hat das 
Wort. 

Weſener, Winiſterialdirektor, Wirklicher Geh. Oberregierungsrat, 
Regierungskommiſſar: Meine Herren, mein Chef, der Herr Minifter 
für Landwirtſchaft, iſt zu ſeinem großen Bedauern durch ein plötzliches 
Anwohlſein verhindert, die Vorlage zu vertreten, und hat mich deshalb 
beauftragt, folgende Erklärung abzugeben: 

Die Herren Miniſter find mit den Aenderungen cinverftanden, die 
die Regierungsvorlage in der Kommiſſion erfahren hat, allerdings mit 
einer Ausnahme, und zwar mit Ausnahme des Beſchluſſes, der ſich 
auf den Beitrag des Elbinger Deichverbandes bezieht. Nach der 
Regierungsvorlage ſollte der Elbinger Deichverband rund 1300 000 
beitragen. Die Kommiſſion hat beſchloſſen, dieſen Beitrag auf eine 
Million zu ermäßigen. Die Herren Winiſter find nicht in der Lage, 
dieſem Beſchluß zuzuſtimmen. Die Gründe ſind in den Beratungen 
der Kommiſſion eingehend dargelegt worden, ſo daß ich glaube, nicht 
darauf zurückkommen zu dürfen. Ich glaube deshalb auch, nicht auf 
die Worte eingehen zu brauchen, die der Herr Abgeordnete v. Olden— 
burg eben noch zur Empfehlung des Antrages geſprochen hat. Die 
Herren Winiſter ſind, wie ich ſchon ſagte, zu ihrem Bedauern nicht in 
der Lage, dieſem Antrag zuzuſtimmen. Nach Anſicht der Herren 
Miniſter würde die Vorlage geſcheitert ſein, wenn das Hohe Haus dieſem 
Antrag der Kommiſſion, der ſich auf den Elbinger Deichverband bezieht, 
zuſtimmen würde. Im übrigen find die Herren Minifter mit den Be— 
ſchlüſſen der Kommiſſion einverftanden. 

In dem Antrag Nr. 602 {ереп die Herren Winiſter eine Bere 
beſſerung der Kommiſſionsbeſchlüſſe und empfehlen ihn deshalb. Was 
die Beſtimmung in § 3 Abſ. 3 dieſes Antrages angeht, wonach bei 
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Fiſchereiſchäden vor dem Ablauf von 10 Jahren nach der Ausführung 
des Teiles der Anlage, die den Schaden verurſacht hat, die Ent— 
ſchädigungsanträge geltend gemacht werden ſollen, ſo halten die Herren 

Winiſter dieſen Zeitraum für angemeſſen. Nach dem Gutachten be— 
rufenſter Sachverſtändiger genügt dieſe Zeit, um Schäden zu erkennen, 
und fie genügt auch, um die Waßregeln zu ergreifen, die zur Bor-= 
beugung und Abſtellung etwaiger Schäden notwendig ſind. Die Herren 
Winiſter find weiter einverſtanden mit den in § 3 a im erſten Abſatz 
unter Nr. 2 getroffenen Aenderungen, wonach der Staat nicht allein 
die Haftung wegen der Schäden der Haffiſcherei, ſondern der Fiſcherei 
deeg übernimmt, worunter auch die Nogatfiſcherei zu be= 
ziehen iſt. 

Der Antrag Nr. 603 Meyer-Rottmannsdorf, betreffend den 
Danziger Deichverband, ift für die Herren Winiſter ebenſo wie der 
eben erwähnte Antrag bezüglich des Elbinger Deichverbandes unan— 
nehmbar. Es iſt richtig — und ich möchte das hier im Plenum noch 
ausdrücklich betonen —, daß in der Kommiſſion inſofern ein kleiner 
Irrtum untergelaufen iſt, als einer der Herren Negierungsvertreter da— 
von ausging, daß die Endforderung des Danziger Deichverbandes ur— 
ſprünglich 515000 M. geweſen fet, während er von Anfang an 
690 000 M. gefordert hatte. Aber dieſer Irrtum iſt für die Staats⸗ 
regierung und für ihre Erwägung irrevelant. Sie muß an dem feſt— 
halten, was die Regierungsvorlage in dieſer Beziehung vorfieht, und 
kann weitere beſtimmte Zuſagen nicht machen. Dagegen bin ich er— 
mächtigt worden, folgende Erklärung bezüglich des Danziger Oeich— 
verbandes abzugeben: Wenn die techniſchen Annahmen, welche der 
Berechnung der dem Danziger Oeichverband zugebilligten Entſchädigungs⸗ 
ſumme von 330 000 M. zugrunde gelegt find, wider Erwarten ſich als 
unzutreffend erweiſen und der Danziger Deichverband infolgedeſſen mit 
dem gewährten Pauſchbetrag auch bei fparfamer und wirtſchaftlicher 
Verwendung nicht auskommen ſollte, ſo würde die Staatsregierung 
bereit ſein, die Gewährung eines angemeſſenen, der Leiſtungsfähigkeit 
des Danziger Oeichverbandes entſprechenden Zuſchuſſes in Erwägung 
zu ziehen. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr Unterſtaatsſekretär 
im Winiſterium der öffentlichen Arbeiten. 

Dr. Frhr. v. Coels v. der Brügghen, Unterſtaatsſekretär, Ne- 
gierungskommiſſar: Weine Herren, ſeitens des Herrn Abgeordneten 
Gyßling ſind Bedenken wegen einer Verſandung des Königsberger 
Tiefes durch die Nogatkupierung geäußert worden. Namens der 
Königlichen Staatsregierung kann ich erklären, daß fie der Refolution, 
welche die Kommiſſion über dieſen Gegenſtand beſchloſſen hat, zuſtimmt. 

ch kann auch im übrigen die Erklärungen hier wiederholen, welche ich 
darüber in der Kommiſſion abgegeben habe. Die Staatsregierung wird 
‹8 für ihre Pflicht erachten, alle Maßnahmen zu treffen, die erforder— 
ich find, um den Handel und dle Schiffahrt Königsbergs gegen etwaige 
Beeinträchtigungen zu ſchützen, welche durch die Nogatkupicrung enk⸗ 
tehen können. Sie wird dieſe Maßnahmen rechtzeitig in Ausſicht 


nehmen. Ueber den Umfang der Maßnahmen möchte ich mich heute 
nicht auslaſſen; in dieſer Beziehung muß das praktiſche Bedürfnis ent⸗ 
ſcheidend ſein. Aber das Ziel, das die Staatsregierung dabei im 
Auge hat, wird dasſelbe fein wie dasjenige, welches von den Suter: 
eſſenten als notwendig hingeſtellt worden iſt. 

Insbeſondere kann ich noch hervorheben, daß die Staatsregierung 
nicht beabſichtigt, etwaige Mehrkoſten, welche im Pillauer Tief infolge 
der Nogatkupierung entſtehen, durch eine Erhöhung von Schiffahrts— 
abgaben oder Hafengebühren wieder einzubringen. (Bravo!) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Kirſch. 

Kirſch (Düſſeldorf), Abgeordneter (Zentr.): Meine Herren, nach 
den Erklärungen der Herren Regierungskommiſſare ſcheint fic) bei dem 
vorliegenden Entwurf die Streitfrage auf die Höhe der Beiträge des 
Elbinger Deichverbandes und des Danziger Deichverbandes zu kon— 
zentrieren. 

Zur Sache ſelbſt wollte ich aber, da zur Zeit eine Generaldebatte 
ſtattfindet, einen etwas allgemeineren Geſichtspunkt hervorheben. Die 
Mitglieder des Abgeordnetenhauſes find mit wenigen Ausnahmen wohl 
alle nicht waſſerbautechniſch vorgebildet, und für fie iſt, wenn fie nicht 
au Ort und Stelle geweſen ſind, das Verſtändnis für die Vorlage da— 
durch ſehr erſchwert, daß zum Teil im Geſetzentwurf, aber noch mehr 
in der Begründung vielfach rein waſſerbautechniſche Ausdrücke gebraucht 
worden find, obwohl die Vorlage nicht bloß vom Herrn Arbeitsminiſter, 
ſondern auh von zwei anderen Herren Winiſtern ausgegangen iſt. Ich 
möchte bitten, wenn uns in Zukunft ähnliche Vorlagen zugehen, daß 
ſolche waſſerbautechniſchen Ausdrücke in Ausdrücke umgeſetzt werden, 
die allgemeiner verſtändlich find und mit der üblichen Geſetzesſprache 
übereinſtimmen. Es wird hier beiſpielsweiſe von gewiſſen Teilen von 
Deichen geſagt, daß ſie „in Schlaf gelegt“ würden. Wan kann ſich ja 
das vorſtellen; aber unſereins hat doch höchſtens, als er jung ver— 
heiratet war, Kinder in den Schlaf gelegt, aber keine Deichſtrecken. 
Dann wird beiſpielsweiſe auf Seite 9 der Begründung geſagt: 

Die Abdämmung des Weichſel-Nogat-Kanals ſoll durch zwei 
Querdämme erfolgen, in deren Stau der rechtsſeitige Weichſel— 
deich durch den Kanal durchgeführt werden ſoll. 

Man muß ſich ſehr viel Mühe geben, wenn man verſtehen will, 
was damit gemeint iſt. 

Ich erwarte alſo, die Königliche Staatsregierung möge ſich für 
die Folge Mühe geben, derartige Ausdrücke in ein gemeinverſtänd— 
licheres Deutſch umzuſetzen. Da für die те си ſchon durch jene Aus— 
drucksweiſe die Vorlage ſchwer verſtändlich gemacht iſt, habe ich mich 
eigentlich gewundert, daß die Kommiſſion, um ein tieferes Eindringen 
in die Sache zu bekommen, nicht an Ort und Stelle gefahren iſt. Die 
ganze Frage wird ſich nicht ſo einfach und nicht ſo leicht erledigen 
laffen, wie es nach der Vorlage ausſieht. Man muß doch beriic 
ſichtigen, daß bei Waſſerbauten, was den Erfolg anbelangt, immer eine 
größere Vorſicht geboten iſt als bei anderen Bauten. Wir haben das 
nicht nur bei den Verhandlungen über die früheren Kanäle, ſondern 


auch bei anderen Verhandlungen erfahren, die urſprünglich onge: 
nommenen Summen mußten überſchritten werden, weil eben die Flüſſe, 
ſobald ſie verarbeitet werden, anderer Anſicht ſind als die Herren 
Waſſerbautechniker, wenn fie Eindämmungsvorſchläge für dieſelben 
machen. Die Gewäſſer verlieren ihre Natur auch bei Eindeichungen 
= und die Vorlage, fürchte ich, wird deshalb noch Nachforderungen 
haben. 

Alſo, meine Herren, ich hätte es lieber geſehen, wenn die Kom— 
miſſion an Ort und Stelle gegangen wäre, um ſich die Sache gründ— 
licher anzuſehen. Es gibt ja einige Herren hier, wie den Herrn Ab— 
geordneten v. Oldenburg, die das Terrain genau kennen; aber die 
Mehrzahl der Abgeordneten kennt es nicht, und wir übrigen würden 
uns viel leichter mit den Kommiſſionsbeſchlüſſen vertraut gemacht haben, 
ihnen größeres Vertrauen entgegenbringen, wenn die Kommiſſions⸗ 


mitglieder ſich eben durch Augenſchein überzeugt hätten. 


Ich könnte noch einen Schritt weiter gehen und ſagen, der Geſetz— 
entwurf hätte eigentlich die Veranlaſſung ſein müſſen, die uns gütigſt 
bewilligten Freifahrtkarten dahin auszudehnen, daß fie für die ganze 
Monarchie gelten; aber ſoweit will ich nicht gehen. Indeſſen, ich hoffe, 
daß für die Folge, wenn ſolche ſchwierigen, eigentlich nur durch Orts— 


kenntnis verſtändlichen Vorlagen kommen, es wenigſtens den Wit⸗ 


gliedern der Kommiſſion möglich gemacht wird, ſelbſt an Ort und Stelle 
zu gehen. 

Präſident v. Kröcher: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. 

Der § 1 ijt nicht angegriffen; er iſt bewilligt. 

Zu § 2 hat das Wort der Abgeordnete Dr. Krüger (Marienburg). 

Dr. Krüger (Marienburg), Abgeordneter (konſ.): Meine Herren, 
zu meinem Bedauern hat der Herr Negierungsvertreter erklärt, daß die 
Annahme des § 2 in der Faſſung der Kommiſſion für die Regierung 
unmöglich fet. Ich glaube, die Regierung geht hier von einem falſchen 
Standpunkt aus. Auch der Herr Abgeordnete Luſensky iſt der An— 


ſicht, daß die Regierung ſchon in ſehr weitherziger oder, wie er ſich 


ausdrückte, in larger Weiſe den Deichverbänden entgegengekommen ſei. 
Ich kann dies nicht finden. Denn gerade in der Denkſchrift find die 
Intereſſen der Regierung, die fie ſelber an dem Abſchluſſe der Nogat 
hat, nicht ſo berückſichtigt, wie ſie hätten berückſichtigt werden müſſen. 


Ich will kurz ſein, denn es iſt heiß und die Stunde ſchon weit vorge— 
rückt. Die Regierung hat ein weſentliches Intereſſe daran, daß die 


das Standbild Friedrichs des Großen vor dem Schloſſe geſehen haben. 


Mündung bei Schiewenhorſt offengehalten wird. Die Koſten, die die 
Baggerung der Schiewenhorſter Mündung verurſacht, ſind doch ſehr 
bedeutend und müßten ven dem Betrage, den die Regierung zu dem 
Unternehmen gibt, abgerechnet werden. Ferner iſt die Eiſenbahn bei 
einer Kataſtrophe, wie ſie 1888 eintrat, außerordentlich gefährdet. Die 
Dämme ſind ſeit jenem Jahre erhöht. 1888 drang das Waſſer in die 
Stadt Marienburg ein, die Langgaſſe wurde überſchwemmt, ein Kalk- 
lager geriet in Brand. Derjenige, welcher Marienburg kennt, wird auch 


Das Waſſer ſtand hier fo hoch, daß die Spitzen des Gitters, das das 
Standbild umgibt, aus dem Waſſer hervorragten. Weine Herren, 
wenn nun die Deiche ſeit 1888 erhöht ſind, wird die Eiſenbahnlinie 
noch mehr gefährdet ſein. Schon 1888 war die Eiſenbahnverbindung 
unterbrochen; ein Teil des Dammes war weggeſpült. Wenn wieder 
ſolch ein Hochwaſſer kommt, iſt die Verbindung zwiſchen Warienburg 
und Elbing völlig unterbrochen. Bei einem Kriege iſt die Verbindung 
zwiſchen dem weſtlichen Deutſchland und Oſtpreußen von außerordent— 
licher Bedeutung. Die Bedeutung iſt ſchon daraus zu erſehen, daß 
Warienburg ein wichtiger Eiſenbahnknotenpunkt iſt, daß es zu einer 
Feſtung umgeſchaffen iſt. Ich glaube, die Regierung hat hier ein 
weſentliches militäriſches Intereſſe. Nun übernimmt aber das Reich 
die Summen, die aus militäriſchen Forderungen entſtehen. Trotzdem 
ſteht aber in der Denkſchrift, daß für militäriſche Forderungen 
850 000 M. angerechnet werden ſollen, und dieſe müſſen die Deich— 
verbände mitbezahlen. 

Ein anderes weſentliches Intereſſe hat die Regierung an der 
Schiffbarmachung der Nogat. Ich habe ſchon im vorigen Jahre aus— 
geführt, daß durch die Anlegung des Pieckeler Kanals die Nogat ver- 
ſandet iſt, daß die Schiffahrt durch dieſe Maßregel faſt völlig aufgehört 
hat, ja daß die Nogat ſogar zur Flößerei nicht mehr oder ſehr ſelten 
gebraucht werden kann, während fie vorher ſchiffbar war. Nach § 79 П 18 
des Landrechts hat die Regierung die Verpflichtung, die nötigen An⸗ 
ſtalten zur Bequemlichkeit und zur Sicherheit der Schiffahrt in den [фу је 
baren Strömen zu treffen, und in den Entſcheidungen der höchſten 
Gerichtshöfe iſt anerkannt, daß der Staat zur Inſtandhaltung der 
Waſſerſtraßen verpflichtet iſt. Gerade die Regierung hat aber hier ge— 
tan, was die Schiffbarkeit der Nogat faſt ganz aufhob; die Nogat ner: 
ſandete nach der Anlage des Pieckler Kanals, die Schiffahrt auf der 
ода! erloſch, Handel und Gewerbe der Städte wurden aufs tiefſte 
geſchädigt. Die große alte Verbindungsſtraße zwiſchen Königsberg, 
Elbing, Marienburg, Graudenz und Thorn wurde durch die falſche 
Maßnahme der Regierung geradezu zerſtört. 

Nun, meine Herren, als 1888 die große Kataſtrophe bei Jonas⸗ 
dorf eintrat, hat die Regierung З Millionen zur Anterſtützung der 
Geſchädigten hergeben müſſen. 273 ha ſind verſandet; dieſe hat meines 
Wiſſens die Regierung angekauft. Die Bewohner der Nogatniederung 
haben bis zum Herbſt pumpen müſſen, um das Waſſer, das durch die 
Kataſtrophe in die Niederung gelaufen war, heraus zubekommen. 

Nun, meine Herren, јад! der Regierungskommiſſar: dieſe 334000 
M., die der Elbinger Deichverband nicht zahlen will, könne die Ne- 
gierung nicht zulegen, trotzdem ſie ſelbſt ein weſentliches Intereſſe an 
der Nogatregulierung hat wegen der Gefährdung der Eiſenbahnlinie, 
wegen der Schiffahrt, wegen der Schäden, die ihr 1888 ſo viel gekoſtet 
haben, und die immer wieder eintreten können. 

Aber, meine Herren, auch die Rechnung, die die Regierung auf- 
ſtellt, iſt meines Erachtens nicht richtig. Sie ſagt: wir tragen zwei 
Drittel der Summe, die Deichverbände tragen ein Drittel. Sie rechnet 


aber hier die Erweiterung der Eiſenbahnbrücke bei Dirſchau hinzu. 
Meine Herren, die Eiſenbahnbrücke hatte ſchon beim Bau der Eiſen— 
bahn ſo erweitert werden müſſen, wie ſie heute erweitert werden ſoll. 
Der Marienburger Deichverband hat damals energiſchen Widerſpruch 
erhoben, daß der Damm näher an die Weichſel gelegt werde und das 
Hochwaſſerbett verengt würde, und ſie hat die Regierung dringend auf— 
gefordert, die Brücke ſo lang zu bauen, wie ſie heute gebaut werden 
ſoll. Aus Sparſamkeitsrückſichten hat die Regierung es damals unter= 
laſſen. Dieſe Anterlaſſungsſünde ſoll nun jetzt gewiſſermaßen den Be— 
wohnern der Niederungen angerechnet werden. Wenn wir nun dieſe 
6560000 M., die für die Erweiterung der Dirſchauer Brücke ange— 
rechnet ſind, abrechnen, ſo bleiben 10860000 M. übrig, von denen der 
Staat zwei Drittel übernimmt — das find 7244000 M. —; die Deich: 
verbände, die Einlage, der Warienburger und der Elbinger Deich: 
verband, übernehmen 3496000 M. Nun ſind aber in dieſen 10860000 
M. etwa 2830 000 M. enthalten, welche allein der Schiffbarmachung 
der Nogat und militäriſchen Intereſſen dienen. Weine Herren, die 
Schiffbarmachung der Nogat hat für die Niederung gar kein Intereſſe; 
nur der Abſchluß der Nogat, welcher das Hochwaſſer der Weichſel ab— 
hält, und die drei Stauſtufen, durch die das Grundwaſſer geregelt 
werden ſoll, liegen in ihrem Intereſſe. Die drei Deichverbände müſſen 
aber mitbezahlen für die große Schiffahrtsſchleuſe und die Schiffahrts⸗ 
ſchleuſen in den Stauſtufen. Wenn man dieſe militäriſchen und Schiff— 
fahrtsintereſſen auf 2830000 M. berechnet — und dies iſt ſehr billig 
berechnet — und ferner noch rund eine Willion hinzurechnet, die der 
Staat für den unterlaſſenen Bau des Eiswehrs erſpart hat, wozu er 
doch durch das Geſetz von 1888 verpflichtet war, fo würden 6 776 000 M. 
zur Verteilung auf Staat und Deichverbände kommen. Alſo die Deich- 
verbände hätten nur 2258 600 M. zu geben. Tatſächlich wollen fic 
aber 3187000 M. zu dem großen Unternehmen, das ſie für außer— 
ordentlich wichtig und notwendig halten, zuſchießen. Alſo die Deich— 
verbände ſind dem Staate ſehr weit entgegengekommen. Leider kommt 
aber der Staat dem Elbinger Oeichverband nicht ſo entgegen, wie dieſer 
es wohl hoffen durfte und konnte. Dieſe Erwägungen, die ich hier nur 
kurz ſkizziert habe, hätten von der Königlichen Staatsregierung eben— 
falls berückſichtigt werden müſſen — und ſie wäre beſonders dem 
Elbinger Deichverbande gegenüber zu einem anderen Ergebnis ge— 
kommen. (Bravo! rechts.) 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Graf 
v. Kanitz. 

Graf v. Kanitz, Abgeordneter (konſ.): Ich habe mich zum Worte 
gemeldet, um die beſonderen Wünſche des Elbinger Deichverbandes 
zu vertreten. Auch ich muß bedauern, daß die Herren Vertreter der 
Königlichen Staatsregierung ſoeben den auf Ermäßigung feines Bei⸗ 
trags gerichteten Wunſch des Elbinger Deichverbandes und den dies⸗ 
bezüglichen Kommiſſionsbeſchluß für unannehmbar erklärt haben. 
Gleichwohl möchte ich nicht verſaͤumen, die Berechtigung dieſer Wünſche 
darzutun. Ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß doch die Königliche 


Staatsregierung noch anderen Sinnes wird und eine fo wichtige Vor— 
lage wie dieſe hier nicht an einer Differenz über den verhältnismäßig 
kleinen Koftenbeitrag ſcheitern laſſen wird. Geſtatten Sie mir zunächſt 
einen kurzen Rückblick auf die geſchichtliche Entwicklung der Frage des 
Nogatabſchluſſes. 

Faſt alljährlich im Frühjahr, wenn in dem weiten Stromgebiet 
der Weichſel, alſo beſonders in Ruſſiſch-Polen der Schnee ſchmilzt 
wälzen ſich große Maſſen von Eis und Waſſer die Weichſel herunter, 
und nehmen entweder ihren Weg durch den Hauptarm der Weichſel, 
die jetzt kürzlich durch den Durchſtich bei Schiewenhorſt einen neuen 
Ausfluß nach dem Meere gewonnen hat, oder durch die Nogat, welche 
in das Friſche Haff mündet. Je nachdem der Schmelzprozeß des 
Schnees ſchneller oder langſamer vonſtatten geht, iſt die Hochwaſſer— 
gefahr natürlich eine mehr oder minder große. Aber das unterliegt 
keinem Zweifel, daß die Hochwaſſergefahr ſehr viel größer iſt, wenn das 
Waſſer und das Eis durch die Nogat und nicht durch den Hauptarm 
der Weichſel ſeinen Weg nimmt; denn die Nogatmündung liegt in der 
Zeit des Eisgangs faſt regelmäßig noch unter einer feſten Eisdecke, 
während das Hochwaſſer, wenn es ſeinen Weg durch die Weichſel 
nimmt, bei der Mündung in das Meer dort offenes Waſſer findet. 
Dieſen Umſtänden hat man bereits ſeit einer ganzen Reihe von Jahren 
Rechnung getragen, und vor länger als 60 Jahren ſchon, als das 
Projekt der Ofibahn und der Ueberbrückung der Weichſel ausgearbeitet 
wurde, waren die Techniker darin einig, daß die Hochwaſſer der Weichſel 
ſtets durch den Hauptarm der Weichſel und nicht durch die Nogat ge= 
leitet werden dürften. Deswegen hat die Weichſelbrücke eine dreimal 
größere Länge erhalten als die Nogatbrücke. Außerdem wurde der 
Pieckler Kanal gegraben, welcher an Stelle der bisherigen Nogat— 
mündung das durch die Nogat fließende Waſſer auf ein beſtimmtes 
geringes Quantum reduzieren ſollte, und ferner wurde der Pieckler 
Kanal mit einem Eiswehr verſehen, welches eine Reihe von Jahren 
hindurch auch funktioniert hat. Dann aber kam das Eiswehr in Ver— 
fall, und 1888, als wiederum das Hochwaſſer feinen Weg durch die 
Nogat nahm, war von den Wirkungen des Eiswehrs überhaupt nichts 
mehr zu ſpüren. Da trat der große Deichbruch bei Jonasdorf ein. 
Es ergab ſich die Notwendigkeit, Vorkehrungen gegen die Wiederkehr 
ſolcher Kalamitäten zu treffen, und ſo entſtand das Geſetz vom 20. Juni 
1888, an deſſen Beratung ich teilgenommen habe. Es wurde damals 
den Bewohnern des Elbinger Deichverbandes eine vollſtändige Ab— 
ſchließung der Nogat durch ein neues feſteres Eiswehr verſprochen, 
und im Vertrauen darauf, daß dieſe Zuſage erfüllt werden würde, hat 
der Elbinger Deichverband ſich zu dem verhälinismäßig ſehr hohen 
Koſtenbeitrag von 1800000 M. bereit erklärt. Der damalige Land— 
wirtſchaftsminiſter ſagte wörtlich: 

Das Eiswehr ſoll auf das feſteſte konſtruiert, mit Eiſen 
gepanzert und geeignet und beſtimmt ſein, das andringende 
Eis zu einem Schutz aufzutürmen und damit die Kupierung 
der Nogat für dieſe Hochwaſſerzeit tatſächlich herzuſtellen. 


Etwas weiteres als das, was damals verfprochen und durch den 
Mund des Landwirtſchaftsminiſters zugeſagt iſt, wünſchen die Be— 
wohner des Elbinger Deichverbandes auch heute nicht. Wenn man 
das Projekt des Eiswehrs hat fallen laſſen, weil man fürchtete, daß 
die vor dem Eiswehr ſich auftürmenden Eismaſſen keinen Abfluß finden 
würden, ſo geſchah dieſe Aenderung nicht im Intereſſe des Elbinger 
Deichverbandes, ſondern der Adjazenten an beiden Weichſel— 
mündungen, alſo auch der beiden anderen Deichverbände, und die Be— 
wohner des Elbinger Deichverbandes müſſen es als eine Härte, als 
ein Unrecht empfinden, daß ſie jetzt mit einem ſo hohen Beitrag zu den 
Roften der Regulierung herangezogen werden, von der ſie ſelbſt nicht 
den geringſten Vorteil haben. Das iſt auch in der Kommiſſion aner— 
kannt worden. Die Kommiſſion hat mit einer allerdings nur geringen 
MWajorität ſich für den von mir eingebrachten Antrag auf Ermäßigung 
des dem Elbinger Deichverband auferlegten Koſtenbeitrages ausge— 
ſprochen. Hieran möchte ich aber feſthalten. Es iſt uns zwar in der 
Kommiſſion erwidert worden, daß der Elbinger Deichverband leiſtungs— 
fähiger ſei als der Marienburger Deichverband, weil er einen höheren 
Grundſteuerreinertrag aufzuweiſen habe. Jedoch dieſe Argumentation 
trifft nicht zu. Der Elbinger Deichverband iſt bei der Grundſteuer— 
veranlagung deshalb höher geſchätzt worden, weil ihm die Gefahr einer 
Ueberſchwemmung infolge Deichbruchs nur von einer Seite, von der 
Nogat her, drohte, während der Warienburger Deichverband von zwei 
Seiten, nämlich von Nogat und Weichſel, von der Hochwaſſergefahr 
bedroht wird. Die Qualität der Grundſtücke im Elbinger Deichverband 
jedoch iſt durchaus nicht beſſer ſondern eher niedriger als im Marien— 
burger Deichverband. Dann, meine Herren, beziffern fic) die Deich— 
laſten, die nunmehr der Elbinger Deichverband zu tragen haben wird, 
in Summa auf 7,75 M. pro Hektar, im Marienburger Deichverband 
nur anf 5,37 M.; alſo der Elbinger Deichverband wird um 2 M. pro 
Hektar höher belaftet. 

Das ift meiner Ueberzeugung nach ein Unrecht, und ich kann 
deshalb die Hoffnung nicht aufgeben, daß die Königliche Staats— 
regierung dieſe Wünſche des Elbinger Deichverbands, die ich hier 
nochmals zum Vortrag zu bringen mir erlaubt habe, doch noch als 
berechtigt anerkennen wird. Ich danke den Herren Vorrednern, ins— 
befondere auch den Herren Abgeordneten Luſensky und Gyßling dafür, 
daß ſie ſich auch heute wieder für die Berechtigung der Wünſche des 
Elbinger Deichverbandes ausgeſprochen haben. Wie geſagt, meine 
Herren, ich kann mir nicht denken, daß die Königliche Staatsregierung 
ein ſo eminentes Kulturwerk, wie die Regulierung der Weichſel— 
mündungen ſpeziell durch den Nogatabſchluß es iſt, an einer Differenz 
über eine verhältnismäßig ſo geringe Summe ſollte ſcheitern laſſen. 
Das ganze Unternehmen ſoll 18 Willionen Mark koſten; hier handelt 
es ſich um die Kleinigkeit von 334000 M., alſo um etwa :/з Million. 
Ich bitte Sie, meine Herren: nehmen Sie den Kommiſſionsantrag mt: 
verändert an in der Vorausſetzung, daß die Königliche Staatsregierung 
ihren Widerſpruch noch fallen laſſen wird. (Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr Regierungs- 
kommiſſar. 

Weſener, Miniſterialdirektor, Wirklicher Geh. Oberregierungs— 
rat, Regierungsfommiffar: Der Herr Abgeordnete Graf Kanitz ſcheint 
noch die Hoffnung zu hegen, daß die Herren Staatsminiſter die Frage 
der Beiträge des Elbinger Deichverbandes einer nochmaligen Er— 
wägung in dem Sinne eines Entgegenkommens gegen den Elbinger 
Deichverband unterziehen werden. Um jedem Mißverſtändnis vorzu⸗ 
beugen, halte ich mich zu der Erklärung für verpflichtet, daß dieſe 
Hoffnung nicht begründet iſt. Die Herren Winiſter haben die Geſamt— 
verhältniſſe auf das eingehendſte und vorſichtigſte geprüft und ſind dann 
zu dem Entſchluß gekommen, die Summen, die die Regierungsvorlage 
enthält, für dieſes große Kulturunternehmen zur Verfügung zu ſtellen. 
Sie haben geglaubt, dieſes weite Entgegenkommen, das als ſolches von 
Herren der verſchiedenſten Fraktionen bei den Kommiſſionsberatungen 
auch ausdrücklich anerkannt worden iſt, zeigen zu können in der Voraus⸗ 
ſetzung — aber auch nur unter dieſer Vorausſetzung —, daß die Deich- 
verbände ein genügendes Intereſſe an dem großen Unternehmen zeigen. 
Ein ſolches kann die Königliche Staatsregierung nur dann als vor— 
liegend anerkennen, wenn die Deichverbände die Summen zur Ver— 
fügung ſtellen, die die Regierungsvorlage von ihnen verlangt. Sollte 
die Staatsregierung ſich irren und ſollte das Hohe Haus der Abneigung 
insbeſondere des Elbinger Deichverbandes, die Summe von rund 
1300000 M. zu zahlen, entgegenkommen, indem es den Antrag der 
Kommiſſion annimmt, ſo würde — das muß ich nochmals mit aller 
Beſtimmtheit ſagen — die Geſetzesvorlage geſcheitert ſein. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete v. Flottwell. 

v. Flottwell, Abgeordneter (freifonf.): Meine Herren, meine 
politiſchen Freunde ſtehen gleichfalls auf dem bisher von allen 
Fraktionen geäußerten Standpunkt, daß ſie die Forderung des Elbinger 
Deichverbandes als überwiegend berechtigt anerkennen. Aus denſelben 
Gründen, die der Herr Abgeordnete Graf Kanitz ſoeben der Königlichen 
Staatsregierung, in Wunſchform gekleidet unterbreitet hat, würden wir 
auch unter allen Umſtänden an dem Kommiſſionsbeſchluß feſthalten. 
Nach der letzten Erklärung des Herrn Regierungsvertreters ſehen wir 
allerdings kaum eine Wöglichkeit, dieſen Kommiſſionsbeſchluß durch— 
zubringen, ohne die Vorlage zu gefährden. Wir bedauern das ſehr; 
denn auch für den Fall, daß das Geſetz nicht nach den Kommiſſions— 
beſchlüſſen, ſondern nach der Regierungsvorlage zuſtande kommen ſollte 
— und das iſt wohl zu erwarten — wird immerhin bei uns das eine 
unangenehme Gefühl beſtehen bleiben müſſen, daß der Elbinger Deich= 
verband nicht zu ſeinem Nechte gekommen iſt. (Abgeordneter Graf 
v. Kanitz: Sehr richtig!) Aber, meine Herren, in dieſer Hinſicht muß 
auch ich in Vebereinſtimmung mit meinen Freunden fagen, daß ein 
ſolches lokales Intereſſe, fo ſchwer es unter Umſtänden auch die Be— 
teiligten trifft, ein Kulturwerk von dieſer Bedeutung, auf das wir ſchon 
ſeit über 20 Jahren warten, und das jetzt gekrönt werden ſoll, nicht 
zum Scheitern bringen darf. So ſchwer es uns, namentlich denen, die 
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in Der Kommiſſion für den Antrag Kanitz geſtimmt haben, wird, fo 
habe ich zu erklären, daß wir dennoch zum größten Teile einer Be— 
ſchlußfaſſung im Sinne der Regierungsvorlage zuſtimmen werden. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Klocke. 

Klocke, Abgeordneter (Zentr.): Als Berichterſtatter wäre ich 
eigentlich verpflichtet, im Sinne der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu ſprechen, 
und deswegen erlaube ich mir jetzt, nicht als Berichterſtatter, ſondern 
als Abgeordneter Sie zu bitten, dieſem Teil der Kommiſſionsbeſchlüſſe, 
der ſich um den Elbinger Verband dreht, Ihre Zuſtimmung nicht zu 
geben, dagegen dem anderen Teil der Kommiſſionsbeſchlüſſe in § 2, 
der ſich auf die Verteilung des Beitrages zwiſchen dem Einlage— 
deichverband und den ſogenannten Kampen bezieht, zuzuſtimmen. Der 
letzte Punkt iſt von keiner Seite beſtritten worden, die Frage iſt ſchon 
unter den Intereſſenten geregelt, und es hat mehr eine formale Be— 
deutung, daß der Betrag von zwei Ausgaben hier getrennt vorkommt. 
Ich bitte alſo, bei der Abſtimmung, die geteilt vorgenommen werden 
muß, im erſten Teil den Kommiſſionsbeſchluß abzulehnen. 

Wir ſind hier an den ſpringenden Punkt der Vorlage gelangt, 
und es handelt ſich darum, ob die Nogat reguliert werden ſoll oder 
nicht. Ich kann mich da nicht den Hoffnungen anſchließen, die Herr 
Graf Kanitz ausgeſprochen hat; ich möchte erſt recht nicht dieſe Hoff— 
nungen an dem Grabe dieſer Vorlage aufpflanzen. Nach den deut— 
lichen Erklärungen der Königlichen Staatsregierung bleibt eben nichts 
anderes übrig. Ich hätte dem Elbinger Deichverband gewünſcht, daß 
er mit ſeinen Anſprüchen weiter durchgedrungen wäre; denn ich perſön— 
lich habe auch den Eindruck gehabt, als ob vielleicht die Koſten— 
verteilung zwiſchen dem Elbinger und dem Marienburger Deichverband 
nicht überall den Vorteilen entfpricht, die jeder Verband von dem 
großen Kulturwerk hat, das wir hier beſchließen ſollen. Andererſeits 
iſt aber der Betrag von rund 300000 M., der nun auf den Elbinger 
Verband mehr fallen wird, wenn Sie gegen die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
und für die Regierungsvorlage лишен, doch nicht fo groß, daß darum 
das Werk für den Elbinger Deichverband unrentabel wird. Die Vor— 
teile, die die Vorlage auch den Ländereien dieſes Verbandes bringt, 
ſind doch ſo groß, daß ſie auch die 300000 M. ſchließlich noch mehr 
bezahlen können. 

Ich bitte Sie alſo, den erſten Teil des § 2 in der Kommiſſions— 
faſſung abzulehnen und nach der Regierungsvorlage anzunehmen und 
den zweiten Teil, in dem es ſich nur um die Verteilung zwiſchen dem 
Einlagedeichverband und den Kampen handelt, nach den Kommiſſions— 
beſchlüſſen anzunehmen. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete von 
Oldenburg. 

v. Oldenburg, Abgeordneter (konſ.): Nach den wiederholter Er— 
klärungen vom Winiſtertiſch, daß es der Königlichen Staatsregierung 
nicht möglich iſt, die Summe von rund 334000 M. zu übernehmen, 
werden meine politiſchen Freunde, wenn auch ſehr ſchweren Herzens, 
für die Wiederherſtellung der Negierungsvorlage im § 2 ſtimmen, weil 


wir die Verantwortung für das Scheitern der Vorlage angeſichts der 
alljährlich wiederkehrenden ſchweren Gefahren des Eisganges nicht auf 
uns nehmen können. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Graf 
v. Kanitz. 

Graf v. Kanitz, Abgeordneter (konſ.): Ich gehöre auch zu den 
politiſchen Freunden des Herrn v. Oldenburg, werde aber trotzdem für 
den Kommiſſionsbeſchluß und gegen die Regierung3vorlage ſtimmen. 
(Heiterkeit. ) 

Präſident v. Kröcher: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. 

Der Abſ. 1 des § 2 iſt nicht angegriffen; er iff angenommen. 

Nunmehr bitte ich, daß diejenigen Herren, welche vom Abſ. 2 
den erſten Teil bis einſchließlich „1000 000,00 M.“ nach der Faſſung 
der Kommiſſionsbeſchlüſſe annehmen wollen, fic) erheben. (Geſchieht). 
Das iſt die Winderheit; er iſt abgelehnt. 

Ich darf nun ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß dieſer 
Teil des Abſ. 2 nach der Faſſung der Regierungs vorlage 
angenommen iſt. 

Ich bitte jetzt, daß diejenigen Herren, welche den übrig bleibenden 
Teil dieſes Abſatzes nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen annehmen wollen, 
ſich erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; der übrig bleibende 
Teil iſt nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen angenommen, 
und ich ſtelle feſt, daß der ganze § 2 in der Faſſung, die er jetzt er— 
halten hat, angenommen iſt. 

Zu § 3 liegen vor die Anträge Nr. 602 der Abgeordneten von 
Brandenſtein, Klocke und Luſensky (Hohenſalza). 

[Wortlaut des Antrags: 

an Stelle des § 3 folgende Beſtimmungen anzunehmen: 
3 


Für Schäden, die durch die im § 1 bezeichneten Anlagen 
trotz fehlerfreier Ausführung entſtehen, iſt inſoweit Erſatz zu 
leiſten, als ohne die geſetzliche Ermächtigung zu den An— 
lagen nach dem geltenden Rechte eine Erſatzpflicht beſtehen 
würde und die Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadlos— 
haltung erfordert. 

Ueber den Erſatzanſpruch beſchließt mit Ausſchluß des 
Nechtsweges endgültig der Bezirksausſchuß. 

Der Erſatzanſpruch erliſcht, wenn er nicht vor dem Ab— 
laufe von fünf Jahren, bei Fiſchereiſchäden vor dem Ablaufe 
von zehn Jahren nach der Ausführung des Teils der An— 
lage, die den Schaden verurſacht hat, geltend gemacht wird. 

$ За 

Die Erſatzpflicht liegt ob: 

1. hinſichtlich der Schäden, die zu einem Deichverbande 
gehörende Grundſtücke betreffen, jedem Deichverbande 
für ſein Verbandsgebiet; 
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2. hinſichtlich der die Fiſcherei betreffenden Schäden 
dem Staate; 

3. im übrigen den Bauherren, und zwar den als Bau— 
herren beteiligten Deichverbänden den Geſchädigten 
gegenüber als Geſamtſchuldnern, untereinander nach 
Verhältnis der Beträge, die fie nach $ 3 90. 2 
aufzubringen haben. 

Für Schäden, welche dem Staat oder Deichverbänden 
als ſolchen entſtehen, заа Erſatz geleiſtet. 
3 


8 
Zum Ausgleich für die den Deichverbänden nach § 3 
obliegenden Verpflichtungen ſowie für Maßnahmen, welche 
die Beſeitigung oder Verhütung von Schäden bezwecken, die 
durch die im § 1 bezeichneten Anlagen entſtehen können, 
erhalten die Deichverbände aus den bereitgeſtellten Witteln 
folgende Beträge: 
der Falkenauer Deich verband. . . 270000 M. 
der Danziger Deich verband... 330 000 „ 
und der Marienburger Deichverband . . 210000 „| 
und Nr. 608 des Abgeordneten Meyer-Vottmaunnsdorf und ſämtlicher 
übrigen Witglieder der freikonſervativen Fraktion. 

[Wortlaut des Antrags: 

im 2 З Abſ. 8 Datt „der Danziger Deichverband 330 000 M.“ 
zu ſetzen: 
der Danziger Deichverband . .. 480000 M.] 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Abgeordnete 
v. Brandenſtein. 

v. Brandenſtein, Abgeordneter (ont). Der § 3 der Regierungs— 
vorlage war für uns unannehmbar, weil er einen Nechtsanſpruch auf 
Schadenserſatz grundſätzlich verneinte und den Erſatz für Schaden dem 
billigen Ermeſſen teils der betreffenden Deichverbände, teils der König— 
lichen Staatsregierung überlaſſen wollte. Das ſchien uns ſchon im 
vorliegenden Falle unzuläſſig, um ſo mehr, als ja auch nach der 
Negierungsvorlage Schäden von ſehr namhaften Betrage vorausſichtlich 
entſtehen werden. Wir hatten aber ferner das Bedenken, daß es 
prinzipiell ſehr verhängnisvolle Folgen nach ſich ziehen könnte, wenn 
der Grundſatz feſtgeſtellt würde, daß in Fällen dieſer Art das Recht 
auf 6 den Geſchädigten direkt abgeſprochen werden 
könnte. 

Der vorliegende Antrag Nr. 602 enthält nach meinem Dafür— 
halten im weſentlichen eine Verbeſſerung der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
Wir hätten es zwar, wie ſchon erwähnt worden iſt, lieber geſehen, 
wenn die Entſcheidung über Erſatzanſprüche Schiedsgerichten {ай den 
Bezirksausſchüſſen überlaſſen worden wäre, müſſen aber anerkennen, 
daß in dieſer Beziehung rechtliche Zweifel beſtehen. Wir akzeptieren 
DEE den Bezirksausſchuß. 

Im Gegenſatz zu einem der Herren Vorredner muß ich bemerken, 
daß die Beſtimmung, nach welcher Schadenserſatzanſprüche nur binnen 
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einer beſtimmten Friſt von 5 oder 10 Jahren, nachdem der betreffende 
Teil der Anlage hergeſtellt iſt, geltend gemacht werden können, uns als 
eine durchaus praktiſche Maßregel erſcheint. Schäden, die durch Waſſer— 
bauten entſtehen, ſind außerordentlich ſchwer nachzuweiſen, und es iſt 
ebenſo ſchwer, über ſolche Anſprüche zu entſcheiden. Die Schwierig— 
keiten wachſen mit der Länge der Zeit, die verfloſſen iſt, ſeitdem die 
betreffende Anlage hergeſtellt iſt. Es iſt im höchſten Grade wünſchens— 
wert, daß Aneinigkeiten und Streitigkeiten, die zwiſchen Deichverbänden 
und ihren Angehörigen, auch zwiſchen Staat und der Fiſcherei, voraus— 
ſichtlich entſtehen werden, nicht allzu lange hingezogen werden, ſondern 
ſobald als möglich zur Ruhe kommen. Da auch die Königliche Staats— 
regierung mit dem Inhalte des Antrags Nr. 602 ſich einverſtanden er— 
klärt hat, kann ich nur befürworten, den Antrag einſtimmig anzunehmen. 

Präſident v. Kröcher: Das Wort hat der Abgeordnete Meyer— 
Nottmannsdorf. 

Meper⸗Aottmannsdorf, Abgeordneter (freikonſ.): Meine politiſchen 
Freunde wollen an meinem Antrage nach den Erklärungen der König— 
lichen Staatsregierung, daß er unannehmbar iſt und das Geſetz zu 
Falle bringen würde, das Geſetz nicht ſcheitern laſſen, und auch ich 
perſönlich ziehe den Antrag zurück. Ich wäre dazu nicht in der Lage 
geweſen, wenn ich nicht die entgegenkommende Erklärung des Herrn 
Landwirtſchaftsminiſters erhalten hätte, und ich vertraue darauf, daß 
Wohlwollen und Erwägungen der Billigkeit gegebenenfalls bei der 
Königlichen Staatsregierung zum Ausdruck kommen werden. Ich hätte 
gern den Danziger Verband noch etwas von feiner zu ſtarken Belaſtung 
befreit geſehen. Ich ziehe alſo meinen Antrag zurück und bitte, den 
§ 2 in der Faſſung des Antrages der Abgeordneten v. Brandenſtein, 
Klocke und Luſensky anzunehmen. (Bravo! rechts.) 

Präfident v. Kröcher: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. 

Da der Antrag Nr. 603 zurückgezogen iſt, ſo bitte ich, daß die⸗ 
jenigen Herren ſich erheben, die den Antrag der Abgeordneten v. Branden= 
ſtein, Klocke und Luſensky (Hohenſalza) auf Nr. 602 der Druckſachen 
annehmen wollen. (Geſchieht). Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt 
angenommen und damit der § 3 in der Faſſung der Kom 
miſſion beſeitigt. 

Es find ferner angenommen § Л, — 5, — 6, — 7, — 8, 
— 9, — 10, — Ueberfchrift und Einleitung. 

Ich eröffne jetzt die Beſprechung über den Refolutions = 
antrag der Kommiſſion auf Nr. 533 Seite 47 unter 2. 

[Wortlaut des Antrages: 

die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, die nach Abſchluß 
der Nogat zur Offenhaltung des Pillauer Tiefs und Seegatts 
in bisheriger Tiefe erforderlichen Beträge zur Herſtellung, Unter— 
haltung und Benutzung von Baggergeräten, inſoweit ſie nicht 
nach vorliegendem Geſetze oder ſonſt zur Verfügung ſtehen, 
rechtzeitig durch den Staatshaushaltsetat anzufordern.] 


Das Wort wird nicht verlangt, Widerſpruch wird nicht erhoben; 
auch dieſer Antrag iſt angenommen. 

Ich eröffne jetzt die Beſprechung über die zu dem Entwurf ein⸗ 
gegangene Petition, hinſichtlich deren die Kommiſſion auf Nr. 533 
Seite 47 zu 3 einen Antrag geſtellt hat. 

[Wortlaut des Antrags: 

die Petition des Deichamts des Elbinger Oeichberbandes zu 
Elbing (II 1048) um Feſtſetzung des Beitrages des Elbinger 
Deichverbandes auf eine Willion Mark und geſetzliche Be— 
ſtimmung der Höhe des dem Warienburger Deichverband zu 
zahlenden Ablöſungskapitals durch die Beſchlußfaſſung über die 
Vorlage für erledigt zu erklären.] 

Es meldet ſich niemand zum Wort; Widerſpruch wird nicht er— 
hoben. Auch dieſer Antrag der Kommiſſion iſt angenommen. 

Wir treten jetzt in die dritte Leſung des Entwurfs ein. 

Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das Wort 
hat der Abgeordnete Wollkowski. 

Wollkowski, Abgeordneter (konſ.): Meine Herren, in Hinſicht auf 
die Erklärung der Hohen Staatsregierung zugunſten des Danziger 
Deichverbandes verzichte ich auf weitere Ausführungen und möchte nur 
noch bemerken, daß zu den Antragſtellern des zurückgezogenen Antrages 
Nr. 603 auch mein Freund Karow und meine Wenigkeit gehören. Es 
iſt nur durch ein Mißverſtändnis unterblieben, unſere Namen mit unter 
den hektographierten Abzug des Antrags zu ſetzen. Unter dem im 
Druck erſcheinenden Antrag werden auch unſere Namen erſcheinen. 

Präſident v. Kröcher: Wir kommen jetzt zur Einzelbeſprechung. 

3 дш Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Freiherr 
v. Zedlitz. 

Frhr. v. 30585 und Neukirch, Abgeordneter (freikonſ.): Ich be— 
antrage, den Geſetzentwurf en bloc anzunehmen. 

Präfident v. Kröcher: Sie haben den Antrag gehört; ein Wider— 
ſpruch dagegen erhebt ſich nicht. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, die die einzelnen Teile des Ent— 
wurfs en bloc annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Die 
einzelnen Teile des Entwurfs ſind angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den Entwurf im ganzen. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren ſich erheben, die den Geſetzentwurf 
endgültig annehmen wollen. (Geſchieht). Das iſt die Mehrheit; der 
Entwurf iſt angenommen. 


Einmalige Schlußberatung des Herrenhauſes 
über den Entwurf eines Geſetzes betreffend den Nogatabſchluß. 
(Sitzung vom 16. Juni 1910.) 

Berichterftatter Graf Finck v. Finckenſtein⸗Schönberg: Meine 
Herren, ich möchte zunächſt meinem lebhaften Bedauern darüber Aus— 
druck geben, daß wir in die Lage verſetzt find, dieſen hochwichtigen 
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Geſetzentwurf hier durch einmalige Schlußberatung zur Verabſchiedung 
zu bringen. Es wäre äußerſt wünſchenswert geweſen, wenn wir Ge— 
legenheit gehabt hätten, den Geſetzentwurf in der Kommiſſion eingehend 
durchzuberaten, unfere Anträge und Wünſche vorzutragen und Er- 
klärungen der Königlichen Staatsregierung, wie fie im andern Haufe 
abgegeben worden ſind, zu extrahieren. Bei der Geſchäftslage iſt es 
ja leider uicht möglich, den Antrag zu ſtellen, den Geſetzentwurf in eine 
Kommiſſion zu verweiſen, weil dann bedauerlicherweiſe der von vielen 
ſehnlichſt erwartete Geſetzentwurf in dieſer Seſſion nicht mehr zur Ver— 
abſchiedung gelangen würde. Ich muß auch anerkennen, daß die Ver— 
handlungen mit den Intereſſenten außerordentlich ſchwierig und ſehr 
langdauernd geweſen find, und die Königliche Staatsregierung wohl 
kaum in der Lage geweſen iſt, den Geſetzentwurf eher einzubringen, als 
ſie es getan hat. Ich möchte der Königlichen Staatsregierung dafür 
danken, daß ſie den Geſetzentwurf überhaupt noch in dieſer Seſſion 
eingebracht hat, damit nicht das wichtige Werk wieder ein Jahr ver- 
ſchoben würde. Aber ich kann nicht umhin zu ſagen, daß das andere 
Haus recht wohl etwas ſchneller hätte arbeiten können. Am 13. Mai 
iſt der Entwurf dort eingegangen und erſt am 12. Juni hat die zweite 
und dritte Beratung ſtattgefunden. Wäre dort etwas ſchneller gearbeitet 
worden, ſo wären wir wohl in der Lage geweſen, hier noch eine 
Kommiſſionsberatung ſtattfinden zu laſſen, was ich, wie geſagt, für 
äußerſt wünſchenswert gehalten hätte. 

Was den Entwurf ſelbſt betrifft, ſo iſt er der Abſchluß eines 
großartigen Kalturwerks, das dazu dienen ſoll, die Verheerungen, die 
ſeit Jahrhunderten die Weichſel in den Niederungen durch Hochwaſſer 
angerichtet hat, nach menſchlichem Ermeſſen für immer abzuhalten. 
Dank der Juitiative der Königlichen Staatsregierung, dank der Bereit- 
willigkeit des Landtags in der Bewilligung der erforderlichen Gelder, 
dank auch der Energie und Tatkraft der weſtpreußiſchen Oberpräſidenten 
und der ihnen unterſtellten Beamten iſt in dem letzten Jahrzehnt 
ſchon unendlich viel Arbeit zur Regulierung der Weichſel und zur Ab- 
wehr der Hochwaſſerſchäden geleiſtet worden. Durch das jetzige Geſetz 
ſoll der Schlußſtein zu den bisherigen Arbeiten gelegt werden. 5 

Meine Herren, bei allen Projekten, bei allen Arbeiten ift der Ge— 
danke der leitende geweſen, Mittel und Wege ausfindig zu machen, 
um das in jedem Frühjahr, wenn die Weichſel in ihrem Quellgebiet 
auftaut, eintretende Hochwaſſer glatt durch die Weichſel bis zur 
Mündung abzuführen. Zu dieſem Zweck ſind drei verſchiedene Punkte 
als notwendig erkannt worden. Das iſt einmal die Verbeſſerung der 
Mündung der Weichſel, zweitens die Herſtellung eines etwa tauſend 
Meier breiten Hochwaſſerprofils in der Weichſel und drittens die Re⸗ 
gulierung des Abfluſſes der Nogat. Die beiden erſten Punkte haben 
zu beſonderen Schwierigkeiten im allgemeinen keinen Anlaß gegeben. 
Sie find durch die Geſetze von 1888 und 1900 zum größten Teil aus⸗ 
geführt, indem man den Durchſtich der Weichſel bei Schiewenhorſt ge— 
macht und der Weichſel bis faft zum Ausfluß der Nogat ein Hoch⸗ 
waſſerprofil von tauſend Metern gegeben hat. Der dritte Punkt, die 


Regulierung der Nogat, hat ſtets zu großen Schwierigkeiten Anlaß 
gegeben. Bereits im Entwurf von 1877 — das iſt der Entwurf, auf 
dem die ganzen Arbeiten baſieren — war der vollſtändige Abſchluß 
der Nogat vorgeſehen. Er kam aber nicht zum Vorſchlag, weil ſeiner 
Zeit die Akademie für Bauweſen ſich dahin geäußert hatte, daß ein 
Abſchluß der Nogat ſchädliche Einflüſſe haben könnte, auch das Pillauer 
Tief und die Königsberger Schiffahrt gefährdet werden könnte. Daher 
її im Geſetz von 1888 nicht der Abſchluß der Nogat, ſondern ein @18= 
wehr vorgeſehen. Von der Ausführung dieſes Eiswehrs hat man aus 
verſchiedenen Gründen Abſtand genommen, weil man ſich überzeugt 
hatte, daß damit nicht der erhoffte Zweck erreicht werden könnte. Nun⸗ 
mehr hat die Akademie für Bauweſen im Jahre 1898 ihre Anſicht ge— 
ändert. Sie hat geſagt, daß, wenn die beiden erſt erwähnten Arbeiten, 
Aenderung der Mündung der Weichſel und Durchführung des Hoch— 
waſſerprofils, ausgeführt werden, unter Verückſichtigung der jetzt vor— 
handenen ganz vorzüglichen Bagger ein Abſchluß der Nogat ſtattfinden 
und dabei doch das Pillauer Tief ſo erhalten werden könnte, daß die 
Schiffahrt nicht gefährdet wäre. Daraufhin hat ſich die Königliche 
Staatsregierung entſchloſſen, nunmehr mit dem Abſchluß der Nogat 
vorzugehen. Dieſer Abſchluß konnte auf verſchiedene Weiſe ausgeführt 
werden. Erſtens war die Möglichkeit gegeben, den Waſſerzufluß über— 
haupt abzuſchneiden. Die Folge wäre geweſen, daß die Nogat aus- 
getrocknet wäre, wodurch erhebliche Schädigungen für die angrenzenden 
Beſitzer entſtanden wären; der Grundwaſſerſpiegel hätte ſich vollkommen 
verändert, und außerdem wäre die Wöglichkeit, die Nogat ſchiffbar zu 
erhalten, nicht mehr gegeben geweſen; auch die Fiſcherei hätte auf 
gehört. Die zweite Möglichkeit beſtand darin, nur das Hochwaſſer ab— 
zuhalten und das mittlere Waſſer durch die Nogat fließen zu laſſen. 
Auch dieſer Gedanke iſt aufgegeben worden, weil man fürchtete, daß 
dann das Weichſelbett nicht die genügende Strommenge haben würde, 
um in der Lage zu ſein, im Frühjahr Hochwaſſer und Eis abzuführen. 
Die dritte Möglichkeit, zu der die Königliche Staatsregierung jetzt den 
Vorſchlag gemacht hat, iſt die, nur einen geringen Teil des Waſſers 
in die Nogat abfließen zu laſſen, die Nogat ſelbſt zu kanaliſieren und 
den Waſſerſtand durch Stauſchleuſen zu regulieren. Es wird dadurch 
erreicht, daß das ganze Waſſer den Weichſelſtrom entlang gehen kann. 
Es wird zweitens erreicht, daß die Marienburger und Nogat-Niederung 
vollkommen vor jedem Hochwaſſer geſchützt ſind, und drittens, daß die 
ода! ſchiffbar gemacht werden kann. Ich glaube wohl, daß dieſem 
Projekt von allen, die bisher aufgetaucht ſind, entſchieden der Vorzug 
gegeben werden muß, und es läßt ſich annehmen, daß, wenn es zur 
Ausführung kommt, allen Intereſſenten am beſten gedient iſt. 

Meine Herren, der Abſchluß ſelbſt ſoll, wie ich geſagt habe, durch 
Anlegung eines Dammes erfolgen. Außerdem aber ſind ſelbſtredend 
verſchiedene Folgeeinrichtungen notwendig. Eine dieſer Folge— 
einrichtungen iſt die Verlängerung der Dirſchauer Brücke. Dieſe iſt 
erforderlich, weil der Deich an der Brücke einen Knick macht, welcher 
beſeitigt werden muß. Fernere Folgeeinrichtungen ſind unter anderen 


Veränderungen von verſchiedenen Deichen in der Weichſel und die 
Fortſetzung der Profilerweiterung der Weichſel bis zu dem jetzigen 
Abſchlußpunkte. 


Die Koſten dieſes Projektes betragen 18 Millionen. Hiervon hat 
die Staatsregierung die Koſten für die Dirſchauer Brücke im Betrage 
von 6 Millionen Mark zu tragen übernommen, weil fie der Anſicht iſt, 
daß dieſe Erweiterung nicht im Landeskulturintereſſe, ſondern aus 
ſonſtigen Umftänden notwendig wird. Von den übrigen 11 Millionen 
übernimmt die Staatsregierung zwei Drittel, die intereſſierten Deich— 
verbände ein Drittel. 


Mit den verſchiedenen Deichverbänden haben nun 
Beratungen über die Höhe der Koſten ſtattgefunden. Zwei 
Deichverbände, der Marienburger und der Einlager, haben 
ſich mit den auf ſie fallenden Koſten einverſtanden erklärt, 
der Elbinger hat dies nicht tun zu können geglaubt. Im 
anderen Haufe iſt daraufhin im Intereſſe der Elbinger 
Niederung ein Antrag geſtellt worden, den Beitrag der 
Elbinger Niederung um 300000 Mark zu ermäßigen. Der 
Elbinger Deichverband behauptet, daß der Vorteil, den 
er hätte, nicht ſo bedeutend wäre, namentlich nicht im 
Verhältnis zu dem der übrigen Beteiligten. Er behauptet 
ferner, daß ihm ſeiner Zeit ein Eiswehr verſprochen wäre, 
wodurch der Nogatabſchluß ohne weitere Koſten für ihn er⸗ 
reicht ſein würde. Er hat ſeine Zuſtimmung zu dem Ge— 
ſetzentwurf davon abhängig gemacht, daß der von ihm zu 
leiſtende Koſtenbeitrag auf 1 Willion feſtgeſetzt würde. 
Meine Herren, die Königliche Staatsregierung hat, ob: 
wohl die Eingabe des Elbinger Deichverbandes im 
anderen Haufe von Herren, die mit den örtlichen Verhält— 
niſſen genau Beſcheid wiſſen, ſehr eingehend begründet 
worden iſt, doch geglaubt, darauf beſtehen zu müſſen, daß 
vom Elbinger Deichverband die ganze Summe verlangt 
wird, und dieſes Verlangen in der Form geſtellt, daß 
ſie ſonſt das Geſetz für unannehmbar erklären würde. 
Unter dem Druck dieſer Erklärung hat dann das andere 
Haus nachgegeben und es tritt nun der Zuſtand ein, daß 
der Elbinger Deichverband durch ein Geſetz gezwungen 
wird, die ganze Summe der Koſten auf ſich zu nehmen. 
Es iſt das zweifellos recht bedauerlich, wenn bei einem 
fo großen Kulturwerk einer der Hauptintereſſenten gc 
wiſſermaßen nicht freiwillig die Koſten übernimmt, 
ſondern durch das Geſetz dazu gezwungen werden muß. 
Ich hätte, zumal als Weſtpreuße, gern gewünſcht, daß die 
Regierung dieſe Koſten übernommen haben würde. Da 
dies aber nicht möglich geweſen iſt, kann auch ich mich der 
Notwendigkeit nur fügen und auch Sie nur bitten, dem 
Beſchluſſe des anderen Hauſes beizutreten. 


Außer der Geldfrage ift aber noch eine ſehr wichtige Frage die 
der Bauausführung. Die Königliche Staatsregierung ſtand auf dem 
Standpunkt, daß, da es ſich um ein Unternehmen im Intereſſe der 
Landeskultur handelt, die Intereſſenten auch die Bauausführenden ſein 
müßten, und hat in dieſem Sinne auch mit ſämtlichen Intereſſenten 
verhandelt. Die Intereſſenten waren aber nicht zu bewegen, als Baur 
herren die Bauausführung zu übernehmen, und zwar weil ſie befürchteten, 
daß ctwaige Entſchädigungen, die ſpäter infolge der Ausführung des 
Projektes zu zahlen wären, ihnen zur Laſt fallen würden, und weil ſie 
ſich ſagten, daß fie keine Möglichkeit hätten, die Schäden, die etwa епі= 
ſtehen wärden, ſelbſt zu übernehmen. Daraufhin iſt ihnen von der 
Königlichen Staatsregierung klargelegt worden, daß die Entſchädigung 
für Schäden, die durch Arbeiten aus dem Geſetz entſtehen würden, 
überhaupt nicht zu zahlen ſind, wie das ja nach der gleichmäßigen 
Rechtſprechung der höchſten Gerichte anerkannt worden iſt. Darauf 
haben die Intereſſenten aber entgegnet: ja, die Urteile der Gerichte 
könnten ſich ändern, und haben ſich nach wie vor geweigert, die Bau— 
herren für dieſe Bauten zu ſein. Die Königliche Staatsregierung iſt 
dann weiter gegangen und hat, um den Widerſtand der Intereſſenten 
zu brechen, die Beſtimmung in das Geſetz aufgenommen, daß eine 
Schadenserſatzpflicht überhaupt nicht ftattfindet. Das wäre vielleicht ein 
Weg geweſen, der gangbar war, und die beteiligten Verbände haben 
ſich dann danach auch tatſächlich bereit erklärt, unter dieſer Bedingung 
als Bauherren aufzutreten. Aber das andere Haus hat dieſen Weg 
wieder verlaffen und gejagt, daß es doch nicht angängig fei, hier einen 
Präzedenzfall zu ſchaffen und im Geſetz zu beſtimmen, eine Entſchädigung 
für Eingriffe in Privatrechte, die aufgrund einer geſetzlichen Ermächtigung 
vorgenommen werden, ſolle nicht gewährt werden; das Nähere darüber 
wird bei § З zur Beſprechung gelangen. Die von der Königlichen Staats- 
regierung geplante Regelung der Entſchädigungsfrage konnte in der 
Art auch nur vorgeſchlagen werden, weil ſonſt im Geſetz ſchon aus— 
reichend für Beſeitigung jeden Schadens geſorgt iſt, und zwar dadurch, 
daß verſchiedenen beteiligten Deichverbänden für etwaige Schäden er— 
hebliche Mittel bewilligt ſind. Dieſe Wittel ſind aber immerhin einzelnen 
Verbänden nicht als ganz genügend erſchienen. So hat der Danziger 
Deichverband wiederholt die Regierung gebeten, die ihm bewilligte 
Summe doch noch zu erhöhen. Weine Herren, es iſt zwar nicht mög— 
lich geweſen, dem Danziger Deichverband eine feſte Zuſicherung in 
Geſtalt einer beſtimmten Summe zu geben; es hat indeſſen der Ver— 
treter des Herrn Miniſters im Plenum des anderen Hauſes eine Er— 
klärung abgegeben, die die Danziger beruhigen kann und wohl auch, 
wie ich höre, beruhigen wird. 

Was nun die Vorteile anlangt, welche dieſes ganz bedeutende 
Werk für die Anlieger hat, ſo ſind ſie ganz bedeutend. Ich will nur 
einige kurz erwähnen. Der hochwaſſerfreie Abfluß der Nogat hält das 
ganze Hochwaſſer künftig von der Nogatniederung ab; ſie iſt ſicher, 
niemals wieder Hochwaſſer zu bekommen. Sie braucht die Deiche, die 
ſie bisher unterhalten mußte, nicht mehr zu überwachen und zu unter— 
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halten. Der Grundwafferftand wird ein gleichmäßiger fein, ſodaß die 
Beackerung leichter wird und die Böden an Güte gewinnen. Ferner 
kommt die beſſere Schiffbarmachung der Nogat hinzu, die für die An⸗ 
lieger auch von erheblichem Vorteil iſt. Anderſeits haben die, die an 
der Weichſel liegende Ländereien beſitzen, gleichfalls großen Nutzen von 
dem ganzen Werke. 

Ich will noch kurz auf die Bedenken wegen der Fiſcherei und 
wegen des Pillauer Tiefs eingehen. Die Entſchädigung der Fiſcherei 
in der Nogat iſt nicht vorgeſehen, weil man ihre Schädigung nicht be— 
fürchtet; wohl aber iſt ſie für das Haff in Ausſicht genommen, und 
zwar hat die Königliche Staatsregierung hierfür die Summe von 
1100000 Mark eingeſtellt, welche nach Anſicht der betreffenden баф= 
verſtändigen genügen wird, um die beteiligten Intereſſenten bei etwaigem 
Schaden zu entſchädigen. Was das Pillauer Tief betrifft, ſo ſind die 
Bedenken noch nicht ganz beſeitigt. Es iſt aber auch hier eine Er- 
klärung der Königlichen Staatsregierung abgegeben, die nach jeder 
Richtung hin befriedigen kann, ſodaß auch die Oſtpreußen, glaube ich, 
ſich vollſtändig mit dem Projekt einverſtanden erklären können, und ſie 
haben das auch bereits zum Ausdruck gebracht. Es iſt natürlich von 
großem Werte, daß bei dieſem Werke auch keine Schädigung einer 
Nachbarprovinz eintritt, und ich glaube, daß das auch in keiner Weiſe 
der Fall ſein wird. 

Ich habe mir in ganz kurzen Worten erlaubt — ich habe erſt 
geſtern das Referat bekommen —, Ihnen im großen und Ganzen die 
Geſichtspunkte, die maßgebend geweſen ſind, vorzutragen. Ich kann 
nur wiederholen, daß dieſes Werk ein Kulturwerk ееп Ranges if, 
das zum Abſchluß kommen ſoll, und ich kann nur die Hoffnung aus⸗ 
ſprechen, daß alle die Erwartungen, die von den Intereſſenten an das 
Werk geknüpft werden, in voller Weiſe in Erfüllung gehen. Ich möchte 
aber zugleich an die Königliche Staatsregierung die Bitte ausſprechen, 
daß fie die Zuſicherungen, die fie gegeben hat, auch in loyalſter Weite 
in Erfüllung bringt. Ich glaube, daß dann das Werk allen zum 
Segen gereichen wird. Ich kann Sie nur bitten, dem Geſetzentwurf in 
der Form, wie er vom Abgeordnetenhaus zu uns gelangt iſt, Ihre 
Zuſtimmung zu geben. 

Präſident: Ich eröffne die Generaldiskuſſion und gebe das 
Wort Herrn Bürgermeiſter Werten. 

Dr. Merten: Weine Herren, im Intereſſe der Anlieger der Nogat 
iſt es mit Freude zu begrüßen, daß die Verabſchiedung dieſes Geſetzes 
noch in der laufenden Tagung erfolgen ſoll. Man mag es bedauern, 
daß die Wünſche der Deichverbände bezüglich der Art der Verteilung 
nicht allſeitig in Erfüllung gegangen ſind und daß die Königliche 
Staatsregierung eine anderweitige Verteilung im Abgeordnetenhauſe 
für unannehmbar erklärt hat. Die Hauptfache bleibt aber doch, daß 
das große Kulturwerk nun endlich ausgeführt wird, und ich wäre der 
Königlichen Staatsregierung für eine Erklärung dankbar, binnen welcher 
Friſt die Ausführungsarbeiten vorgenommen werden ſollen. Jedes 
Fahr Verzögerung in der Ausführung beſchwört große Gefahren für 


das Gut und Blut der Niederungsbevölkerung herauf, die durch eine 
ſchleunige Fertigſtellung der Arbeiten jedenfalls vermindert werden. 

Aber, meine Herren, in den Becher der Freude, welche die 
Regulierung der Nogat in allen beteiligten Kreiſen erweckt, fällt auch 
ein bitterer Tropfen, herrührend von den an Handel und Schiff- 
fahrt auf der Nogat intereſſierten Verbänden und Städten. Dieſe 
Kreiſe ſind lebhaft beunruhigt durch einen kurzen Satz in der Be— 
gründung der Geſetzesvorlage, der lautet: „Auf der kanaliſierten Nogat 
ſollen Schiffahrtsabgaben erhoben werden.“ Weine Herren, ich will 
heute nicht eine Debatte über die Zweckmäßigkeit oder Berechtigung 
von Schiffahrtsabgaben im allgemeinen heraufbeſchwören, aber ich kann 
dieſe Abſicht der Königlichen Staatsregierung im vorliegenden Falle 
doch nicht unwiderſprochen laſſen. Einmal find die Schiffahrts— 
abgaben ihrem ganzen Weſen nach doch nur da berechtigt, wo es ſich 
um ein Unternehmen im Intereſſe der Schiffahrt handelt, wo die 
Hebung der Schiffahrt der Zweck des Geſetzes und der Aufwendungen 
iſt. Im vorliegenden Falle ergibt ſich aber aus der Begründung des 
Geſetzentwurfs ſelbſt, daß das Regulierungswerk als ein im Landeskultur— 
intereſſe liegendes Unternehmen, als cin „Deich- und Weliorationsunter— 
nehmen“ ſeitens der Königlichen Staatsregierung betrachtet wird, das 
nur nebenher auch eine Förderung der Schiffahrt in ſich ſchließt, inſo— 
fern als die zur Erhaltung und Regulierung des Grundwaſſerſtandes 
notwendige Herſtellung von Stauftufen in der Nogat gleichzeitig und 
ohne beſondere Aufwendungen die Wiederaufnahme der Schiffahrt er— 
möglicht. Iſt aber der ausgeſprochene Zweck des Geſetzes der 
Schutz der Anlieger vor Hochwaſſer und Eisgefahr, wie läßt es 
ſich dann rechtfertigen, daß für die Herſtellung und Unterhaltung dieſes 
Schutzes von dritter Seite, von den Schiffahrttreibenden, Abgaben 
erhoben werden ſollen? 

Es kommt hinzu, daß auch Gründe der Billigkeit gegen die Ab— 
ſicht der Königlichen Staatsregierung ſprechen. Der beſtehende Zu— 
Капо, der eine geordnete Schiffahrt faſt zur Anmöglichkeit macht, iſt 
künſtlich durch die Maßnahmen der Königlichen Staatsregierung in den 
Jahren 1848 bis 1853 herbeigeführt worden. Jahrhundertelang war 
der Zuſtand ſo, daß die Nogat ebenſoviel oder mehr Waſſer mit ſich 
führte als die geteilte Weichſel, ſodaß Handel und Schiffahrt auf dieſer 
Strecke der Nogat ſich ungehindert entfalten konnten. An dieſem 
natürlichen Zuſtande wurde erſt durch die Negulierungsarbeiten 
der vorgenannten Jahre etwas geändert, indem die Abzweigung der 
Nogat um einige Kilometer nördlich verſchoben und ein Kanal zwiſchen 
Nogat und Weichſel hergeſtellt wurde. Die Befürchtungen, die damals 
fon gegen dieſe Regulierung von den Schiffahrtsintereſſenten erhoben 
wurden, ſind leider allzuſehr in Erfüllung gegangen: es wird in der 
Geſetzesbegründung zugegeben, daß die Schiffahrt nach und nach faſt 
gänzlich aufgehört hat, weil infolge der anderweiten Teilung der Waſſer— 
maſſen der Nogat zu wenig Waſſer zugeführt wurde. Nun ſoll der 
alte, der Schiffahrt günſtige Zuſtand, wenn auch auf andere Weiſe, 
wieder hergeſtellt, es ſoll Handel und Schiffahrt auf der Nogat wieder 


ermöglicht werden. Aber für die Wiederherſtellung des alten Zuſtandes, 
der ſeinerzeit nur unter Widerſpruch der Schiffahrtsintereſſenten und 
unter beruhigenden Zuſicherungen der Staatsregierung beſeitigt worden 
iſt, deſſen Beſeitigung Handel und Schiffahrt in ſchwerſter Weiſe ge— 
ſchädigt hat, für dieſe Wiederherſtellung ſollen nun die Schiffahrts— 
und Handelsintereſſenten Schiffahrtsabgaben leiſten. Ich glaube nicht, 
daß dieſes Anſinnen bei der vorgetragenen Sachlage der Billigkeit ent⸗ 
ſpricht. Auf die Vorſtellungen der Elbinger Intereſſenten aus Handel und 
Schiffahrt wurde ſogar von der Regierung wiederholt die Zuſicherung 
abgegeben, daß die Schiffahrt auf der Nogat ſtets unbehindert bleiben 
und auf die Intereſſen des Handels auch bezüglich der Abgaben ſtets 
die größte Nückficht genommen werden ſollte. Nun wird nach langem 
Warten endlich die Schiffahrtsmöglichkeit ſelbſt zwar wieder hergeſtellt, 
aber leider wird die Freude durch die in Ausſicht geſtellten Schiffahrts⸗ 
abgaben ſehr erheblich beeinträchtigt. Ich möchte darum die Bitte an 
die Königliche Staatsregierung richten, von dieſer Abſicht Abſtand zu 
nehmen und jedenfalls bezüglich der Höhe der Schiffahrtsabgaben eine 
beruhigende Erklärung abzugeben. 


уби бен: Das Wort hat der Herr Landwirtſchaftsminiſter. 
Minijter Landwirtſchaft, Domänen und Forſten v. Arnim: 
Ich bin dem Germ: Berichterftatter dankbar für die freundliche Kritik, 


die er an dem Geſehentwurfe geübt hat. Nur in einem Punkte ſchien 
er mir doch einen leifen Tadel in feine Kritik einzuflechten. Er meinte, 
die Königliche Staatsregierung wäre wohl etwas hart mit dem Elbinger 
Deichverband umgegangen. Meine Herren, das ganze Weichſel— 
regulierungsunternehmen iſt ein einheitliches Werk, das in drei Etappen 
durchgeführt worden iſt reſp. werden wird, einmal durch das Geſetz 
von 1888, dann durch das Geſetz von 1900 und ſchließlich durch die 
gezenwärtige Vorlage. Es iſt ein einheitliches Werk, deſſen Wirkung 
und deſſen Koſten einheitlich beurteilt werden müſſen. 

Wie ſtellen ſich nun die Beiträge der verſchiedenen Deichverbände? 
Meine Herren, der Elbinger Deichverband hat eine Fläche von 36000 
Hektar mit einem Grundſteuerreinertrag von 35,13 Mark pro Hektar, 
der Marienburger Deichverband hat eine Fläche von 68 000 Hektar — 
nicht ganz doppelt ſo viel — mit einem geringeren Grundſteuerreinertrag, 
nämlich von nur 28,13 Mark pro Heklar. Demgegenüber ſtellen ſich 
nun die Beiträge, die zu dem Geſamtwerk aufgrund der drei Geſetze 
ſeitens der Deichverbände aufzubringen ſind, folgendermaßen: Der 
Elbinger Deichverband hätte aufzubringen im ganzen 3 430 000 Mark 
— ich nenne nur die runden Zahlen —, der Marienburger Deich- 
verband, der nicht halb fo groß iſt und einen geringen Grundſteuer— 
reinertrag hat, 7470000 Mark, alſo über doppelt fo viel. Weine 
Herren, daraus ergibt ſich ſchon, daß der Elbinger Deichverband nicht 
in ungerechtfertigter Weiſe zu hoch belaſtet worden iſt. Außerdem bleibt 
dem Marienburger Deichverband die Laſt der Erhaltung der Deiche an 
der Weichſel. Dem Elbinger Deichverband wird eigentlich faſt jede 
Deichlaft genommen. Seine Deiche liegen zum Teil am Haff, find dort 
aber verhältnismäßig niedrig und erfordern nur verhältnismäßig niedrige 
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Unterhaltungskoſten. Die Hauptdeide liegen an der Nogat; das waren 
Deiche, die аге gefährdet waren und immer erhebliche Unterhaltungs— 
koſten beanſpruchten. Dieſe Deiche werden jetzt vollſtändig in Schlaf 
gelegt, bedürfen alſo keiner Unterhaltungskoſten mehr. Die Unter- 
haltungskoſten hierfür werden dem Elbinger Deichverband alſo ge— 
nommen. 

Wenn ſcheinbar — und das iſt ja auch in der Begründung aus— 
geführt — die Mehrlaſt, die der Elbinger Deichverband zu tragen 
haben wird, um 30 Pfennige höher iſt als die Wichrlaft, die dem 
Marienburger Deichverband durch das letzte Geſetz auferlegt wird, fo 
iſt das doch nur eine ſcheinbare Erhöhung. Es iſt bei dieſer Berechnung 
nicht berückſichtigt, daß für den Elbinger Deichverband die geſamten 
Deichunterhaltungslaſten an der Nogat in Zukunft fortfallen werden, 
daß er alſo ganz erhebliche Erſparniſſe machen wird, die dieſen Mehr— 
betrag wahrſcheinlich weit überſteigen werden. 

Dann hat der Herr Vorredner ſich darüber beklagt, daß in der 
Nogat Schiffahrtsabgaben in Ausſicht genommen werden. Weine 
Herren, das entſpricht im allgemeinen den Beſchlüſſen, die bezüglich 
der Schiffahrtsabgaben in beiden Häuſern gefaßt worden find. Es 
handelt ſich hier um eine ganz erhebliche Verbeſſerung in der Schiff— 
fahrt, und zwar nicht nur um eine Verbeſſerung des gegenwärtigen 
Zuſtandes, ſondern auch um eine Verbeſſerung des früheren Zuſtandes, 
auf den der Herr Vorredner Bezug genommen hat. Aus dieſen 
Gründen iſt die Erhebung einer Schiffahrtsabgabe durchaus gerecht— 
fertigt. Ich glaube nicht, daß ſie ſo hoch ſein wird, daß der Elbinger 
Handel damit irgendwie geſchädigt werden wird. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; ich ſchließe die 
Generaldiskuſſion und frage den Herrn Berichterſtatter, ob er 
noch das Wort wünſcht. — Der Herr Berichterſtatter verzichtet. 

Wir kommen nun zur Spezialdiskuſſion. § 1. — Der 
Herr Berichterſtatter verzichtet. Ich eröffne die Diskuſſion — und 
ſchließe fie, da fic) niemand zum Worte meldet. § 1 It angenommen. 

Ich gebe dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 

Berichterſtatter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: Meine 
Herren, zu § 2 iſt eine kleine Aenderung gegenüber der Regierungs— 
vorlage im Abgeordnetenhauſe beſchloſſen worden. Die Summe von 
494 000 Mark, die der Einlage Deichverband zu zahlen hat, ijt in zwei 
Summen geteilt, und zwar 444000 Mark, die der Einlage-Deich- 
verband, und 50 000 Wark, die die Zeyers Vorder- und Nieder-Kampen 
zahlen ſollen. Dieſe Teilung der Beiträge war zwiſchen den beiden 
Verbänden bereits verabredet. Die Zeyers Vorder- und Nieder-Kampen 
haben fich bereit erklärt, dem Einlage-Deichverband die 50 000 Wark 
zu zahlen, und es iſt nur wünſchenswert, daß dies auch in dem Geſetz 
zum Ausdruck gekommen iſt. Die Beteiligten ſind mit dieſen Summen 
nach jeder Richtung hin einverſtanden. 

Präſident: Ich eröffne die Diskuſſion — und ſchließe ſie, da ſich 
niemand zum Worte meldet. § 2 iſt angenommen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 
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Berichterſtatter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: § 3 
regelt die Schadenserſatzpflicht. Wie ich vorhin ſchon hervorgehoben 
habe, war in der Regierungsvorlage ausgeſprochen worden, daß eine 
Erſatzpflicht überhaupt nicht beſtehen ſolle. Das Abgeordnetenhaus 
hat nun die Faſſung fo gewählt, daß es ſagt: es iſt inſoweit Erſatz zu 
leiſten, als ohne die geſetzliche Ermächtigung zu den Anlagen nach dem 
geltenden Recht eine Erſatzpflicht beſtehen würde und die Billigkeit nach 
den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. Es hat dann neu hin⸗ 
eingebracht, daß über den Erſatzanſpruch der Bezirksausſchuß mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges endgültig beſchließt. Dieſer Weg iſt nicht von 
allen als der beſte bezeichnet worden; viele hätten gewünſcht, daß ein 
Schiedsgericht die Regelung dieſer Erſatzanſprüche treffen ſollte. In— 
deſſen haben ſich da rechtliche Bedenken entgegengeſtellt, und es iſt 
ſchließlich ja der Bezirksausſchuß auch eine Behörde, die mit den ört— 
lichen Verhältniſſen genau Beſcheid weiß und von der anzunehmen iſt, 
daß ſie unbillige Forderungen in der richtigen Weiſe abweiſen wird. 

Es iſt neu hinzugekommen, daß der Erſatzanſpruch erlöſchen ſoll, 
wenn er nicht vor dem Ablaufe von fünf Jahren, bei Fiſchereiſchäden 
vor dem Ablaufe von zehn Jahren nach der Ausführung des Teiles 
der Anlage, die den Schaden verurſacht hat, geltend gemacht wird. 
Meine Herren, das iſt auch eine Vergünſtigung, die den betreffenden 
Deichverbänden zugute kommt, daß nach fünf Jahren weitere Ent— 
ſchädigungsanſprüche nicht mehr geſtellt werden können, und ich glaube, 
daß ſich die betreffenden Intereſſenten auch mit dieſen Beſtimmungen 
wohl einverſtanden erklären können. 

Präſident: Ich eröffne die Diskuſſion — und ſchließe ſie, da ſich 
niemand zum Worte meldet. § 3 iſt angenommen. 

§ л. Der Herr Berichterjtatter oerzidtet. Ich eröffne die Dis- 
kuſſion —, ſchließe ſie, da eine Wortmeldung nicht erfolgt iſt, und er— 
kläre auch § 4 für angenommen. 

Wir kommen zu 5 5. Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Berichterſtatter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: Meine 
Herren, $ 5 handelt über die Summen, die die betreffenden Deich⸗ 
verbände zum Ausgleich von Schäden erhalten ſollen. Ich habe vor— 
hin ſchon erwähnt, daß der Danziger Deichverband die Summen, die 
er bekommen muß nach Anſchlägen, die gemacht worden ſind, auf 
180 000 Mark berechnet, während für ihn nur 330000 Mark aus⸗ 
geworfen find. Wit Nücfiht auf einen Antrag, die Summe ent⸗ 
ſprechend zu erhöhen, ift im anderen Haufe folgende Erklärung аб» 
gegeben worden, die ich hier verleſen möchte, weil ich ſie für außer— 
ordentlich wichtig halte. Der Herr Negierungsvertreter hat erklärt: 

Wenn die techniſchen Annahmen, welche der Berechnung der 
dem Danziger Deichverband zugebilligten Entſchädigungsſumme 
von 330 000 Wark zugrunde gelegt ſind, wider Erwarten ſich 
als unzutreffend erweiſen und der Danziger Deichverband in- 
folgedeſſen mit dem gewährten Pauſchbetrag auch bei ſpar— 
ſamer und wirtſchaftlicher Verwendung nicht auskommen ſollte, 
ſo würde die Staatsregierung bereit ſein, die Gewährung eines 


angemeſſenen, der Leiſtungsfähigkeit des Danziger Deichverbandes 
entſprechenden Zuſchuſſes in Erwägung zu ziehen. 

Meine Herren, auf Grund dieſer Erklärung hat der Antragſteller 
im andern Hauſe ſeinen Antrag zurückgezogen, und ich glaube, daß ſich 
auch der Danziger Deichverband bei dieſem doch immerhin weiten Ent— 
gegenkommen der Königlichen Staatsregierung damit wird einverſtanden 
erklären können. Er wird jedenfalls unter allen Amſtänden davor ge— 
ſichert ſein, daß er mehr bezahlt als die 330000 Mark, die er bekommt. 
— Ich kann alſo nur bitten, dieſen Paragraphen anzunehmen. 

Präſident: Ich eröffne die Diskuſſion, — ſchließe fie, da ſich 
niemand zum Wort meldet, und erkläre § 5 für angenommen. 

§ 6. — Der Herr Berichterſtatter verzichtet. Auch ſonſt wird das 
Wort nicht verlangt. Ich erkläre § 6 für angenommen. 

§ 7. Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Berichterſtatter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: Im § 5 
der urſprünglichen Regierungsvorlage war vorgeſehen, daß der Damm, 
durch welchen der Nogatabſchluß bewirkt wird, von den verſchiedenen 
Deichverbänden unterhalten werden ſoll. Es iſt im Abgeordneten— 
hauſe beſchloſſen worden, daß dieſe Dammſtrecke von 350 Metern vom 
Staate zu unterhalten iſt. Ich halte das für außerordentlich günſtig 
und wünſchenswert, da doch der Staat allein in der Lage iſt, das am 
beſten und ſicherſten zu machen. Ich kann alſo nur bitten, dieſer 
Aenderung Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt. Ich erkläre 
§ 7 für angenommen. 

5 8. Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterſtatter Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: In § 8 war 
die Aufhebung des § 1 des Geſetzes von 1888 nötig, weil dort die 
Errichtung eines Eiswehrs beſchloſſen war. Das iſt ja jetzt un— 
möglich. 

Präſident: Das Wort wird zu § 8 nicht weiter verlangt; ich er: 
kläre § 8 für angenommen. 

§ 9. Der Herr Berichterſtatter — verzichtet. Zum Wort hat ſich 
zu § 9 niemand gemeldet. Ich erkläre § 9 für angenommen. 

§ 10. Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtalter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: Im 
§ 10 iſt ein Zuſatz gemacht worden, welcher lautet: 

Behufs Beſchaffung des Koſtenbeitrages, den die Inter- 
eſſenten nach § 2 zu übernehmen haben, wird die Staats- 
regierung ermächtigt, ein Darlehen bis zur Höhe der Intereſſenten— 
beiträge (5 2) herzugeben, das zu einem angemeſſenen Zins⸗ 
fuße zu verzinſen und mit ein Prozent zu tilgen iſt. 

Ich halte dieſen Zuſatz für unbedenklich und bitte ihn anzunehmen. 

Präſident: Ich eröffne die Diskuſſion über § 10 — ſchließe ſie 
und erkläre § 10 für angenommen. 

§ 11. Der Herr Berichterſtatter — verzichtet. Da ſich niemand 
zum Worte gemeldet hat, erkläre ich § 11 für angenommen. 

§ 12. Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 
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Berichterſtatter Graf Finck von Finckenſtein⸗Schönberg: Zu 
§ 12 möchte ich nicht als Berichterſtatter, ſondern als Witglied des 
Hauſes eine Frage zur Sprache bringen. Es handelt ſich um die 
Ausführung der Dirſchauer Brücke und um die notwendigen Arbeiten, 
die da mit der Erneuerung der Rampe gemacht werden müſſen. In 
der Begründung iſt gefagt, daß alle Chauſſeebauten und Chauſſee⸗ 
umbauten, die durch das Werk nötig werden, von den betreffenden 
Intereſſenten zu tragen ſind. Wäre dies der Fall, ſo würde die Pro— 
vinz Weſtpreußen einen Betrag von 100 000 Mark aufwenden müſſen, 
um eine Chauſſee zu verlegen, die von dem Deich abgeſchnitten wird, 
und um eine neue Rampe anzulegen. Ich gebe wohl zu, daß es all— 
gemeiner Rechtsgrundſatz ijt, daß die Rampen von den Intereſſenten 
hergeſtellt werden müſſen. Ich möchte aber doch der Staatsregierung 
zur Erwägung anheimſtellen, daß der Fall hier beſonders liegt und 
möchte die Königliche Staatsregierung bitten, auch in dieſem Falle, wie 
ſie ja in dem Geſetzentwurf oft entgegenkommend geweſen iſt, ſich der 
Provinz weiter entgegenkommend zu zeigen. Ich möchte darauf hin⸗ 
weiſen, daß auch in vielen anderen Fällen, ſo bei der Veränderung 
zur Brücke über die Weichſel und Nogat, die Koſten von der Staats- 
regierung getragen worden ſind. 

Präſident: Das Wort wird ſonſt nicht verlangt. Ich erkläre § 
12 für angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über Ueberfchrift und 
Einleitung. — Beides iſt angenommen. 

Nun würde die Geſamtabſtimmung folgen. Ich bitte, daß die— 
jenigen Herren, die der Geſetzesvorlage ihre Zuſtimmung geben wollen, 
ſich von ihren Plätzen erheben. (Geſchieht.) Das iſt die große 
Majorität. Der Geſetzentwurf iſt angenommen. 


Entwurf des Geſetzes, betr. den Nogatabſchluß, 
nach den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordneten und des 
Herrenhanfes. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ufw., 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der 
Monarchie, was folgt: 


81 
Die Staatsregierung mi D ermächtigt, zur Abwendung von Hoch— 
waſſer- und Eisgefahren 
1. die Durchdeichung der Nogat bei Pieckel, 
2. die Erweiterung der Dirſchauer Weichſelbrücken 
nach Maßgabe der von den zuſtändigen Winiſtern feſtzuſtellenden Ent— 
würfe, deren Koſten 
zu 1. auf 11546000 M. 
zu 2. auf 6560000 „ 
berechnet ſind, herbeizuführen. 
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§ 2 
Die Herftellung der im § 1 bezeichneten Anlagen erfolgt: 
im Falle der Nr. 1 durch den Warienburger, Elbinger und 
Einlage-Deichverband, 
im Falle der Nr. 2 durch den Staat 
als Bauherren. 
Der Staat übernimmt auch die Bauausführung der von den 
Deichverbänden als Bauherren herzuſtellenden Anlagen gegen eine 
Pauſchalentſchädigung von 3496 686,07 M., von welcher 


der Marienburger Deichverband . . . 1667 771,95 M. 
der Elbinger Deihverband . . . . . 1334613,00 „ 
der Einlage-Deichverband nen? 


die Zeyers Dorder- und Nieder⸗Kampen 50000,00 „ 

dem Fortſchreiten der Arbeiten entſprechend aufzubringen haben. 
5 3*) d 

Für Schäden, die durch die im § 1 bezeichneten Anlagen trotz 
fehlerfreier Ausführung entſtehen, iſt inſoweit Erſatz zu leiſten, als 
ohne die geſetzliche Ermächtigung zu den Anlagen nach dem gelten⸗ 
den Rechte eine Erſatzpflicht beſtehen würde und Hie Billigkeit 
nach den Umftänden eine Schadloshaltung erfordert. 

Ueber den Erſatzanſpruch beſchließt mit Ausſchluß des Aechts⸗ 
weges endgültig der Bezirksausſchuß. 

Der Erſatzanſpruch erliſcht, wenn er nicht vor dem Ablaufe 
von fünf Jahren, bei Fiſchereiſchäden vor dem Ablaufe von zehn 
Sahren nach der Ausführung des Teiles der Anlage, die den 
Schaden verurſacht hat, geltend gemacht wird. 

8 4*) 

Die Erſatzpflicht liegt ob: 

1. hinſichtlich der Schäden, die zu einem Deichverbande oe: 
hörende Grundſtücke betreffen, jedem Deichverbande für 
ſein Verbandsgebiet; 

2. ака der die Fiſcherei betreffenden Schäden dem 

taate ; 

3. im übrigen den Bauherren und zwar den als Bauherren 
beteiligten Deichverbänden den Gefchadigten gegenüber als 
Geſamtſchuldnern, untereinander nach Verhältnis der Be⸗ 
träge, die fe nach $ 2 Abſ. 2 aufzubringen haben. 

Für Schäden, welche dem Staat oder Deichverbänden als 

ſolchen entſtehen, wird kein Erſatz geleiſtet. 
§ 5*) 

Zum Ausgleich für die den Deichverbänden nach § 3 obs 
liegenden Verpflichtungen ſowie für Maßnahmen, welche die Be⸗ 
ſeitigung oder Verhütung von Schäden bezwecken, die durch die im 


*) 55 3, 4 und 5 angenommen gemäß Antrag v. Brandenſtein⸗Klocke⸗ 
Luſensky (Hohenſalza) Nr. 602. 
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$ 1 bezeichneten Anlagen entſtehen können, erhalten die Deich- 
verbände aus den bereitgeftellten Mitteln folgende Beträge: 

der Falkenauer Deichverband . . . 270000 M. 

der Danziger Deichverband .. Eer IT NER 

und Der Marienburger Deichverband wi pat 21000047, 


§ 6 

Der Staat hat die ihm gehörenden Grundftüce, welche zur Bau— 
ausführung erforderlich ſind, unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. 
In gleicher Weiſe haben die Deichverbände die ihnen gehörenden, 
zum Umbau oder zur Verlegung der Deiche erforderlichen Grundſtücke, 
ferner der Marienburger Deichverband die bei der Rückoerlegung des 
Deiches gegenüber Dirſchau frei werdende, zur Vorland3- Regulierung 
erforderliche Deichfläche, der Marienburger, Elbinger und Einlage— 
Deichverband endlich die ihnen gehörenden, zur Herftellung der Ans 
lagen im Nogatgebiet, einſchließlich der dort vorgeſehenen Ent- und 
Bewäſſerungsanlagen, erforderlichen Grundſtücke zur Verfügung zu 
ſtellen. 

Für die anderen zur Bauausführung erforderlichen eingedeichten 
Grundſtücke und Vorländer gehen die den Deichverbänden nach § 20 des 
Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848 (Geſetzſamml. S. 54) zuſtehenden 
Rechte auf den Staat über; die dort der Deichbehörde beigelegte Be— 
fugnis, die Abtretung von Grund und Boden und die Ueberlaffung 
von Materialien anzuordnen, ſteht der mit der Ausführung des Baues 
beauftragten Staatsbehörde zu. 


§ 7 
Von den nach § 1 herzuſtellenden Anlagen liegt die Unterhaltung 
der neuen Weichſeldeichſtrecke, die die Nogat abſchließt, dem Staate ob. 
Die Unterhaltung: 
1. derjenigen Deichſtrecken der Deichverbände, welche umgebaut 
oder verlegt werden, 
2. der Ent⸗ und Bewäſſerungsgräben 


liegt 
zu Nr. 1 den bisher unterhaltungspflichtigen Deichverbänden, 
zu Nr. 2, ſoweit ſie nicht von Waſſergenoſſenſchaften oder 
ſonſtigen öffentlichen Verbänden übernommen wird, den 
Deichverbänden, in deren Vorlande oder Verbandsgebiete 
die Gräben ſich befinden, 
ob. 


Alle übrigen Anlagen ſind vom Staate zu unterhalten. 

Den Deichverbänden und dem Staate ſteht das Eigentum der 
hiernach von ihnen zu unterhaltenden Anlagen, einſchließlich des Grund 
und Bodens, auf dem ſie hergeſtellt ſind, zu. Soweit der Grund und 
Boden vom Staate oder von den Deichverbänden nach § 6 Abſ. 1 
zur Bauausführung zur Verfügung geſtellt iſt, geht das Eigentum mit 
der Fertigſtellung der Anlagen auf den Unterhallungspflichtigen über. 
Den Zeitpunkt, in welchem die Anlagen als fertiggeſtellt gelten, be— 
ſtimmt der Oberpräſident. 


— 
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§ 1 des Geſetzes, betreffend die Regulierung der Stromverhält⸗ 

niſſe in der Weichſel und Nogat, vom 20. Juni 1888 (Geſetzſamml. 

S. 251) wird aufgehoben, ſoweit er die Herſtellung eines Eiswehrs 
bei Kittelsfähre betrifft (Buchſtabe e). 
9 


Die Ausführung der Anlagen, die in dem Фејеђе, betreffend die 
Regulierung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz bis 
Pieckel, vom 25. Funi 1900 (Geſetzſamml. S. 249) vorgeſehen ſind, 
unterbleibt, inſoweit an deren Stelle anderweite Bauausführungen auf 
Grund des vorliegenden Geſetzes erfolgen. Dementſprechend werden 
die im § 2 des Geſetzes vom 25. Juni 1900 feſtgeſetzten Zuſchüſſe 


um insgeſamt 
125 313,93 M. 
und zwar: 
1. des Marienburger Deichverbandes um 
78918,75 M. 
2. des Danziger Deichverbandes um 
: 39 204,17 M. 
8. des Falkenauer Deichverbandes um 
5120,83 M. 
4. des Elbinger Deichverbandes um 
7070,18 M. 
ermäßigt. Dieſe Deichverbände haben aber die vorgenannten Beträge 
als Intereſſentenbeitrag zur Ausführung der im § 2 Ar. bezeichneten 
Anlagen an den Staat vorab zu entrichten. 
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Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 
erwähnten Koſten, ſoweit dieſe nicht durch die Pauſchaleutſchädigung 
nach § 2 und den Intereſſentenbeitrag nach § 9 aufzubringen find, 
Staalsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend 
Schatzanweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in 
den Schatzanweiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird er⸗ 
mächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Aus- 
gabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuldverſchreibungen in 
dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzanweiſungen 
können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung 
von fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt find, hat die Haupt- 
verwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 
vierzehn Tage vor dem Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. 
Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeit⸗ 
punkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatz— 
anweiſungen aufhört. 

Behufs Beſchaffung des Koſtenbeitrages, den die Intereſſenten 
nach S 2 zu übernehmen haben, wird die Staatsregierung er⸗ 
mächtigt, ein Darlehen bis zur Höhe Aer Intereſſentenbeiträge 


(8 2) herzugeben, das zu einem angemeſſenen Zinsfuße zu ver⸗ 
zinſen und mit ein Prozent zu tilgen iſt. 
11 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen 
Kurſen die Schatzanweiſungen und die Schuldverſchreibungen veraus— 
дабі werden ſollen (§ 10), beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die 
Konſolidation Preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staats- 
ſchukden (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, 
betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 
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Die Ausführung dieſes Geſetzes iſt den zuſtändigen Winiſtern 
übertragen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und bet- 
gedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben ufw. 


Reſolution 
(in der zweiten Beratung endgültig angenommen). 

Die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, die 
nach Abſchluß der Nogat zur Offenhaltung des 
Pillauer Tiefs und Seegatts in bisheriger Tiefe 
erforderlichen Beträge zur Herſtellung, Anter-⸗ 
haltung und Benutzung von Baggergeräten, in» 
ſoweit ſie nicht nach vorliegendem Geſetze oder 
ſonſt zur Verfügung ſtehen, rechtzeitig durch den 
Staatshaushaltsetat anzufordern. 
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